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(Unterschrift)

Der Ehrenwerte Mr. Justice Moses				            9. September 1998

Einleitung



Im Jahre 1603 malte Joachim Wtewael die Heilige Familie mit dem heiligen Johannes und der heiligen Elisabeth; seitlich von ihnen befinden sich drei musizierende Engel.  Ein junger kalipygischer heiliger Johannes hält ein Buch, das von seiner Mutter, der heiligen Elisabeth, gelesen wird.  Den Stil Correggios imitierend, den er, wie andere niederländische Maler vor ihm, auf seinen Reisen in Italien bewundert hatte, bevölkert er  die Kupferoberfläche von nur 21 x 16 cm dicht mit herabsteigenden Putti, Bruchstücken einer korinthischen Säule und klassischen Ruinen im Hintergrund.    Das Bild ist ein beachtenswertes Beispiel des niederländischen Manierismus, dessen Stil Wtewael sich nach seiner Rückkehr nach Utrecht zu eigen machte, ebenso wie andere Maler in Harlem, die auf den italienischen Einfluß reagiert hatten.



Die Größe des Gemäldes ermöglicht es nicht nur seinem Besitzer, sich an seiner sinnlichen und geistlichen Schönheit zu erfreuen, indem er es zur näheren Betrachtung in der Hand hält.  Ein kleinformatiges Gemälde zieht Diebe und Schmuggler an.  Wie beispielsweise bei der Plünderung Roms im Jahre 1527, nach Gibbon,  solchen Objekten „gut begründeter Vorzug“ gegeben wurde, die „den größten Wert beim kleinsten Ausmaß und Gewicht“ aufwiesen.  Am Ende des Zweiten Weltkrieges verschwand das Gemälde aus der Sammlung in der Galerie der herzoglichen Familie von Sachsen-Coburg und Gotha in der Stadt Gotha.  Es wurde Mitte der achtziger Jahre aus Moskau herausgeschmuggelt, erschien 1987 kurz in Westberlin, verschwand von neuem und tauchte erst wieder auf, als es 1992 von Sotheby’s zum Verkauf angeboten wurde.



Die Kläger fordern die Rückgabe des Gemäldes von  einer panamaischen Gesellschaft  Cobert Finance S.A. („die Firma Cobert“),  aufgrund von verbotener Eigenmacht  (conversion - im englischen Recht ein Tort, also Teil des Deliktsrechts - Anm. d. Übersetzers).  Die Stadt Gotha hatte bereits vorher ein Verfahren gegen Sotheby’s eingeleitet.  Die beiden Klagen sind miteinander verbunden worden.  Sotheby’s hat bis zur Entscheidung über den Streit zwischen den Klägern und der Firma Cobert nicht weiter an dem Verfahren teilgenommen.  Die Bundesrepublik Deutschland erhebt Anspruch auf das Eigentum an dem Gemälde.  Die Stadt Gotha macht ein Besitzrecht darauf geltend.  Die Kläger fordern feststellenden Rechtsschutz, einen Gerichtsbeschluß auf Herausgabe und/oder Schadenersatz mit der Begründung, die Firma Cobert habe verbotene Eigenmacht  an dem Gemälde begangen, indem im März 1989 eine mittelbare Besitzverschaffung an sie stattgefunden habe, sie das Gemälde damals bei Sotheby’s zum Verkauf eingeliefert habe, es durch Sotheby’s der Stadt Gotha im Oktober 1991 zum Kauf angeboten und/oder im August 1993 von Sotheby’s seine Rückgabe gefordert habe.



Dieser Rechtsstreit ist genauso dicht bevölkert mit eigenartigen Persönlichkeiten und Themen wie die Detaildarstellungen in dem Gemälde.  Ich wurde  zur Klärung strittiger Tatbestandsfragen mit dem SMERSH, Beutekunstbrigaden, den Kunstschmugglern  von Moskau und „Big Mamma“ vertraut gemacht und bei der Klärung von strittigen Fragen des deutschen Rechts habe ich die Gelehrsamkeit von Kommentatoren des Bürgerlichen Gesetzbuchs kennengelernt.  Die zwei entscheidenden Streitpunkte sind die folgenden:



(I)	Kann die Bundesrepublik Deutschland Eigentum an dem Gemälde nachweisen? 		und

(II)	wenn dies der Fall ist, ist ihr Anspruch (auf Herausgabe) nach deutschem 			Verjährungsrecht verjährt?



Unter Abschnitt I, der sich auf den Anspruch der Bundesrepublik Deutschland aus Eigentum bezieht, ergeben sich folgende Streitpunkte:



I.1	Kann tatbestandlich nachgewiesen werden, daß sich das Gemälde in den Jahren 		1945 und 1946 in Thüringen befunden hat?



I.2	Ist  das Eigentum an dem Gemälde kraft der polizeilichen Beschlagnahmeverfügung vom 6. Jui 1945 in Verbindung mit dem Enteignungsgesetz vom 9. Oktober 1945, oder, falls sich das Gemälde im Juli 1946 noch in Thüringen befand, kraft des Gesetzes vom 24. Juli 1946 auf das Land Thüringen übergegangen?



I.3	Ist  das Eigentum an dem Gemälde infolge der Auflösung der Kunststiftung am 		14. Oktober 1950 auf das Land Thüringen übergegangen?



I.4	Wird  ein englisches Gericht das Eigentum der Bundesrepublik Deutschland an dem Gemälde nach deutschem Recht anerkennen oder durchsetzen?



I.5	Vervollständigt das Auftauchen des Gemäldes in Westberlin im Jahre 1987, angeblich über Ostdeutschland, eine noch unvollständige Enteignung?



I.6	Hat die Stadt Gotha ein Besitzrecht an dem Gemälde?



Unter Abschnitt II, der sich auf die Verjährung bezieht, ergeben sich folgende Streitpunkte:



II.1	(Dieser Aspekt wird hier nach der Tatbestandsfeststellung zum Eigentum behandelt).  Ob tatbestandlich verbotene Eigenmacht  an dem 		Gemälde durch einen späteren Besitzer verübt wurde, nachdem das Gemälde aus Gotha 	gestohlen worden war;



II.2	ob die deutsche Verjährungsfrist gemäß Section 1 des Foreign Limitation Periods Act von 1984 (englisches Gesetz bezüglich ausländischer Verjährungsfristen, Anm. d. Übers.) zu berücksichtigen ist; 



II.3	ob, wenn deutsches Recht zu berücksichtigen ist, das Recht auf Herausgabe nach 		deutschem Recht verjährt ist;



II.4	ob ich, wenn der Anspruch nach deutschem Recht verjährt wäre,  nach Section 2(1) des  Foreign Limitation Periods Act von 1984 die Anwendung des deutschen Rechts mit der Begründung ausschließen sollte, daß es gegen den englischen ordre public verstößt. 

Zum Verständnis wichtige Tatsachen



Die folgenden Tatbestandsbereiche sind unstreitig.  Herzog Ernst der Fromme begann 1659 damit, Gemälde zu kaufen.  Das streitbefangene Gemälde war viele Jahre lang im Besitz der herzoglichen Familie von Sachsen-Coburg und Gotha.  Es wird im Katalog der Gemälde der herzoglichen Galerie in Gotha von 1826 aufgeführt.  1855 wurde  die Kunstsammlung durch eine Übereinkunft zwischen dem regierenden Herzog und Seiner Königlichen Hoheit Prinz Albert, der zu diesem Zeitpunkt bereits verheiratet und außer Landes war, und dem herzoglichen Staatsministerium von Gotha als herzogliches Hausvermögen anerkannt.  Das Gemälde verblieb in der herzoglichen Bildergalerie in Schloß Friedenstein, deren Geschichte 1883 in einem Katalog beschrieben wurde.  Das Gemälde scheint mindestens von 1879 an, als das Museum eröffnet wurde, für die Öffentlichkeit zugänglich ausgestellt gewesen zu sein.  Im Juli 1905 wurde die Kunstsammlung aufgrund eines Gesetzes zur  Aufteilung von Staatsvermögen und einer damit in Zusammenhang stehenden Schiedsvereinbarung  zwischen dem Herzog und dem Herzogtum als zum Fideikommiß gehörig deklariert.



Am 9. November 1918 setzte der Gothaer Arbeiter- und Soldatenrat den Herzog von Sachsen-Coburg und Gotha ab.  Die Verfassung des Deutschen Reiches vom 11. August 1919 verlangte die Auflösung von Fideikommissen; die Gemäldesammlung zählte zu den davon betroffenen Vermögenswerten.  Angesichts des  revolutionären Eifers der sozialistischen Weimarer Republik wurde der Fideikommiß freiwillig aufgelöst.  Im November 1927 wurde durch eine Schiedsvereinbarung  zwischen dem herzoglichen Haus und dem Land Thüringen die



„Herzog von Sachsen-Coburg und Gotha’sche Stiftung für Kunst und Wissenschaft“



eingerichtet.



Die Stiftung (die ich nachstehend als „Kunststiftung“ bezeichnen werde) sollte ihren Sitz in der Stadt Gotha haben.  Ihr Zweck sollte die immerwährende Bewahrung und weitere Vergrößerung (unter anderem) der Kunstsammlung sein.  Da spätere Dokumente in ihren Verweisen auf herzogliche Stiftungen nicht immer eindeutig sind, ist es wichtig, festzuhalten, daß noch eine andere Stiftung gegründet wurde, die als „Familienstiftung“ bekannt ist.  Diese Stiftung war verpflichtet, an die Kunststiftung jährliche Zahlungen zu leisten.  Im Januar 1928 setzte ein thüringisches Gesetz das Abkommen vom November 1927 in Kraft, und im März 1928 wurde die Kunststiftung eingerichtet.



In der Gründungsurkunde der Kunststiftung wurde festgelegt, daß die Stiftung ihren Sitz in Gotha hatte (§ 1).  Sie sollte die Sammlungen erhalten und erweitern und Kunst, Wissenschaft und Bildung fördern.  Es wurde festgelegt, daß die Sammlungen für die Nutzung durch die Öffentlichkeit in dem selben Umfang und der selben Weise wie vorher zugänglich gemacht werden würden (§ 3).  Das Ministerium für Volksbildung und Justiz  war die Aufsichtsbehörde (§ 4).



Bei Beginn des Zweiten Weltkrieges wurde das Museum geschlossen und die wertvollsten und unersetzlichen Stücke wurden nach Reinhardsbrunn, ein etwa vierzehn Kilometer östlich von Gotha gelegenes Jagdschloß,  in Sicherheit gebracht.  Herr Dr. von Schenk zu Schweinsberg, der Museumsdirektor, berichtete im Jahresbericht für die Kunststiftung (Juli 1938 bis 31. Dezember 1939), daß die Auswahl „erheblich eingeschränkt“ werden mußte.  Weitere Gemälde wurden in einem im Erdgeschoß des Stammsitzes des Museums, Schloß Friedenstein, gelegenen Raum gelagert und vor Bombensplittern geschützt.  Aus dem Katalog geht klar hervor, daß das Gemälde eines der bedeutenderen Stücke in der Kunstsammlung war.  Selbst während des Krieges blieb es  Gegenstand des Interesses, und 1942 wurde als Antwort auf eine schriftliche  Anfrage aus Holland, in der um eine Fotografie des Gemäldes gebeten wurde, mitgeteilt,  daß es in sicherer Verwahrung sei.  Die Antwort auf eine weitere Anfrage seitens des Herausgebers eines  Künstlerlexikons in Leipzig lautete wie folgt:



„Das Bild von Uttenwael (eine alternative Schreibweisse, Anm. des Richters) befindet 	sich nach wie vor im herzoglichen Museum. ... Ich glaube, die Bilder gesehen zu haben 	und gebe Ihnen darüber noch weiteren Bescheid.  Heil Hitler.“  



Das Gemälde befand sich also während des Krieges noch in der Sammlung, obwohl nicht klar ist, ob es nach Reinhardsbrunn verbracht worden war.



I.1	Verbleib des Bildes in den Jahren 1945 und 1946 (streitige Tatbestandsaspekte mit Relevanz für das Eigentum)



Es ist unstreitig, daß das Gemälde in den vierziger Jahren von Gotha aus in die Sowjetunion gebracht wurde.  Es ist jetzt auch unstreitig, daß das Gemälde aus der Kunstsammlung, die früher der herzoglichen Familie gehört hatte, gestohlen worden war.  Streitig ist:  wann hat  das Gemälde Thüringen verlassen?  Dieser Streitpunkt ist von zentraler Bedeutung für die Klärung der Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland Eigentümerin des Gemäldes ist, denn um ihr Eigentum nachzuweisen, muß sie sich auf Gesetze stützen, die nur innerhalb Thüringens bzw. - obwohl hier kein Unterschied besteht, der von Belang wäre - in dem Gebiet galten, über das die Sowjetische Militäradministration staatliche Gewalt ausübte.  Nur wenn sich die Bundesrepublik Deutschland auf die Auflösung der Kunststiftung stützen kann, ist die Tatsache, daß das Gemälde sich in der Sowjetunion befand, nicht von Belang.



Die Firma Cobert bringt vor, daß sowohl vor der Ankunft der amerikanischen Armee in Gotha im April 1945 als auch, nachdem Thüringen als Folge des von den  Alliierten auf der Konferenz von Jalta erzielten Absprache  im Juli 1945 der sowjetischen Besatzungsmacht übergeben wurde, in Deutschland ein solches Chaos herrschte, daß die Bundesrepublik Deutschland nicht nachweisen könne, daß sich das Gemälde im Juli 1945 überhaupt innerhalb der sowjetischen Besatzungszone befand, und daß sie diesen Nachweis erst recht nicht für den Juli 1946 führen kann.  Die Beweismittel, die für diesen Streitpunkt von Belang sind, bestehen aus Dokumenten, die ein anschauliches  Bild von der Situation in Thüringen zur damaligen Zeit geben, aus der Aussage von Professor Erickson, Honorary Fellow in Defence Studies (Ehrenmitglied der britischen Gesellschaft für Verteidigungswissenschaft, Anm. d. Übers.) und emeritierter Professor der Universität Edinburgh, ein Experte in sowjetischer Militärgeschichte, der im Namen der Kläger als Sachverständiger angerufen wurde, und aus historischen Unterlagen, die von Lynn Nicholas, einem angesehenen Universitätslehrer und anerkannten Experten auf dem Gebiet des Schicksals der europäischen Kunst im Dritten Reich, vorgelegt wurden.  Die Bundesrepublik Deutschland behauptet, das Gemälde habe die sowjetische Besatzungszone erst nach dem Juli 1946, wahrscheinlich erst etwa 1947 bis 1948, verlassen.  Die Bedeutung dieser Daten wird ersichtlich werden, wenn ich die Gesetzesmaterialien untersuche, auf die sich die Bundesrepublik Deutschland zum Nachweis ihres Eigentums stützt.



Noch bevor alliierte Truppen den Rhein überschritten, durchstreiften umherziehende Banden  von Fremdarbeitern plündernd die ländlichen Regionen.  Ich akzeptiere jedoch Professor Ericksons Aussage, daß es reine Spekulation ist, ob das Gemälde von Fremdarbeitern oder von einem ortsansässigen Deutschen bei günstiger Gelegenheit erbeutet wurde.  Aus zeitgenössischen Dokumenten geht hervor, daß einige Gegenstände, die der Kunststiftung gehörten, von den Amerikanern nach Coburg gebracht wurden, als sie Thüringen besetzt hielten.  Es gibt jedoch Beweise dafür, daß zumindest die wichtigen Stücke aus der Sammlung, die nach Coburg verbracht worden waren, ordnungsgemäß schriftlich festgehalten wurden.  Aus einer Notiz von Rentmeister Doetschel in Coburg vom 27. März 1945 geht hervor, daß ihm drei Gemälde von Rubens, ein Gemälde von Hals und neun Manuskripte zur sicheren Verwahrung übergeben worden waren.  Daß Gegenstände, die nach Gotha gebracht worden waren, dort heil ankamen, wurde auch in einem Brief an den Oberbürgermeister von Gotha vom 4. Juli 1945 bestätigt.  Obwohl Angehörige der amerikanischen Streitkräfte auch Plünderungen begingen (Soldaen stahlen zwei Gemälde von Dürer aus einem Schloß in Thüringen), scheinen die Amerikaner, was die Kunststiftung angeht, verantwortungsbewußt und rücksichtsvoll gehandelt zu haben, was angesichts der militärischen Lage ganz besonders bemerkenswert ist.  Aus einem Memorandum vom 16. Juli 1945 geht hervor, daß der Verfasser von der amerikanischen Militäradministration angewiesen worden war, ein Inventar aufzustellen und etwaige  Schäden festzuhalten.  Er sagte, daß ein amerikanischer Offizier die Ausstellungsräume im Schloß kurz vor der russischen Besetzung besuchte.  Zufällig war die frühere Herzogin von Sachsen-Coburg und Gotha zusammen mit Direktor von Schenk ebenfalls anwesend.  Die Herzogin bat darum, die amerikanische Militäradministration möge zwei Güterzüge bereitstellen, um einen Teil der Sammlung nach Coburg zu transportieren, um sie vor dem Einmarsch der Russen zu retten.   Der amerikanische Offizier lehnte dies ab.  Die Herzogin erwiderte, sie werde sich an den General wenden.  Es gibt keine Anhaltspunkte dafür,   daß dieser sich der Bitte gegenüber geneigter zeigte.  Des weiteren sprach Morton Shulman, ein kanadischer Arzt mit besonderem Interesse an dem Museum der Kunststiftung, als er 1982 von dem Gemälde hörte, mit Dr. von Schenk und fragte ihn, was mit den Beständen des Museums geschehen sei.  Dr. von Schenk erwiderte, daß nichts gefehlt habe, als die Russen gekommen seien.  Dr. von Schenk ist bereits verstorben, im Juni 1982 schrieb er jedoch, er habe seine Bücher und Papiere in Gotha zurückgelassen und dabei bemerkt:



„Wir waren schon froh, daß wir unsere Seelen retten konnten!“



Viel später, am 12. Juni 1950, wurde berichtet, daß etwa einhundertsechsundzwanzig große Kisten mit Kunstgegenständen, die in Schloß Reinhardsbrunn gelagert worden waren, erst nach  1945 geöffnet wurden, und daß die Amerikaner, als sie sie öffneten, nichts aus den Kisten herausnahmen, sondern sie ordentlich wieder verschlossen.



Deshalb stimme ich der Schlußfolgerung von Heinz Wiegand, Museumsdirektor bis 1986,  zu, der zufolge das Gemälde nicht während der Besatzung Thüringens durch die amerikanischen Streitkräfte verlorenging.  Es verblieb also vermutlich bis zur Ankunft russischer Truppen am 2. oder 3. Juli 1945 in Reinhardsbrunn.  Wenn es von einem Angehörigen der amerikanischen Streitkräfte weggenommen worden wäre, ist es darüber hinaus unwahrscheinlich, daß es nach Moskau gebracht worden wäre.  Die These, ein Angehöriger der amerikanischen Streitkräfte habe das Gemälde nach Berlin gebracht, ist Spekulation.  Wie Professor Erickson ausführt, war Deutschland am 26. April 1945 zweigeteilt worden, nachdem am Tag zurvor die sowjetischen und die amerikanischen Truppen in Torgau an der Elbe aufeinandergetroffen waren, und es wäre praktisch unmöglich gewesen, von Gotha nach Berlin zu reisen.



Sowjetische Militärbesatzung 3. Juli 1945 bis 24. Juli 1946



Die schwerwiegendsten Verluste aus dem Museum traten ein, als „offizielle“ Beutekunstbrigaden, die wahrscheinlich Major Professor Alexejew unterstellt waren, im Januar 1946 das Museum plünderten.  Nach Aussage von Professor Erickson ist es unwahrscheinlich, daß vor diesem Zeitpunkt inoffizielle Plünderungen stattfanden.  Gleich zu Anfang der sowjetischen Besatzung im Juli 1945  befanden sich Mitglieder des SMERSH in Thüringen.  Der SMERSH war der Vorläufer des KGB; er wurde 1942/43 von Stalin gegründet und stellte das furchterregendste und gefährlichste Element in der sowjetischen Militärstruktur dar.  Er hatte Macht über Leben und Tod über alle Dienstgrade der damaligen Roten Armee.  Die Effizienz  seiner Kontrolle war nach Aussage von Professor Erickson so groß, daß es unwahrscheinlich ist, daß irgendein sowjetischer Soldat, selbst wenn er, was bezweifelt werden muß, an einem Gemälde interessiert gewesen wäre, durch die Plünderung eines Kunstschatzes, der als Staatseigentum angesehen worden wäre, eine schwere Bestrafung oder den Tod riskierte hätte.  Professor Erickson zieht daraus die Schlußfolgerung, daß das Gemälde wahrscheinlich nur entweder als Teil einer offiziellen Aktion oder durch einen höheren Offizier mit Zustimmung des SMERSH  weggenommen worden sein kann.  Von Anfang ihrer Besatzung an machten sich die Beutekunstbrigaden daran, nicht nur sowjetische Kunstschätze wiederzuerlangen, sondern auch Gemälde und andere „kulturelle Artefakte“ als Kriegstrophäen zu beschlagnahmen.  Die russischen Historiker Akinscha und Koslow berichten,   daß unter der Kontrolle des Einsatzleiters des Spionageabwehrdienstes des SMERSH am 4. März 1946 wertvolle Kunstgegenstände aus Schloß Friedenstein entfernt wurden, und daß Major Alexejew Ende Januar 1946 von der Hauptabteilung Beutekunst der Roten Armee die Genehmigung erhielt, die „Museumsgegenstände“ des Schlosses zu beschlagnahmen.  Professor Erickson war der Auffassung, die Entnahmen hätten zu einem früheren Zeitpunkt in diesem Jahr stattgefunden, und der Einsatz der Beutekunstbrigaden in Thüringen und Sachsen sei wahrscheinlich Ende Januar 1946 abgeschlossen gewesen.  Nach Akinscha und Koslow umfaßte  der „reiche Fang“ dreiundfünfzig Gemälde aus Danzig und Reinhardsbrunn.  Sie wurden nach Leipzig gebracht, wo sie etwa zehn Tage verblieben, in denen sechzig Soldaten neunzehn Güterwagen mit zweihundert Tonnen Kunstgegenständen und Büchern beluden.  Der Zug verließ Leipzig am 11. März 1946.  Major Alexejew begleitete den Zug.  Diese Darstellung der genannten Historiker wird durch zeitgenössische Dokumente bestätigt, die sich auf die „offizielle“ Plünderung im Januar 1946 beziehen.  Am 16. Januar 1946 schrieb der Museumsdirektor, Dr. von Schenk:



„Am Montag, den 7.1.1946 mittags erschienen die Herren  Major und Professor Alexejew und Oberleutnant Lutscheweit mit einem dritten Herrn in der Bibliothek mit Ausweisen des Herrn Kommandanten von Gotha und erhielten auf ihren Wunsch Einblick in Bibliotheks- Schloß- und Museumsräume.  Am Mittwoch wurde ich ins Museum gerufen, wo - wie mir mitgeteilt wurde - auf Anweisung des Herrn Generals Kolesnitschenko alle noch verpackten Museumsgüter abtransportiert werden sollten.“   



Der Museumsdirektor beklagt, daß ihm die Quittungen, die ihm versprochen worden waren, nicht gegeben wurden.  Am 28. Januar 1946 bat der Verwaltungsdirektor die Kanzlei des Regierungspräsidenten in Weimar um Verfügungen, um die Plünderung zu verhindern, und sagte dazu, daß, wenn dies keinen Erfolg haben werde, der vollständige Verlust unvermeidlich sei.  Erst 1965 wurde eine Aufstellung der schwerwiegenden Verluste gemacht, als in dem Buch „Verlorene Werke der Malerei“ abhanden gekommene Kunstwerke und Gemälde listenmäßig beschrieben wurden, einschließlich der verschollenen Heiligen Familie von Wtewael.



Die Bundesrepublik Deutschland bestreitet jedoch, daß dieses Gemälde Teil der reichen Ernte  war, die im Januar 1946 in dem Museum eingesammelt wurde.  Professor Erickson ist der Ansicht, es sei unwahrscheinlich, daß es zu einer anderen Gelegenheit als bei diesem Beutezug oder durch einen höheren Offizier mit Zustimmun des SMERSH weggenommen wurde.  Seine Begründung ist dieselbe, die in bezug auf den Zeitraum vor Anfang 1946 galt.  Ein Gelegenheitsdiebstahl war unter dem wachsamen Auge des SMERSH unwahrscheinlich.  Wäre das Gemälde als Kriegsbeute weggenommen worden, hätte es das Gebiet der sowjetischen Militärbesatzung verlassen und wäre Anfang 1946 nach Rußland gebracht worden.  Ich muß deshalb erwägen, ob es irgendeinen Beweis dafür gibt, daß es nicht Teil der offiziellen Einsammlung von Trophäen war.



Nach Akinscha und Koslow wurden die Gothaer Sammlungen zwischen dem Komitee für Kulturpädagogische Einrichtungen oder Institutionen des Rates der Volkskommissare der Russischen Föderation und dem Kunstkomitee  aufgeteilt; letzteres erhielt die besten Kunstwerke.  Es gibt keinerlei Beweis dafür, daß dieses Gemälde Teil ihrer Sammlungsaktion war.  Von besonderer Wichtigkeit ist die Liste von siebenunddreißig Gemälden, die sich in der Sowjetunion befunden hatten und die dem Museum in Gotha im Dezember 1958 zurückgegeben wurdenm.  Auch wenn mir keine Sachverständigenaussage eines Kunsthistorikers oder Kurators vorliegt, bin ich der Auffassung, daß die Bemerkung meinerseits zulässig ist, daß, wenn sich auch unter den zurückgegebenen Gemälden ein Jan Brueghel und ein Cranach befanden, einige der zurückgegebenen Gemälde von keinem größeren künstlerischen Wert waren als der Wtewael.  Der Wtewael wurde jedoch bei dieser Gelegenheit nicht zurückgegeben.  Darüber hinaus behaupten beide Seiten, unabhängig davon, welche Darstellung der Umstände man akzeptiert, unter denen das Gemälde in den achtziger Jahren wieder ans Licht kam, daß das Gemälde aus dem Besitz eines russischen Offiziers transferiert wurde.  Wenn das Gemälde nicht Teil des offiziellen Beutezugs war, akzeptiere ich Professor Ericksons Aussage, daß es wohl nur von einem höheren Offizier in Abstimmung  mit  SMERSH  oder sogar von einem Angehörigen von  SMERSH weggenommen worden sein könne.  Nach Professor Ericksons Aussage ist es unwahrscheinlich, daß ein Offizier der Roten Armee Thüringen früher als gegen Ende 1946 verlassen hat.  Ich stimme Professor Ericksons Aussage zu diesem Punkt zu.  Thüringen war aufgrund von Uranvorkommen für die Sowjetunion von besonderer Bedeutung.  Die sowjetische Armee war und blieb im Zustand der Einsatzbereitschaft, um dieses Gebiet vor einem Angriff zu schützen.  Nur unter besonderen Umständen und unter Befehl hätten sowjetische Offiziere im Jahre 1946 Thüringen verlassen dürfen.  Sowjetische Offiziere blieben in diesem Gebiet, als die Armee 1946 von der Roten Armee zur Sowjetarmee wurde, weil sie zu dieser Zeit auf die Aufnahme in höhere Militärakademien vorbereitet wurden.  Die Aufnahmeformalitäten fanden in der  sowjetischen Besatzungszone  statt; die Bewegungsfreiheit war sehr eingeschränkt und wurde sorgfältig überwacht.  Angesichts dieser Umstände ziehe ich den Schluß, daß ein höherer Offizier 1946 nur unter außergewöhnlichen Umständen das sowjetische Besatzungsgebiet verlassen hätte, und die Möglichkeit, daß sich unter den wenigen Offizieren, die angewiesen wurden, in die Sowjetunion zurückzukehren, einer befand, der das Gemälde mitgenommen hätte, ist meines Erachtens verschwindend gering.



Dies allein beweist jedoch nicht, daß das Gemälde während des Jahres 1946 im sowjetischen Besatzungsgebiet verblieben ist.  Es gibt keinen Beweis dafür, daß das Gemälde von einem höheren Offizier auf andere Weise und nicht  als Teil der offiziellen Trophäensammlung weggenommen wurde.  Es gibt auch keinen eindeutigen Nachweis darüber, was mit all den Gemälden geschehen ist, die als Teil der offiziellen Trophäensammlung im Januar 1946 weggenommen wurden.  Ich fühle mich nicht  in der Lage, hieraus zu schließen, daß das Gemälde, da es nicht 1958 nach Gotha zurückgegeben wurde, nicht Teil der offiziellen Trophäensammlung war, die Anfang 1946 von Leipzig aus in die Sowjetunion geschickt wurde.  Ich komme zu dem Ergebnis, daß die wahrscheinlichste Erklärung für den Verlust des Gemäldes darin besteht, daß es zu der Zeit weggenommen wurde,  als die Trophäenbrigade unter Alexejew Beutestücke aus Gotha einsammelte.  Im Juli 1946 war das Gemälde nicht mehr da.

II.1	Für die Verjährung relevante Fakten; die Ankunft des Gemäldes aus Moskau in Westberlin, 1987 - 1989



Die folgenden Tatsachen sind unstreitig:



�SEQ i,_ii,_iii, \* römisch \r 1�
i
�.	Das Gemälde wurde in den achtziger Jahren von der Sowjetunion aus nach Westberlin gebracht.



�SEQ i,_ii,_iii, \* römisch \n�
ii
�.	Das Gemälde wurde 1988 von Mina Breslaw erworben und am 29. November 1988 von Sotheby’s in London in Empfang genommen.



�SEQ i,_ii,_iii, \* römisch \n�
iii
�.	Es wurde Mina Breslaw im März 1989 von der Firma Cobert abgekauft.



Es besteht eine erhebliche Diskrepanz zwischen den Darstellungen, die von den Zeugen auf Klägerseite und den Zeugen auf der Seite der Firma Cobert darüber  abgegeben wurden, wann und wie das Gemälde in Westberlin ankam und welche Personen daran beteiligt waren.  Der wesentliche Streit besteht darüber, ob, nachdem das Gemälde in die Hände der Person gelangte, die es aus der Sowjetunion herausschmuggelte (eine Frau Sunguza oder eine Frau Dikeni), diese Person oder ein nachfolgender Besitzer das Gemälde unterschlug.  Diese Frage ist von Bedeutung, weil die Kläger argumentieren, daß, wenn eine Unterschlagung  stattgefunden hat, der Anspruch nach  deutschem Verjährungsrecht, falls dieses gilt, nicht durch Fristablauf verjährt ist.  Die Firma Cobert behauptet, daß,  selbst wenn ihre Darstellung, wie das Gemälde in die Hände von Mina Breslaw gelangt ist, nicht  akzeptiert  werde, die Tatsachenbehauptung der Kläger so schwach und widersprüchlich sei, daß ich nicht davon ausgehen dürfe, daß eine Unterschlagung stattgefunden hat.  In der Welt des Kunstschmuggels ist wenig manieristisches Chiaroscuro zu erwarten, anhaltende Düsterkeit herrscht vor. 



Faktisches Vorbringen  der Firma Cobert zu der Frage, wie das Gemälde nach Westberlin gelangte



Die Darstellung der Firma Cobert dazu, wie das Gemälde in die Hände von Mina Breslaw gelangte, fängt nicht eben vielversprechend an.  Bis zum ersten Tag des mündlichen Verfahrens stützte sich die  Firma Cobert auf die Behauptung, daß eine deutsche Familie das Bild einem Oberst der sowjetischen Armee, Adolf Koslenkow, als Gegenleistung für Lebensmittel und sonstige Unterstützung geschenkt habe.  Er habe es nach Lettland gebracht.  Von 1955 an sei es im Besitz von Freunden der Familie Koslenkow, einer Familie Nowakowski, gewesen.  Als Adolf Koslenkow im März 1982 gestorben sei, habe eine Frau Gambourger, ein Mitglied der Familie Nowakowski, das Gemälde Koslenkows Sohn Alexander übergeben.  Im März oder April 1985 habe Alexander Koslenkow das Gemälde in Moskau an  Itela Sunguza verkauft, einen Ingenieur, der 1989 in Berlin ansässig war, jedoch mit seiner sowjetischen Frau in Moskau gelebt hatte.  1985 habe eine afrikanische Diplomatin, Frau Mukoko, das Gemälde auf Bitte Sunguzas nach Westberlin gebracht.



1987 sei das Gemälde Herrn Holger Martin, einem Bekannten des Herrn Sunguza in Westberlin, zum Zweck der Schätzung übergeben worden.  In dem Bestreben, seinen Ruf als seriöser Kunsthändler zu verteidigen, machte Herr Martin im März 1987 eine Aussage, der zufolge er von Herrn Wolosow, dem Inhaber eines Antiquitäten- und Kunstgeschäftes, gebeten worden war, das  Gemälde schätzen zu lassen.  Es ist unstreitig, daß Herr Martin das Gemälde am 24. März 1987 in die Gemäldegalerie Dahlem brachte.  Dort wurde es beschlagnahmt, während die Polizei Nachforschungen über seinen Eigentümer anstellte.  Im September 1987 wurde es Herrn Martin zurückgegeben.  Danach sind die Ausführungen darüber, was mit dem Bild geschah, wieder streitig.  Am ersten Tag der mündlichen Verhandlung gab die Firma Cobert zu,  weder sie noch irgend jemand anders habe das Gemälde in gutem Glauben erworben.



Es ist wichtig, festzuhalten, daß das Eingeständnis  der Firma Cobert eingeschränkt war.  Ihre Einräumung werde,  wie Mr.  Brindle QC mir vortrug, auf der Grundlage gemacht, daß die Firma Cobert  zugeben werde, daß sie und ihre Vorgänger wußten oder vermuteten, daß das Gemälde eventuell gestohlen sei, daß sie jedoch keine Nachforschungen anstellte, um diesen Verdacht zu zerstreuen.  Die Firma Cobert bestand jedoch auf ihrem Recht, sich auf die Inhalte schriftlicher Zeugenaussagen und auf die Aussagen von Zeugen, die sie zwecks Abgabe von mündlichen Aussagen vor das Gericht brachte, zu stützen, um nachzuweisen, daß die von den Zeugen der Klägerseite abgegebene Darstellung unzutreffend sei.  Unter diesen Umständen ist es erforderlich, Erkenntnisse über die Zeugen, die von der Firma Cobert angerufen wurden, zu gewinnen, bevor ich mich mit den Zeugen befasse,  auf die sich die Kläger stützen.



Die Behauptung, daß das Gemälde ein Geschenk war, ist nicht nur aus den Gründen unglaubwürdig,  die ich im Zusammenhang mit der Schilderung der Vorgänge in Zusammenhang mit dem Verbleib des Gemäldes in den Jahren 1945 und 1946 angeführt habe; die Zeugenaussagen widersprachen sich auch hinsichtlich  der Schilderung des faktischen Ablaufs.  Ich stütze mich nicht darauf, daß es in den Zentralarchiven keinerlei Hinweis auf einen Oberst oder General Adolf Koslenkow gibt, doch ist es von Bedeutung, daß die Aussagen von Frau Gambourger, geborene Nowakowski, und von Alexander Koslenkow darüber, was verkauft wurde, in Widerspruch zu der Quittung und der schriftlichen Aussage von Itela Sunguza stehen.  Darüber hinaus gibt es keine Erklärung dafür, warum das Bild erst im März 1987 geschätzt wurde, wenn es, wie die Firma Cobert behauptet, im Sommer 1985 nach Berlin gebracht worden war.  Die schriftlichen Aussagen von Sunguza und von Frau Breslaw widersprechen sich in der Frage,  wie viel für das Gemälde gezahlt wurde.  Nach Aussage von Sunguza wurde ihm der Betrag von DM 300.000 bar ausgezahlt;  Mina Breslaw sagt aus, daß sie eine Anzahlung von DM 20.000 vereinbart habe und weitere Beträge nach Übergabe des Gemäldes zahlen sollte.  Es gibt eine von einem Mohammed Gerard unterschriebene Quittung vom 23. November 1988 über den Erhalt von DM 20.000 in bar, aus der hervorgeht, daß das Gemälde von ihm im Namen einer afrikanischen Eigentümerin an Mina Breslaw verkauft wurde.  Es gibt eine zweite von Mohammed Gerard unterschriebene Quittung vom 28. November 1988, auf der die  Zahl DM 20.000 durchgestrichen ist  und ein Kaufpreis von DM 200.000 erscheint.  Mina Breslaw erklärt  nicht, warum die erste Quittung nicht von Itela Sunguza unterzeichnet ist und sagt aus, sie könne sich an die Bedeutung der zweiten Quittung nicht erinnern.



Es gibt keine Erklärung für die Rolle, die eine gewisse Larissa Leontiew spielte, die gemäß dem Kaufvertrag zwischen Mina Breslaw und der Firma Cobert einen Anteil am Kaufpreis des Gemäldes erhalten sollte; es gibt auch keine Erklärung für die Zahlung von DM 25.000 an eine gewisse Lola Minchin.  Mina Breslaws Sohn wurde als Zeuge aufgerufen; ich werde mich mit seiner Aussage befassen, wenn ich das Vorbringen der Kläger untersuche; Mina Breslaw stand jedoch für eine mündliche Zeugenaussage nicht zur Verfügung.  Nicht einmal ihr Sohn wußte, wo sie sich aufhielt.  Ein gewisser  Douglas Montgomery, der  in  die Aktivitäten der Firma Cobert in gewissem Umfang involviert ist, hätte zur Aufklärung hinsichtlich des Kaufs des Gemäldes durch die Firma Cobert beitragen können.  Er war während der Hauptverhandlung zeitweise anwesend, verließ diese jedoch, um nicht mehr zurückzukehren, nachdem eine Zeugenaussage abgegeben wurde, wonach er bei einem Vorfall präsent war, bei dem einem der Zeugen der Klägerseite Geld angeboten wurde.



Ich sehe es als erwiesen an, daß es Itela Sunguza wirklich gab.  Herr Ülo Salm, ein deutscher Rechtsanwalt und Notar, nahm ihm eine Versicherung an Eides Statt ab.  Außer zur Bestätigung der Existenz von Herrn Sunguza, von Mina Breslaw, Alexander Koslenkow und Frau Gambourger, war Herrn Salms Aussage nicht weiter hilfreich.  Ich akzeptiere auch, daß Sunguza für einen gewissen Peter Rohde, einen Händler in russischen Ikonen, gearbeitet hat.  Anhand der mir vorliegenden Aussagen sehe ich es jedoch nicht als erwiesen an, daß er das Gemälde in der Sowjetunion gekauft hat oder daß er es 1985 nach Westberlin schmuggeln ließ.  Falls er danach irgendeine Rolle bei Transaktionen gespielt haben sollte, war diese Rolle für mich nicht entscheidungserheblich.



Die klägerseitigen Beweise dazu,  wie das Bild nach Westberlin gelangt ist



Die Darstellung der Kläger hängt von den Aussagen von Zeugen ab, die in den Kunstschmuggel  aus der Sowjetunion verwickelt waren.  Dabei handelte es sich um die Zeugen Machin, Greschnikow und Helmut Fürst, einen deutschen Staatsbürger.  Machin und Greschnikow wurden vom Leningrader Strafgerichtshof wegen Schmuggels von Kunstwerken, darunter auch  des Gemäldes, zu fünf  Jahren Gefängnis verurteilt.  Das Milieu ihres Metiers war so trübe, daß man sich auf ihre Aussagen nur stützen sollte, wenn sie genauester Überprüfung standhalten.



Machin machte seine Aussage mit Hilfe eines Dolmetschers.  Er führte aus, er habe das Gemälde zum ersten Mal  in der Wohnung von Herrn Bischkinski  gesehen, wo er erfahren habe, daß Herr Bischinski und sein Partner Besuewski  das Gemälde auf Rechnung eines russischen Eigentümers verkaufen wollten.  Er behauptet nicht, daß er den Eigentümer jemals gesehen habe, sagt jedoch, er kenne dessen Namen, wolle jedoch nicht durch dessen Preisgabe sein eigenes Leben aufs Spiel setzen.   Er sagte aus, er könne bestätigen, daß der Eigentümer ein Offizier in der sowjetischen Armee war.  Machin habe Greschnikow gebeten, Nachforschungen anzustellen, da Machin nicht wußte, ob das Gemälde ein Original sei.  Greschnikow habe Kontakt zu Fürst aufgenommen, der unter dem Deckmantel seines Reiseunternehmens, das Gruppenreisen nach St. Petersburg organisierte,  Kunstwerke schmuggeln konnte.  Nach  Aussage von Machin rief Fürst ihn an, um zu bestätigen, daß das Gemälde echt sei.  Er habe gesagt, daß es im Krieg verschollen sei und es deshalb schwierig sein werde, es im Westen zu verkaufen.  Nach Aussage von Machin sagte Fürst, er sei nicht sicher, ob er es kaufen wolle.  Einige Tage später habe er sich damit einverstanden erklärt, dies zu tun.  Machin habe dann Kontakt zu einer gewissen Frau Mariouena Dikeni aufgenommen, der Frau des togolesischen Botschafters in Moskau, die in der Vergangenheit Kunstwerke, unter anderem Ikonen, für Machin geschmuggelt hatte.  Er habe sie überredet, sich mit Fürst zu treffen.  Nach Aussage von Machin fand ein Treffen in einem Botschaftswagen statt.  Er sagte aus, Fürst habe anschließend erklärt, daß er Frau Dikeni vorgeschlagen habe, sie solle DM 50.000 zahlen, und Fürst werde ihr diesen Betrag zuzüglich einer Provision von DM 30.000 zurückzahlen.  Ansonsten,wenn sie nicht gewillt sei, DM 50.000 zu investieren,  werde ihre Provision DM 10.000 betragen.  Anscheinend hatte Fürst Greschnikow bereits DM 50.000 gegeben.  Frau Dikeni habe sich Bedenkzeit ausgebeten und später eingewilligt, als Kurier zu fungieren, habe jedoch kein Geld investieren wollen.



Nach Aussage von Machin händigte er Anfang Februar 1987 Herrn Besuewski in Herrn Bischkinskis Wohnung 130.000 Rubel aus und willigte ein, 20.000 Rubel Provision zu zahlen,  nachdem Früst das Gemälde veräußert hätte.  Seiner Aussage zufolge übergab er das Gemälde eines Nachts zu später Stunde in Moskau an Frau Dikeni und kehrte nach St. Petersburg zurück.  Seiner Aussage zufolge teilte Greschnikow Fürst mit, daß er das Gemälde eine Woche später bekommen werde.  Nach einer Woche habe Fürst angerufen, um mitzuteilen, daß er das Gemälde nicht erhalten habe.  Machin habe zu Frau Dikeni keinen Kontakt herstellen können.  Im März 1987, d.h. zwei bis drei Wochen später, habe sie ihn angerufen und ihm mitgeteilt, sie sei krank und nicht in der Lage gewesen, das Bild nach Berlin zu bringen.  Drei Tage später habe sie gesagt, sie sei wieder gesund und bereit, das Bild nach Berlin zu bringen.  Machin sagt aus, er habe eine Nachricht auf Fürsts Anrufbeantworter hinterlassen und später erfahren, daß Fürst in den USA sei.  Frau Dikeni habe bei ihrer Rückkehr nach Moskau gesagt, sie habe das Bild einer  Verwandten in Berlin übergeben.  Er habe erfahren, daß Fürst das Bild niemals wiedererlangt habe.  Greschnikow, der ebenfalls vor mir als Zeuge aussagte - jedoch ohne Übersetzer -, unterstützt Machins Aussage.



Fürst machte eine mündliche Zeugenaussage, der zufolge er Greschnikow DM 50.000 als Vorauszahlung für einen Kauf übergeben hat.  Er war jedoch zweifellos Teil der Organisation gewesen, die Kunstwerke aus der Sowjetunion herausschmuggelte.  Er gab zu, daß er dies nicht getan habe, um damit einen Orden zu verdienen.  Nach seiner Aussage bot Greschnikow das Gemälde, das er anhand der  Signatur als Wtewael erkannte, zum Kauf an.  Er habe Greschnikow beauftragt, das Gemälde für ihn zu sichern und die DM 50.000 als Anzahlung für den Kauf zu  verwenden.  Der Preis, zu dem das Gemälde angeboten wurde, sei 150.000 Rubel (etwa DM 100.000 zum Schwarzmarktkurs) gewesen.  Er bestätigt, daß er sich mit Frau Dikeni getroffen habe, die „Big Mamma“ genannt wurde.  Nach seiner Aussage sagte sie, sie müsse die Angelegenheit mit ihrem Mann besprechen.  Er sagt, die Abmachung habe darin bestanden, daß er DM 80.000 an sie zahlen würde, wenn er das Gemälde in Besitz nehmen würde.



Fürst sagt aus, er sei nach Deutschland zurückgekehrt und habe erfahren, daß das Gemälde aus dem Schloßmuseum Gotha weggenommen worden war, als er in München ein Exemplar des Buches „Verlorene Werke der Malerei“ sah.  Er habe Greschnikow in Leningrad angerufen und ihn gebeten, die Transaktion rückgängig zu machen, da er nichts mit Kunstwerken zu tun haben wolle, die durch Plünderung aus Ostdeutschland verschwunden seien.  Nach seiner Aussage teilte Greschnikow ihm mit, das Gemälde sei bereits von Machin an „Big Mamma“ übergeben worden.  Im März und April 1987 habe er Greschnikow mehrere Male angerufen, um Näheres über den Besuch von „Big Mamma“ in Berlin herauszufinden.  Greschnikow teilte ihm mit, „Big Mamma“ habe zu Machin gesagt, ihre Kinder seien krank, und ihre Reise nach Berlin habe sich verschoben.  Fürst sagte aus, er habe den Sommer 1987 hindurch nichts gehört und dann erfahren, daß Machin und Greschnikow vom KGB wegen ihrer Schwarzmarktaktivitäten verhaftet worden waren.  Im März 1993, kurze Zeit nach Greschnikows Entlassung aus dem Gefängnis,  habe er erfahren, daß „Big Mamma“ nur die Hälfte des vereinbarten Betrags, nämlich DM 25.000, gezahlt habe und daß sie sie nie wieder gesehen hätten.



Auf ziemlich verschlungenen Wegen, die hier nicht näher erläutert werden müssen, kam Fürst im November 1988 in Berlin mit Peter Rohde zusammen.  Wie ich bereits erwähnt habe, handelte Rohde mit russischen Ikonen.  Nach Aussage von Fürst habe Rohde schließlich zugegeben, daß er das Gemälde in seinem Besitz hatte und habe ihm ein Geschäft angeboten, mit dem er das Geld wiedererlangen könne, das er bei der Vermarktung des Gemäldes verloren hatte.  Nach seiner Aussage sah er das Gemälde im Dezember 1988 in Rohdes Geschäft.  Die Verhandlungen mit Rohde scheiterten.  Nach Fürsts Aussage suchte er im Januar 1990 das Museum in Gotha  auf und sprach mit dem Museumsdirektor.   Das Museum sei nicht in der Lage gewesen, den Preis von DM 400.000, den Rohde verlangte, zu zahlen.  Nach Fürsts Aussage hatte Rohde ihm im Herbst 1989 mitgeteilt, daß er das Gemälde gegen eine Anzahlung weggegeben habe, daß er es jedoch wiederbeschaffen könne.  Nach Aussage von Fürst sagte er zu Rohde, als das Gemälde im Juni oder Juli 1990 nicht wiederbeschafft worden war, er könne seine Ausflüchte nicht länger akzeptieren und verlangte die Zahlung eines Geldbetrages.  Nach seiner Aussage erhielt er schließlich DM 25.000.  Dr. Hebecker, der Fachdirektor des Schloßmuseums, bestätigt, Fürst habe sich an ihn gewandt, er sei jedoch nicht in der Lage gewesen, die DM 400.000 aufzubringen.



In einer schriftlichen Erklärung gegenüber dem Kulturattaché  der Deutschen Botschaft in Togo vom 23. Juni 1993 sagte  Frau Dikeni aus, sie habe das Gemälde in der Tat auf Bitte von Fürst nach Berlin gebracht.  Dort habe sie Kontakt zu Rohde aufgenommen, der ihr riet, das Gemälde untersuchen zu lassen.  Nach ihrer Aussage übergab Rohde das Gemälde an Martin; es sei ihr nie zurückgegeben worden.  Nach ihrer Aussage verlor sie den Besitz an dem Gemälde gegen ihren Willen.



Tatbestandsfeststellung im Hinblick auf Unterschlagung



Der entscheidende Punkt ist, ob entweder Frau Dikeni oder Rohde, nachdem sie in den Besitz des Gemäldes gelangt waren, das Gemälde unterschlugen, in anderen Worten, ob sie es gegen den Willen der Person, die das Gemälde an sie übergeben hatte, in Besitz hielten oder darüber Verfügungen trafen.  Da die Tatsachenbehauptung hinsichtlich einer Unterschlagung jedoch von der Glaubwürdigkeit, insbesondere von Fürst, teilweise aber auch von Machin und Greschnikow,  abhängt, war es erforderlich, deren Darstellung wiederzugeben; ich werde über ihre Glaubwürdigkeit entscheiden müssen.  



Ich war nicht der Auffassung, daß Machin ein Zeuge ist, auf dessen Aussagen ich mich stützen könnte.  Frau Stephanie Burras, die  zu diesem Zeitpunkt bei den Anwälten der Kläger angestellt war, gab eine Erklärung ab, wonach Machin bei einem Treffen im Februar 1993 gefragt habe, was ihm als Gegenleistung für eine Aussage angeboten werden würde.  Sie erinnert sich auch daran, daß Fürst die Frage aufwarf, ob er eventuell Anspruch auf einen Finderlohn  habe.  Machin bestritt, daß er um Geld gebeten habe, sagte jedoch, er habe  als Gegenleistung für Unterstützung um politisches Asyl gebeten.  Ergab auch zu, daß er $10.000 von Solomon Breslaw, Mina Breslaws Sohn, angenommen habe.  Solomon Breslaw wurde hauptsächlich als Zeuge präsentiert,  um eine Plattform für einen Angriff auf Machins Glaubwürdigkeit zu bieten.  Er sagte, Machin habe um Geld gebeten, und er habe Machin im Februar 1988 im Foyer des Hotels Savoy $10.000 gegeben.  Er bestritt, daß dies mit Einverständnis Montgomerys geschehen sei, obwohl Montgomery anscheinend kurz vor der Geldübergabe in dem Hotel gewesen war.  Zur gleichen Zeit habe er ihm eine Liste mit Fragen ausgehändigt.  Diese Fragen seien von Montgomery gekommen und hätten die Überschrift getragen: „Fragen, die Breslaw Machin stellen sollte“.  Die Fragen seien daraufhin ausgerichtet gewesen, Machins Aussage auf die Probe zu stellen und hätten, gekoppelt mit der Zahlung, die Absicht verfolgt, zu versuchen, Machin zur Unterstützung der Sachverhaltsdarstellung der Firma Cobert zu gewinnen.  In Solomon Breslaws schriftlicher Aussage gab es keinen Hinweis auf die Zahlung von Geld.  Es gab darin auch keinen Hinweis auf die Fragen.  Meines Erachtens sollte Absatz 20 von Breslaws schriftlicher Aussage dazu dienen, die Tatsache zu verheimlichen, daß Montgomery bei dem Vorfall, bei dem Geld an Machin gezahlt wurde, anwesend war.  Ich schenkte Breslaws Versuchen, Montgomery von der Zahlung, die ich als Bestechungszahlung an Machin betrachtete, zu distanzieren, keinen Glauben.  Montgomery blieb nicht lange genug im Gerichtsraum, um seine Erklärung zu dem Fragenkatalog abgeben zu können.  Während dies, ganz unabhängig von meinen Beobachtungen bezüglich Breslaw, Breslaws Glaubwürdigkeit zerstörte, wird dadurch die Darstellung der Kläger nicht unterstützt und erst recht nicht die Glaubwürdigkeit von Machin.  Als er am Ende seiner Aussage  gefragt wurde, ob er bereit sei, seine Aussage an den Meistbietenden zu verkaufen, antwortete er:



„Was würden Sie anderes von einem Menschen erwarten, der fünf Jahre im Gefängnis war, hinter Gittern im Lager zum Invaliden wurde und 150.000 Rubel investiert hat?“



Ich habe Mitgefühl für jeden, der zur damaligen Zeit in der Sowjetunion eine Gefängnisstrafe verbüßte.  Dieses Mitgefühl darf jedoch auf die Beurteilung seiner Glaubwürdigkeit keinen Einfluß haben.  Seine eigene Aussage enthielt Widersprüche, die nicht erklärt wurden.  Ich glaube ihm nicht, wenn er sagt, daß er anhand der „Verlorenen Werke der Malerei“ feststellte, um was für ein Gemälde es sich handelte, wenn er, wie er zugab, kein Deutsch spricht.  Seine Versuche, mich davon zu überzeugen, daß er nur sicherstelen wollte, daß das Gemälde seinem rechtmäßigen Besitzer zurückgegeben werde, waren erfolglos.  Wie die anderen, war auch er an diesem Unternehmen nicht beteiligt, „um einen Orden zu verdienen“.



Greschnikows Aussage war überzeugender.  Ich akzeptiere seine Aussage dazu, wie Fürst durch Bischkinski und Bezuewski an das Bild kam, und seine Aussage zu der Vermittlung des Kontakts  mit Frau Dikeni.  Seine Aussage ist wichtig bei der Beurteilung der Aussage von Fürst, denn er sagt, Fürst habe keine Abneigung gezeigt, das Bild zu kaufen, auch wenn er sehr wohl sagte, daß es schwierig zu verkaufen sein werde.  Darüber hinaus sagt er aus, nachdem das Bild Frau Dikeni übergeben worden sei, habe Fürst angerufen, um mitzuteilen, daß er das Bild nicht  erhalten habe.  Diese beiden Aussagen stehen in Widerspruch zu der Aussage von Fürst.  Greschnikow bestritt, daß er jemals eine Anzahlung von DM 50.000 erhalten habe, um das Gemälde zu zeigen.



Es ist Fürsts Aussage, die von zentraler Bedeutung für die Behauptung der Kläger ist, daß eine  Unterschlagung  vorlag, sobald das Gemälde in Frau Dikenis Hände gelangte.  Es gibt reichlich Gründe dafür, seine Glaubwürdigkeit anzuzweifeln.  Er war in erheblichem Ausmaß daran beteiligt, Kunstwerke aus der Sowjetunion herauszuschmuggeln.  1993 behauptete Fürst, der Kurier habe Frau Sunguza geheißen (nach einer schriftlich beeidigten Erklärung, die im September 1993 von Dr. Carl, einem Partner in der Rechtsanwaltskanzlei der Kläger, abgegeben wurde).  Seine Aussage, er sei nicht daran interessiert gewesen, das Gemälde zu verkaufen, wird durch Greschnikows Aussage nicht unterstützt.  Es ist wichtig, daß Fürst zugab, daß er ein Honorar für die Unterstützung der Kläger im Rechtsstreit erwartete.  Ungeachtet dieser Erwägungen, die kein gutes Licht auf seine Glaubwürdigkeit werfen, glaube ich Fürst, nachdem ich ihn gesehen und gehört habe, wenn er sagt, daß er das Gemälde Frau Dikeni übergeben habe, und daß es ihm, entgegen seinen Anweisungen, nie zurückgegeben worden sei.  Für die Firma Cobert wurde vorgetragen, daß seine Vertrautheit mit Rohdes Geschäft,  die Tatsache, daß ihm DM 25.000 gezahlt wurden, und daß Frau Dikeni im Namen von Rohde als Kurier tätig war, zeigten, daß Fürst von Anfang an davon ausging,  daß Rohde am Verkauf des Gemäldes beteiligt sein werde, und daß der nachfolgende Verkauf an Mina Breslaw mit stillschweigender Einwilligung Fürsts geschah.  Demzufolge habe es keine Unterschlagung gegeben.



Ich bin nicht der Auffassung, daß Fürsts Aussage, daß er DM 25.000 von Rohde annahm, die Schlußfolgerung stützt, daß Rohde den Besitz mit Fürsts Erlaubnis oder stillschweigender Einwilligung innehatte.  Ganz im Gegensatz dazu erscheint es mir, daß Fürsts Einräumung, er habe in der Tat DM 25.000 von Rohde erhalten, einen Hinweis darauf darstellt, daß er die Wahrheit gesagt hat.  Ich sehe keinen Grund, warum Fürst offenbaren müßte, daß er überhaupt eine Zahlung von Rohde erhalten hatte.  Ich akzeptiere, daß Fürst ein Motiv dafür gehabt hätte, jegliche Mitwirkung bei der Überlassung des Gemäldes an Rohde und jede Verantwortung seinerseits dafür, daß das Gemälde in die Hände der Firma Cobert gelangte, zu verheimlichen.  Wenn er sich selbst von diesen Vorgängen  distanziert hätte, hätte er eventuell erwarten können, von den Klägern in günstigerem Licht gesehen zu werden und seine Aussichten auf ein Honorar dadurch zu vergrößern.  Wenn dies jedoch ein Motiv für seine Aussage gewesen sein sollte, verstehe ich nicht, warum er tatsächlich so viel über seine Verhandlungen mit Rohde und die Annahme von DM 25.000 zugegeben  hat.  Auch wenn ich seine Aussage mit Mißtrauen betrachtet habe, glaube ich ihm doch, was seine Beziehungen zu Frau Dikeni angeht.



Dementsprechend stelle ich als gegeben fest, daß das Gemälde 1987 Frau Dikeni übergeben  und von ihr unterschlagen wurde.  Wäre sie selbst Opfer einer Unterschlagung gewesen, hätte ich erwartet, daß sie dies damals Fürst mitgeteilt hätte.  Auf jeden Fall ist es für die streitige Frage der Verjährung nicht von Belang, ob sie  oder ein späterer Besitzer, das Gemälde unterschlagen  hat.



I.2	Anwendung ausländischen Rechts



Bei der Klärung des Streits über ausländisches Recht muß ich mich von folgenden Prinzipien leiten lassen.



(1)	Falls ich mit sich widersprechendem Beweismaterial zu ausländischem Recht konfrontiert werde, muß ich Streitfragen in derselben Weise lösen wie bei anderen sich widersprechenden Beweisen, die Tatsachen betreffen (Bumper Corporation  -v-  Commissioner of Police of the Metropolis [1991] 1 WLR 1362, 1368G).



(2)	Wenn Beweise sich widersprechen, bin ich gehalten, die Rechtsfolgen der ausländischen Quellen zu untersuchen , auf die die Sachverständigen sich für ihre Aussage stützen, um diese Beweise auszuwerten und zu interpretieren und zwischen den sich widersprechenden Aussagen eine Entscheidung zu treffen (Bumper Corporation, 1369H).



(3)	Bei ausländischen Rechtsquellen, die von den Sachverständigen vorgelegt werden, sollte ich darin enthaltene Textpassagen, auf die sich die Sachverständigen selbst nicht bezogen haben, nicht berücksichtigen (Bumper Corporation 1369D-G).



(4)	Es ist nicht statthaft, unwidersprochene Aussagen von Sachverständigen zurückzuweisen, außer, diese sind offensichtlich absurd (Bumper corporation 1371B).

(5)	Bei der Betrachtung ausländischer Rechtsquellen sollte ich mir die Auslegungsregeln zu eigen machen, über die die Sachverständigen Beweis erbracht haben (diese Regel unterliegt dem Prinzip, daß ein englisches Gericht nicht selbst die Erforschung ausländischen Rechts betreiben darf).



(6)	Während ein sachverständiger Zeuge Beweis  bezüglich seiner Auslegung der Bedeutung einer Gesetzesvorschrift erbringen  kann, steht es ihm nicht zu, die Bedeutung einer ausländischen Urkunde zu interpretieren.  Seine Aussage wird  darauf beschränkt sein, den richtigen Ansatz zum Verständnis dieser Urkunde nach den einschlägigen ausländischen Auslegungsregeln darzulegen.



Der methodische Ansatz eines deutschen Gerichts zur Klärung von Fragen, für die es keinen juristischen Präzedenzfall gibt, ist unstreitig.  Es würde sich auf Kommentare zum Bürgerlichen Gesetzbuch („BGB“) beziehen.  Es würde sich nicht durch die bloße Tatsache, daß die Mehrheit der Kommentatoren eine bestimmte Ansicht vertritt, oder durch die zuletzt vertretene Meinung gebunden fühlen.  Es würde die Qualität der Argumente, die Folgerichtigkeit der Aussagen und den Ruf der Autoren berücksichtigen.  Deutsche Gerichte gehen nach einem teleologischen Ansatz vor, d.h. sie beurteilen eine Gesetzesvorschrift nach ihrem Zweck.



Das auf den Übergang des Eigentums an dem Gemälde geltende Recht



Es ist unstreitig zwischen den Parteien, daß ich deutsches innerstaatliches Recht anwende, um das Eigentum an dem Gemälde zurückzuverfolgen.  Beide Seiten sind sich darin einig, daß



„die Gültigkeit der Übertragung einer .... beweglichen Sache und ihre Auswirkung auf die Eigentumsrechte der an der Übertragung beteiligten Parteien und die Eigentumsrechte derer, die im Rahmen dieser Eigentumsrechte in bezug auf diese Übetragung Ansprüche erheben, unterliegt dem Recht des Landes, in dem sich die bewegliche Sache zum Zeitpunkt der Übertragung befindet (lex situs) (siehe Regel 118, Dicey & Morris, Conflict of Laws, Ausgabe 1993, Seite 965 und Winkworth ./. Christie Manson and Woods Limited et al. [1981], Kap. 496, 513).“





Niemand hat die Ansicht geäußert, daß eine der fünf Ausnahmen gilt, auf die sich Mr. Justice  Slade auf den Seiten 501 und 514 A - B bezieht.  Dementsprechend muß die Bundesrepublik Deutschland nachweisen, daß sie nach deutschem Recht das Eigentum an dem Gemälde hat.  Es gab vor mir keine Auseinandersetzung über die Auswirkung sowjetischen Rechts auf das Eigentum während des Zeitraumes,  zu dem das Gemälde sich auf sowjetischem Territorium befand.  Nach sowjetischem Recht konnte kein nachfolgender Besitzer das Eigentum erwerben, wenn die Besitzübertragung ohne rechtmäßige Zustimmung des Eigentümers  geschah.  Keine der Parteien hat die Ansicht vertreten,  daß sowjetisches Recht für den Streit über das Eigentum von Belang sei.



Das Eigentum an dem Gemälde nach deutschem Recht



Bei der Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland ihr Eigentum an dem Gemälde nachweisen kann, geht es um die Wirkung gesetzlicher Bestimmungen, die zwischen dem 6. Juli 1945 und dem 24. Juli 1946 erlassen wurden, und um den Verbleib des Gemäldes während dieses Zeitraums.  Obwohl die Firma Cobert dies nicht in der schriftlichen Erwiderung zugestanden hat, war sie bereit, unstreitig zu stellen, daß die Kunststiftung 1928 das Eigentum an dem Gemälde erworben hat.



Die von Juli 1945 bis Juli 1946 erlassenen Verfügungen und Gesetze betrafen die Beschlagnahme, Sequestration und Enteignung von Vermögen auf dem Gebiet der sowjetischen Militäradministration in Deutschland.  Es ist daher wichtig, zwischen Beschlagnahme, Sequestration und Enteignung zu unterscheiden.  Es wird sowohl von Professor Werner als auch von Professor Brunner, den Sachverständigen für deutsches Recht, folgendes übereinstimmend festgestellt:



�SEQ i,_ii,_iii, \* römisch \r 1�
i
�.	Eine Beschlagnahme hatte nur die Wirkung, daß das Vermögen unter die Kontrolle des Staates gestellt wurde.  Die Eigentumsverhältnisse wurden dadurch nicht geändert.



�SEQ i,_ii,_iii, \* römisch \n�
ii
�.	Eine Sequestration bezog sich auf die Verwaltung beschlagnahmten Vermögens, und zwar, um die Beschlagnahme zu sichern, indem Eingriffe des Eigentümers verhindert wurden, dessen Rechte durch die Beschlagnahme eingeschränkt waren.  Die Sequestration führte daher zu keiner Änderung der Eigentumsverhältnisse.



�SEQ i,_ii,_iii, \* römisch \n�
iii
�.	Nur die Enteignung hatte die Wirkung, einem früheren Eigentümer sein Eigentumsrecht an dem Vermögensgegenstand zu entziehen.



Beschlagnahme und Sequestration können daher als der Enteignung vorausgehende Maßnahmen  angesehen werden, die dazu dienen sollten, zu verhindern, daß die anschließende Enteignung von dem früheren Eigentümer vereitelt wurde.



Die Beschlagnahme des Gemäldes am 6. Juli 1945



Um festzustellen, ob im Oktober 1945 eine Enteignung des Gemäldes stattgefunden hat, ist es erforderlich, festzustellen, ob das Gemälde im Juli 1945 beschlagnahmt wurde.  Drei oder vier Tage nach der Ankunft russischer Truppen in Thüringen erließ der Regierungspräsident von Thüringen eine Polizeiverfügung (kursiv hervorgehobene Begriffe werden entweder im Original deutsch angegeben oder im Original dem englischen Begriff hinzugefügt, Anm. d. Übers.) (in diesem Verfahren „police order“ genannt) und eine Polizeiverordnung (in diesem Verfahren „police regulation“ genannt) bezüglich der Beschlagnahme bestimmter Vermögenswerte.  Es wird sowohl von Professor Werner als auch von Professor Brunner akzeptiert, daß nach allgemeinem Rechtsverständnis die Rechtsgültigkeit einer Verfügung von dem Bestehen einer Verordnung abhängig ist.  Die Verfügung vom 6. Juli 1945 sieht die Beschlagnahme von Vermögenswerten des früheren regierenden Fürstenhauses von Sachsen-Coburg und Gotha vor:



„Auf Grund der §§ 1ff der Polizeiverordnung (regulation) über die Beschlagnahme des Vermögens der ehemaligen Mitglieder der NSDAP wird das Vermögen des Herzogs von Sachsen-Coburg - Gotha und seines Hauses ..... beschlagnahmt, insbesondere auch soweit Vermögensgegenstände die „Stiftung der Herzog von Sachsen-Coburg und Gotha’schen Familie“ und auf die „Stiftung für die Künste und Wissenschaften“ übertragen worden sind (siehe § 2 der Polizeiverordnung (police regulation) vom 6. Juli 1945).“





Auf den ersten Blick scheint die Polizeiverordnung im Widerspruch zur Verfügung zu stehen, die die Beschlagnahme aller Vermögenswerte zum Inhalt hat, die offiziell dem Herzog von Sachsen-Coburg und Gotha gehört hatten.  Die Verordnung sah in § 1 die Beschlagnahme von Vermögenswerten früherer Mitglieder der Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiterpartei,  ihrer Organisationen und angeschlossenen Organe vor.  Die Stiftung für Kunst und Wissenschaft war kein solches Organ. § 2 der Verordnung besagt jedoch folgendes:



„Diese Beschlagnahme von Vermögenswerten ist auch gegen Dritte wirksam, auf welche die im § 1 benannte Personen nach dem 30. Januar 1933 Eigentum, Besitz oder andere Rechte übertragen haben, hinsichtlich der übertragenen Gegenstände.“



Zwar fiel der Herzog unter § 1, doch waren die Vermögenswerte der Kunststiftung und insbesondere das Gemälde nicht nach dem 30. Januar 1933 übertragen worden.  Es gibt keinen Beweis dafür, daß vom Herzog nach diesem Termin Vermögenswerte an die Kunststiftung übertragen wurden.  Daher ergibt sich das Problem, ob das Gemälde rechtswirksam durch die Verfügung beschlagnahmt wurde oder ob, da das Gemälde nicht nach dem 30, Januar 1933 übertragen worden war, die Verordnung maßgebend ist mit der Wirkung, daß das Gemälde nicht beschlagnahmt wurde.



Obwohl Professor Brunner an einem Punkt gewisse Zweifel äußerte, stimmten im allgemeinen beide Sachverständige darin überein, daß, obwohl die Beschlagnahme aller Vermögenswerte der Kunststiftung, unabhängig davon, ob sie nach dem 30. Januar 1933 übertragen worden waren, keine rechtliche Grundlage hatte, die auf die Verfügung gestützte Beschlagnahme nicht nichtig (im Original: null and void, Anm. d. Übers.) war, sondern lediglich durch entsprechende Rehtsmittel angefochten werden konnte und wirksam war,  außer wenn und bis diese Rechtsmittel ergriffen wurden, um die Verfügung für rechtswidrig (im Original: invalid, doch mit Hinweis des Richters auf das deutsche Wort „rechtswidrig“,  Anm. d. Übers.) zu erklären.  In anderen Worten: die Verfügung war, um es frei in englischen Worten auszudrücken, nur anfechtbar und nicht nichtig und war rechtswirksam, bis sie erfolgreich gerichtlich angefochten wurde.  Eine solche Anfechtung fand nicht statt.



Professor Brunner vertrat die Ansicht, es bestehe kein Widerspruch zwischen der Verfügung und der Verordnung.  Es sei erforderlich, sie zusammen zu lesen.  Zusammen gelesen, sei der Umfang dessen, was durch die Verfügung und die Verordnung beschlagnahmt worden sei, auf diejenigen Vermögenswerte beschränkt gewesen, die nach dem 30. Januar 1933 auf die Kunststiftung übertragen worden seien.  Es gibt jedoch keinen Beweis dafür, daß nach diesem Datum Vermögenswerte an die Kunststiftung übertragen wurden.  Es gibt auch keine Grundlage für die Annahme, daß die Verfügung in der irrigen Annahme erlassen wurde, daß die Vermögenswerte nach dem 30. Januar 1933 an die Kunststiftung übertragen wurden.  (In einem Aktenvermerk vom 24. Juni 1949 wird behauptet, die Stiftung für Kunst und Wissenschaft sei 1934 gegründet worden, doch bezieht sich derselbe Vermerk in seiner Überschrift auf die Stiftungssatzung vom 23. März 1928 und steht  einer solchen Annahme auf der folgenden Seite entgegen).  Meines Erachtens widersprechen sich die Verfügung und die Verordnung.  Trotzdem akzeptiere ich, daß sie zur Folge haben, daß die Verfügung, die nie angefochten wurde, rechtswirksam war, in anderen Worten: sie war nicht nichtig, sondern nur rechtswidrig.  Dementsprechend wurde das Gemälde, das sich am 6. Juli 1945 in Thüringen befand, beschlagnahmt. 



Das Gesetz vom 9. Oktober 1945



Am 9. Oktober 1945 erließ die sowjetische Militäradministration in Deutschland (SMAD) ein Gesetz zur Sicherstellung und Enteignung von Nazieigentum.  Nach § 19 galt folgendes:



„Die auf Grund der Polizeiverordnung (police regulation) über die Beschlagnahme des Vermögens ehemaliger Mitglieder der NSDAP vom 6. Juli 1945 (Regierungsblatt für    Thüringen, Seite 3)  ergangenen  Beschlagnahmeverfügungen gelten,  auch wenn sie  nicht veröffentlicht worden sind, als Enteignungsverfügung im Sinne dieses Gesetzes.“



Dieser Paragraph bewirkte die Enteignung der Vermögenswerte der Kunststiftung.  Beide Professoren sind sich einig, daß, wenn das Gemälde kraft der Verfügung beschlagnahmt wurde, die Rechtsfolge des Gesetzes vom 9. Oktober 1945, wie ich schon festgestellt habe, in der Enteignung des Gemäldes bestand.  Auf diese Weise ging das Eigentum an dem Gemälde im Oktober 1945 auf das Land Thüringen über, da das Gemälde sich zu dieser Zeit auf dem Territorium der Sowjetischen Militäradministration befand.



Der SMAD-Befehl Nr. 124, das Gesetz vom 4. Dezember 1945, der SMAD-Befehl Nr. 38 und das Gesetz vom 24. Juli 1946



Selbst wenn das Gemälde durch das Gesetz vom 9. Oktober 1945 enteignet wurde, behauptet die Firma Cobert, das Gesetz vom Oktober 1945 sei durch das Gesetz vom 4. Dezember 1945 außer Kraft gesetzt worden und das Gemälde sei nicht länger der Enteignung unterworfen gewesen.  Dieser Streitpunkt dreht sich um die richtige Auslegung dieser beiden Gesetze und die Wirkung  von SMAD-Befehlen, die von der Sowjetischen Militäradmnistration für Deutschland erlassen wurden,  gemäß derer  örtlich geltende SMA-Befehle von der Sowjetischen Militäradministration in Thüringen erlassen wurden und gemäß derer die beiden örtlichen Thüringer Gesetze erlassen wurden.  Beide Professoren akzeptierten, daß die Sowjetische Militäradministration nach dem Oktober 1945 erkannte, daß die deutschen Behörden eventuell übereifrig bei ihrer Beschlagnahme und Enteignung von Vermögenswerten gewesen waren in dem Glauben, deren Besitzer hätten  zu Organisationen gehört haben können, die vom sowjetischen Militärkommando verboten oder aufgelöst worden waren.  Die allgemeine Vorgehensweise der Sowjetischen Militäradministratrion zwischen Oktober 1945 und Juli 1946 bestand darin, Vermögenswerte sicherzustellen, die sich in Gebieten unter ihrer Hoheitsgewalt  befanden, und die bei gebührender  Erwägung eventuell der Enteignung anheimfallen würden, um Zeit zu gewinnen für die Überlegung, ob alle vorher beschlagnahmten und enteigneten Vermögenswerte auch  der Enteignung unterliegen sollten.  Dementsprechend wurde am 30. Oktober 1945 durch den SMAD-Befehl Nr. 124  erklärt, daß Vermögenswerte, die sich  innerhalb der von der Roten Armee  besetzten  Zone befanden, der Sequestration unterliegen sollten, wenn  sie  in  dem Befehl aufgeführten Personen gehörten.  Dieser Befehl selbst erfaßte die Stiftung nicht.  Die Ausführungsbestimmungen  zu dem Befehl  halfen  mir  nicht weiter.    Ein  Gesetz  vom          4. Dezember 1945 bezüglich der Außerkraftsetzung des Gesetzes vom 9. Oktober 1945 auf Anordnung der Sowjetischen Militäradministration für das Land Thüringen beinhaltet folgendes:



„§ 1

Im Hinblick auf die erschöpfende Regelung in den Befehlen des Obersten Chefs der Sowjet Militär-Administration in Deutschland über die Verhängung der Sequester und zeitweiligen Verwaltung über einige Vermögenskategorien in Deutschland (Befehl Nr. 124 vom 30. Oktober 1945) .... wird das thüringische Gesetz vom 9. Oktober 1945 über die Sicherstellung und Enteignung von Nazivermögen hiermit aufgehoben.

§2

Die zur Zeit des Inkrafttretens dieses Gesetzes bei den bisher nach dem thüringischen Enteignungsgesetz vom 9. Oktober 1945 zuständigen Stellen anhängigen Angelegenheiten gehen, soweit sie  unter die Befehle  Nr. 124 und 126 fallen,  in der Lage, in der sie sich befinden, an die nach diesen beiden Gesetzen und den dazu ergangenen und noch ergehenden Durchführungsverordnungen zuständigen Behörden über.“



Die Übersetzung wird dem Original wahrscheinlich nicht gerecht.



Der SMA-Befehl Nr. 38 der Sowjetischen Militäradministration in Thüringen vom 25. Januar 1946 wurde erlassen, um in der Region Thüringen den Befehl Nr. 124 auszuführen.  Durch ihn wurde das Museum in Gotha  (Gegenstand Nr. 134) und Schloß Reinhardsbrunn (Gegenstand Nr. 173) unter Sequestration gestellt.  Es besteht Einigkeit darüber, daß die Sequestration, die sich nur auf Gebäude und Einrichtungen bezog, sich auch auf deren Inhalt erstreckte.



Professor Werner ist der Auffassung, daß die Wirkung von § 2 des Gesetzes vom 9. Dezember 1945 darin besteht, die Enteignung nach dem Gesetz vom 9. Oktober 1945 aufrechtzuerhalten, da sich der Befehl Nr. 124, wenn dieser in Zusammenhang mit dem aus ihm folgenden örtlich geltenden Befehl Nr. 38 gelesen wird, auf das Gemälde erstreckte.



Wurde die Enteignung aufgrund des Gesetzes vom 9. Oktober 1945 durch das Gesetz vom 4. Dezember 1945 außer Kraft gesetzt?



Die Frage, ob die Wirkung des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 darin bestand, daß das Gemälde nicht länger der Enteignung unterlag, hängt von der richtigen Interpretation von § 2 dieses Gesetzes ab.  Ich glaube nicht, daß man sich in irgendeiner Weise auf die Tatsache stützen kann, daß das Gesetz rückwirkend gelten sollte.  Professor Werner vertrat die Auffassung, daß das Gesetz vom Oktober 1945 trotz seiner rückwirkenden Wirkung rechtswirksam war und schien im Kreuzverhör anzuerkennen, daß eine Außerkraftsetzung einer solchen Enteignung sogar rückwirkend möglich war.



Die Firma Cobert behauptet, daß § 2 eine rein verfahrensrechtliche Übergangsmaßnahme sei, die nichts zu tun habe mit dem wesentlichen Inhalt der durch § 1 außer Kraft gesetzten Enteignung.  Professor Brunners Aussage hatte zum Inhalt, daß der SMAD-Befehl Nr. 124 und der SMA-Befehl Nr. 38 nur die Sequestration und nicht die Enteignung vorsehen, mit dem Zweck, zu entscheiden, ob eine anschließende Enteignung später stattfinden solle.



Meines Erachtens führt eine detaillierte Analyse des Gesetzes vom Oktober 1945 und von § 2 des  Gesetzes  vom  4. Dezember 1945 zu  dem Ergebnis,   daß  die  durch  das  Gesetz vom    9. Oktober 1945 erfolgte Enteignung des Gemäldes  wirksam blieb.



Um zu erreichen, daß die Enteignung des Gemäldes nach dem Gesetz vom 9. Oktober 1945 trotz des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 wirksam blieb, müssen die Kläger folgendes nachweisen:



(1)	daß  die  Enteignung  eine  der  „bei Inkrafttreten dieses Gesetzes  (Gesetz vom 4. Dezember 1945, Anm. des Richters) bei den bisher nach dem thüringischen Enteignungsgesetz vom 9. Oktober 1945 zuständigen Stellen anhängigen Angelgenheiten“ war;



(2)	daß das Gemälde den Bestimmungen dem Befehl Nr. 124 unterlag.



Waren diese Bedingungen erfüllt, dann wurde gemäß § 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 das Gemälde den benannten Behörden in seinem „jetzigem Zustand“ übergeben, in anderen Worten: sein Rechtsstatus wurde aufrechterhalten.



Das Gesetz vom 9. Oktober 1945 sah folgende Vorgehensweise vor:



(1)	Vermögenswerte, die wahrscheinlich enteignet werden würden, waren durch ehrenamtliche Kommissionen zu registrieren, die eingerichtet wurden, um Listen von Vermögenswerten zu überprüfen und die Einhaltung des Gesetzes sicherzustellen (§§ 13 und 14).



(2)	Der Präsident des Landes Thüringen hatte darüber zu entscheiden, welche Vermögenswerte enteignet werden sollten (§ 7).  Den früheren Eigentümern sollte eine Mitteilung darüber zugestellt werden, falls notwendig, durch öffentliche Zustellung  (§§ 7 und 8).



(3)	Ein Enteignungsbeschluß hatte die Wirkung einer Beschlagnahme (§ 9).



(4)	Enteignungen von Grund und Boden waren dem Grundbuchamt mitzuteilen, damit die entsprechenden Änderungen eingetragen werden konnten (§ 10).



(5)	Der Präsident des Landes hatte die Befugnis, die vorübergehende Beschlagnahme anzuordnen,  solange  eine  Entscheidung bezüglich der  Enteignung ausstand   (§ 12).



(6)	Einwendungen durch Dritte, die Anspruch auf die Vermögenswerte erhoben, konnten mit Ausnahme von Einwendungen durch Ehegatten innerhalb von 6 Monaten erhoben werden  (§ 17).



Angelegenheiten sollten nach diesen Paragraphen bei Inkrafttreten des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 als im Sinne von § 2 anhängig angesehen werden. 



Es ist wichtig, zu betonen, daß das durch die Verfügung vom 6. Juli 1945 beschlagnahmte Gemälde nach dem Gesetz vom 9. Oktober 1945 als enteignet behandelt wurde, ohne daß das Verfahren nach §§ 7, 8, 13 und 14 notwendig war. § 19 (der durch eine Reihe von Übersetzungen gelitten hat, Anm. des Richters) hat folgenden Inhalt:



„Die aufgrund der Polizeiverordnung über die Beschlagnahme des Vermögens ehemaliger Mitglieder der NSDAP vom 6. Juli 1945 (Regierungsblatt für Thüringen, S. 3) ergangenen Beschlagnahmeverfügungen gelten, auch wenn sie nicht veröffentlicht worden sind, als Enteignungsverfügungen im Sinne dieses Gesetzes.“



Der Schlußabsatz von § 19 lautet:

„Vermögen, das durch die Besatzungsbehörde beschlagnahmt worden ist oder künftig  enteignet wird, gilt als im Sinne dieses Gesetzes enteignet.  Einer Enteignungsverfügung des Präsidenten des Landes Thüringen bedarf es hierbei nicht.“



Daher hing die Enteignung des Gemäldes durch das Gesetz vom Oktober nicht von einer Entscheidung des Präsidenten des Landes ab, sondern wurde durch § 19 bewirkt.



Meines Erachtens gehörten Enteignungen nach § 19, obwohl sie ohne eine weitere Entscheidung des Präsidenten des Landes wirksam waren, sehr wohl zu den „anhängigen Angelegenheiten“ im Sinne von § 2.  Sie unterlagen noch der Sechsmonatsfrist für Einwendungen nach § 17 des Gesetzes vom Oktober 1945.



In dem Befehl Nr. 124 wurde für ähnliche Verfahren eine neue Vorgehensweise vorgesehen.  Die in §§ 1 und 2 dieser Anordnung aufgeführten Vermögenswerte waren örtlichen Verwaltungsbehörden anzugeben (§ 3).  Diese Verwaltungsbehörden wurden aufgefordert, Vermögenswerte aufzufinden und in Verwahrung zu nehmen, die dann zu registrieren und den Militärkommandanten anzugeben waren (§ 4).



Es muß festgehalten werden, daß in dem Befehl Nr. 124 selbst keine Bestimmungen für die Beschlagnahme von Vermögenswerten enthalten sind.  Die Ausführung der Beschlagnahme wurde durch § 4 an die örtlichen Behörden delegiert.



Aufgrund des Befehls Nr. 38 fiel die vorher im Eigentum der Kunststiftung befindliche Sammlung unter den Befehl Nr. 124.   Es  trifft zu, daß  der  Befehl Nr. 38 erst gemäß  Befehl Nr. 124 am 25. Januar 1946 in Kraft gesetzt wurde.  Es wurde zögerlich argumentiert, daß das Gemälde deshalb zum Zeitpunkt des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 nicht unter den Befehl Nr. 124  fiel.  Nach meiner Auffassung ist es jedoch klar, daß im Sinne von § 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 der Befehl  Nr. 38 zusammen mit dem Befehl Nr. 124 ausgelegt werden muß (der Brief des Museumsdirektors an den Treuhänder der beschlagnahmten Vermögenswerte vom 16. Januar 1946, der der Staatskommission für die Durchführung der Befehle  Nr. 124 und 126 in Kopie vorgelegt wurde, sowie der Brief vom 17. November 1947 unterstützen diese Ansicht).



Ich akzeptiere das Vorbringen von Herrn Layton QC, daß es keinen Sinn ergibt, wenn Beschlagnahmen, die bereits von örtlichen Behörden gemäß der Verfügung vom 6. Juli 1945 durchgeführt worden waren, nicht länger rechtswirksam waren, sondern dem Verfahren  nach dem Befehl Nr. 124,  d.h. der Benachrichtigung und Entscheidung durch die örtlichen Behörden nach § 4 dieser Anordnung unterlagen.  Die richtige Auffassung besteht meines Erachtens darin, daß die rechtliche Wirkung früherer Beschlagnahmen nach § 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 erhalten blieb.  Die Rechtsstellung der durch die Verfügung vom 6. Juli 1945 beschlagnahmten  Sammlung wurde durch § 2 erhalten,  ohne  daß die §§ 3 und 4 des Befehls Nr. 124 beschriebenen Schritte erforderlich waren; die Sammlung unterlag weiterhin der  Beschlagnahme.  Wurde die Rechtsstellung der Sammlung durch Abs. 2 gewahrt, folgt darüber hinaus, daß die Sammlung nicht nur weiterhin der Beschlagnahme, sondern auch der Enteignung unterlag.  Es fällt schwer, zu sehen, wie Vermögenswerte wie die Sammlung, einschließlich des Gemäldes, ihre Stellung als beschlagnahmte Vermögenswerte, nicht jedoch ihre Stellung als enteignetes Vermögen behalten konnten.   Es gab schließlich keine Bestimmung für die Rückgabe von beschlagnahmten Vermögenswerten   an ihre ursprünglichen Eigentümer,  wie z.B. die Kunststiftung.  Meines Erachtens hat daher Professor Werner mit seiner Auffassung recht, daß das Gemälde weiterhin enteignet blieb.  Die Wirkung des Gesetzes vom 4. Dezember 1945 bestand darin, die Vorgehensweise, die vorher nach dem Gesetz vom 9. Oktober 1945 gegolten hatte, durch das Verfahren  nach dem Befehl Nr. 124 zu ersetzen, nicht jedoch in einer Außerkraftsetzung der Beschlagnahmen, die vor dem Gesetz vom 9. Oktober 1945 durchgeführt worden waren und die nach diesem Gesetz als Enteignungen wirksam wurden.



Zeitgenössische Urklunden 1945 bis 1947



Beide Seiten stützen sich auf Urkunden, die zwischen 1945 und 1947 verfaßt wurden, um ihre miteinander konkurrierenden Auffassungen zur Wirkung der 1945 und 1946 erlassenen Gesetzgebung zu unterstützen.  Diese Dokumente vermitteln eine Ahnung von den Schwierigkeiten der Verwaltung in den Nachkriegswirren in Deutschland.  Sie zeigen die wachsende Verwirrung derjenigen, die für die Verwaltung der Kunststiftung zuständig waren.  Die Gesetze, durch die die Rechtsstellung der Kunststiftung geregelt wurde, waren nicht mit der Exaktheit abgefaßt, die in Zeiten des Friedens und der Stabilität zu erwarten ist.  Sie befassen sich hauptsächlich mit Schwierigkeiten bei der Verwaltung und nicht mit dem rechtlichen Status.  Meines Erachtens unterstützen diese Dokumente aber doch zumindest die folgenden drei Thesen:



(1)	Die Vermögenswerte der Kunststiftung waren mit Wirkung vom Juli 1945 beschlagnahmt worden.



(2)	Der 1945 ernannte Treuhänder  (das deutsche Wort Treuhänder ist im Englischen frei als „trustee“ wiedergegeben worden, Anm. des Richters) handelte als Beauftragter des Landes und war dem Land unterstellt.



(3)	Es gibt keinen Hinweis auf Enteignung durch das Gesetz vom 9. Oktober 1945.



Anton Etthoefer wurde am 16. Juli 1945 zum Treuhänder für die Verwaltung der beschlagnahmten Vermögenswerte ernannt.  Am 9. Januar 1946 machte der stellvertretende Präsident des Landes die Sowjetische Militäradministration in Weimar in einem Schreiben darauf aufmerksam, daß Truppen Vermögensgegenstände  des Hauses des Herzogs von Sachsen-Coburg und Gotha fortbrachten, das, wie er erklärte, unter der Aufsicht des Ministeriums für Volksbildung stand.  Er bat um sofortiges Eingreifen, um die Entfernung von Museumsgegenständen, die, wie er sagte, dem Land Thüringen gehörten, zu verhindern.  Am 16. Januar 1946 beklagte sich Direktor von Schenk in einem Schreiben an den Treuhänder der beschlagnahmten Vermögenswerte, daß Gegenstände u.a. von Professor Alexejew entfernt worden seien.  Das Schreiben  wurde  der Staatskommission  für  die Ausführung der Befehle Nr. 124/126 in Weimar in Kopie vorgelegt.  Am 28. Januar 1946 bat Verwaltungsdirektor Geithner bei der Kanzlei des Präsidenten in Weimar um Anordnungen zur Beendigung der Entfernung von Gegenständen aus dem Museum.  Am 16. Februar 1946 versuchte der Treuhänder der beschlagnahmten Vermögenswerte, die Freigabe eer beschlagnahmten Vermögenswerte der Familienstiftung zu verhindern, indem er behauptete, daß sie durch Befehl Nr. 124 zugunsten der Sowjetischen Militäradministration beschlagnahmt worden seien.  Er berief sich auf Beschlagnahme gemäß Regierungsblatt  vom 16. Juli 1945.  Am 6. Mai 1947 bat der stellvertretende Präsident des Landes in einem Schreiben an die Kanzlei des Präsidenten darum, die Treuhandverwaltung gemäß Befehl Nr. 124 möge dem Finanzministerium zugewiesen werden.  Am 16. Dezember 1947 wurde in einem Entwurf für eine Stellungnahme des Finanzministeriums die Beschlagnahme der Vermögenswerte des Herzogs durch die Verfügung vom 6. Juli 1946 festgehalten.  Es wurde darin erwähnt,  daß die Vermögenswerte von dem Befehl Nr. 124 betroffen waren und daß Etthoefer seit Mai 1947 unter Oberaufsicht des Finanzministeriums Treuhänder sei.  Am 17. November 1947 schickte das Justizministerium einen Bericht an den Offizier, der für die Durchführung des Befehls Nr. 124 zuständig war.  Anscheinend hatte dieser Offizier die Ansicht vertreten, die Vermögenswerte des Herzogs seien mit der Polizeiverfügung vom 6. Juli 1945 beschlagnahmt worden.  Der Verfasser dieses Berichts behauptete, die Verfügung vom 6. Juli 1945 sei überflüssig geworden  (ich nehme  an, daß hier ein Übersetzungsfehler vorlag, aufgrund dessen ursprünglich „überflüssig“ („redundant“)  als „invalid“ (ungültig) übersetzt wurde, Anm. des Richters).  Er stellte fest, das Gesetz vom 9. Oktober 1945 habe die vorherige Verfügung ersetzt und sei seinerseits durch das Gesetz vom 4. Dezember 1945 außer Kraft gesetzt worden.  Er erklärte, die Vermögenswerte des früheren Herzogs seien unter Zwangsverwaltung gestellt worden und gab seinem Erstaunen darüber Ausdruck, daß die für den Befehl Nr. 124 zuständige Person nicht in Kenntnis gesetzt worden war.  Später wird in dem Bericht erklärt, Etthoefer unterstehe direkt dem ersten stellvertretenden Präsidenten und erhalte seine Anweisungen von ihm.  Der Bericht schließt folgendermaßen:



„Bei der Wichtigkeit und auch der politischen Tragweite, ganz abgesehen von der Möglichkeit umfangreicher Schadenersatzansprüche an die mit der Sache befaßten Personen und das Land Thüringen, halten wir es für dringend geboten, die Rechtslage jedem einzelnen Fall genauestens klarzustellen und aktenkundig zu machen.“



Ich bezweifle, daß der Verfasser dieses Schreibens sich hätte vorstellen können, daß seine inständige Bitte um dringende Klärung mindestens noch 50 Jahre lang unbeantwortet bleiben würde.  Ich stelle fest, daß in dieser Übersicht ein Brief der Staatskommission vom 19. Januar 1946, elf Tage, bevor der Befehl Nr. 38 in Kraft gesetzt wurde, zitiert wird, in dem, wie in dem  drei Tage vorher durch von Schenk abgefaßten Schreiben die Vermögenswerte als unter den Befehl Nr. 124 fallend  angesehen werden, trotz der Tatsache, daß der Befehl Nr. 38 noch nicht in Kraft gesetzt worden war.



Wie  ich  bereits festgestellt habe,  nimmt  keines  dieser Dokumente  auf  die Enteignung vom 9. Oktober 1945 Bezug.  Weitere Urkunden, auf die sich die Firma Cobert stützte, bringen keine weitere  Klärung.  Sie sind Zeugen der wachsenden Verwirrung.  Am 2. Juli 1946 stellte der Treuhänder der beschlagnahmten Vermögenswerte in einem Schreiben an die Staatskommission für die Durchführung der Befehle Nr. 124 und Nr. 126 unter der Überschrift „Vermögenswerte des Herzogs von Sachsen-Coburg und Gotha“ fest, daß er für die Erhaltung und den Schutz aller beschlagnahmten Vermögenswerte des Herzogs, die unter Sequester gestellt worden waren, persönlich verantwortlich gemacht worden war.  Er sagte, er werde die Vorbereitungsarbeiten für die Übergabe durchführen.  Ein Bericht vom 4. Februar 1947 über ein Gespräch mit dem Treuhänder der Vermögenswerte des früheren Herzogs am 27. Januar 1946 nimmt Bezug auf die Tatsache, daß die Vermögenswerte der Familienstiftung durch die polizeiliche Verfügung vom 6. Juli 1945 beschlagnahmt worden waren.  Weiter heißt es darin:



„Die im Schloß Friedenstein vorhandenen Kunstschätze und die ursprünglich 300 000 Bände umfassende Bibliothek sind durch die Kriegshandlungen und die Maßnahmen der Besatzungsmacht stark zusammengeschmolzen.  Es ist jedoch noch ein erheblicher Teil von Kunstgegenständen vorhanden, die aber noch nicht listenmäßig  erfaßt sind.  Es dürfte sich empfehlen, zwei Kunstsachverständige mit der Aufstellung eines Inventar-Verzeichnisses zu beauftragen.  Die noch 100 000 Bände umfaßende Bibiothek ist bereits in die Verwaltung des Ministeriums für Volksbildung übergegangen.  Weitere Kunstschätze im Werte von etwa 30 000 000 RM sind nach Coburg (amerikanische Besatzungszone) verbracht worden.“



In einem Brief vom 28. April 1947 an das Ministerium für Volksbildung wird auf frühere staatliche Kunstsammlungen in Gotha Bezug genommen und von den Schwierigkeiten bei der  Erstellung eines Inventars gesprochen.  Dieses war zusammen mit allen Kunstgegenständen von der Sowjetischen Militäradministration weggeschlossen worden.  Die amtierende Verwaltung der staatlichen Sammlungen konnte keinen Zugang erhalten.  In einem undatierten Schreiben, das wahrscheinlich 1947 abgefaßt wurde, ist davon die Rede, daß sich die Museen unter der Hoheit der Sowjetischen Militäradministration befanden.  In diesem Schreiben wurde darauf aufmerksam gemacht, daß ein russischer Major im Museum erschienen sei und nach Kunstgegenständen gesucht habe.  Geithner wurde gebeten, die staatlichen Behörden zu informieren, falls irgend jemand versuchen sollte, irgend etwas zu entfernen.  Am 18. September 1947 beklate der Direktor des Institutes für Kunst und Wissenschaft Gotha sich gegenüber dem Treuhänder über fehlende Finanzmittel.  Am 28. Juli 1948 gab das Land Anweisung zur Zahlung an das Institut und gab an, daß die Finanzmittel dafür aus den beschlagnahmten Vermögenswerten des Herzogs genommen werden sollten.



Meines Erachtens stützen diese Urkunden nicht die Behauptung der Firma Cobert, die Kontrolle über die Vermögenswerte sei nicht auf auf das Land übergegangen.  Etthoefer war Treuhänder der beschlagnahmten Vermögenswerte, und die wiederholten Bitten an staatliche Stellen in Weimar entweder um Verhinderung der Entfernung von Vermögenswerten oder um Geld sind nach meiner Ansicht Beweis dafür, daß die Kontrolle über die Vermögenswerte auf das Land übergegangen war.  Diese Urkunden befassen sich mit Verwaltungsproblemen.  Die Verfasser beschäftigten sich im wesentlichen nicht  mit dem wahren Rechtsstatus der Vermögenswerte.  Unter diesen Umständen kann ich mich nicht daran festhalten,   daß darin keine Hinweise auf das Gesetz vom 9. Oktober 1945 enthalten sind.  Angesichts der politischen Wirren beim Zusammenbruch Deutschlands überrascht es nicht, daß sie nicht zur Erhellung der Eigentumsverhältnisse der Sammlung beitragen.  Daß sie auch jetzt wenig erleuchten,  sind, überrascht angesichts des während der letzten 50 Jahre andauernden Schattens nicht.



Der Befehl Nr. 154/181 vom 21. Mai 1946 und das Gesetz vom 24. Juli 1946



Angesichts  meiner Schlußfolgerung, daß das Gemälde im Januar 1946 aus dem Territorium unter  der Zuständigkeit der Sowjetischen Militäradministration verbracht wurde, kann das Gesetz vom 24. Juli 1946 den Klägern nicht helfen.  Da die Wirkung des Befehls Nr. 154/181 vom 21. Mai 1946 und das Gesetz vom 24. Juli 1946, das auf diesen Befehl folgte, Gegenstand von Aussagen der Professoren Werner und Brunner war, sollte ich die von ihnen behandelten Punkte und meine Folgerungen auf der Grundlage ihrer Aussagen wiedergeben.



Durch die Befehle  Nr. 154/181 vom 21. Mai 1946 („betreffend Nutzung der aufgrund der Befehle Nr. 124 .... sequestrierten und konfiszierten Güter“) wurde folgendes angeordnet: 



„1.	Sequestriertes Gut, welches dem Hitlerstaat und dessen Zentralbehörden  gehörte  und  sich innerhalb der sowjetischen Besatzungszone befindet, ist der Befugnis entsprechender  deutscher Verwaltungsstelle  in der sowjetischen Besatzungszone Deutschlands zu unterstellen. ....



2.	Sequestriertes und konfisziertes Gut, das der Nazipartei und deren  Organisationen oder Leitern der Nazipartei, gehört hat, ist in Besitz und Verfügung deutscher Selbstverwaltungen der Länder und Bundesgebiete, in denen sich solches Gut befindet, zu übergeben . ....



3.	Die Übergabe der betreffenden Güter in Besitz und  Verfügung deutscher Selbstverwaltungen der Länder  und Bundesgebiete  hat  unter Aufstellung entsprechender rechtskräftig gestalteter Verzeichnisse zu erfolgen.“ 



(Die Übersetzung unter Nr. 27 der Zusatzunterlagen der Kläger wurde im Laufe des mündlichen Verfahrens korrigiert, Anm. d. Richters).



Durch das Gesetz vom 24. Juli 1946 „betreffend die Übergabe von sequestriertem und konfisziertem Vermögen durch die Sowjet-Militär-Administration an das Land Thüringen“



wurde folgendes angeordnet:



„§ 1

Das Vermögen ( ..... ), welches von der Sowjet-Militär-Administration Deutschlands gemäß den Befehlen Nr. 124 ....  vom 30. Oktober 1945 sequestriert oder konfisziert worden ist und auf Grund der Befehle Nr. 154/181 ....   vom 21. Mai 1946 ....  dem Lande Thüringen übergeben wird, ist mit dieser Übergabe zugunsten des Landes Thüringen entschädigungslos enteignet.“



„§ 4

Das  sequestrierte Vermögen,  welches  nicht  unter  die  Befehle Nr. 124  ....   vom      30. Oktober 1945 fällt, wird unverzüglich den ursprünglich Berechtigten zurückgegeben.“



Professor Brunner war der Ansicht, daß eine Enteignung nur in einem vierstufigen Verfahren stattfinden konnte:



1)	die Vermögenswerte mußten unter den Befehl Nr. 124 (in Zusammenhang mit dem Befehl Nr. 38 gelesen) fallen;



2)	die Vermögenswerte mußten unter den Befehl Nr. 154 fallen;



3)	die Vermögenswerte mußten unter das Gesetz vom 24. Juli 1946 fallen und



4)	eine physische Übergabe der Kontrolle an das Land Thüringen mußte  nach  dem Erlaß des Gesetzes vom 24. Juli 1946 stattgefunden haben.



Professor Brunner war nicht der Ansicht, es sei erforderlich gewesen,  jedes einzelne Stück in der Sammlung der Kunststiftung körperlich zu übergeben, er bestand jedoch darauf, daß zeitlich nachfolgend  und in Ausführung des Gesetzes vom 24. Juli 1946 die physische Kontrolle auf das Land Thüringen übertragen werden mußte.  Die Firma Cobert behauptet, daß kein Übergang einer solchen  physischen  Kontrolle  nach Erlaß des Gesetzes  vom 24. Juli 1946   auf das Land stattgefunden habe.  Der Treuhänder habe beschlagnahmte Vermögenswerte treuhänderisch verwaltet, seine Verfügungsgewalt sei aber nicht identisch mit der Verfügungsgewalt des Landes.  Die Firma Cobert stützt sich auf die bereits erwähnten Urkunden, um nachzuweisen, daß die physische Kontrolle weiterhin bei der Sowjetischen Militäradministration und nicht beim Land lag.  Sie bezieht sich insbesondere auf die Kopie eines Schreibens  vom 26. Juni 1946, das  an das Landesamt für Volksbildung in Weimar geschickt worden war und auf Kunstwerke Bezug nimmt, die  in  Schloß Friedenstein und Schloß Reinhardsbrunn  unter Verschluß gehalten wurden und in dem ausgesagt wird, es sei ratsam, einen Antrag bei der sowjetischen Administration in Potsdam bezüglich des Schicksals der Kunstwerke zu stellen.  Der Brief von Etthoefer vom 2. Juli 1946, auf den ich bereits Bezug genommen habe, besagt, daß er persönlich für die Erhaltung und den Schutz aller beschlagnahmten Vermögenswerte des Herzogs verantwortlich gemacht worden war, die auf Anordnung des Verwaltungschefs der sowjetischen Militärbesatzung für Thüringen,  Generalmajor der Garde Kolesnitschenko, unter Sequester gestellt worden waren.  In dem Bericht vom 27. Januar 1946 sagte der Treuhänder im Hinblick auf bebaute Grundstücke, die  gemäß Befehl Nr. 124/126 beschlagnahmt  worden waren, er könne diesen Grundbesitz nicht dem Staat übergeben. Ich habe bereits Bezug genommen auf den Brief an das Ministerium für Kulturbildung  vom 28. April 1947, in dem von den Schwierigkeiten bei der Aufstellung von Inventaren gesprochen wurde, nachdem die Listen von der Sowjetischen Militäradministration weggeschlossen worden waren.  Der Brief der Zentralverwatlung  für Volksbildung in Berlin sprach davon, daß das Museum in Gotha unter der Hoheit der Sowjetischen Militäradministration sei.



Das Problem mit den Ansichten Professor Brunners liegt darin, daß wenn er recht hat, die Kunstsammlung nicht durch das Gesetz vom 24. Juli 1946 enteignet worden war und deshalb gemäß § 4 dieses Gesetzes an die Stiftung hätte zurückgegeben werden müssen.  Ich finde diese Schlußfolgerung merkwürdig.  Es liegt auf der Hand, daß der Zweck des Befehls Nr. 154/181 und von § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 1946 darin bestand, daß Vermögenswerte, die durch den Befehl Nr. 124 beschlagnahmt oder unter Sequester gestellt worden waren, auf das Land Thüringen übergehen sollten.  Ich kann mir keinen Grund vorstellen, weshalb die Kunstsammlung,  die  unzweifelhaft unter den Befehl Nr. 124 (in Zusammenhang mit dem Befehl Nr. 38 gelesen) fiel, in diesem Enteignungsverfahren eine Ausnahme hätte bilden sollen.  Der Grundgedanke des Befehls Nr. 154/181 und des Gesetzes vom 24. Juli 1946 war der, daß Vermögenswerte, die unter den Befehl Nr. 124 fielen, gemäß dem Befehl Nr. 154/181 zu übergeben waren, und daß bei der Übergabe die Enteignung kraft des  Gesetzes vom 24. Juli 1946 stattfand.  Dies bedeutet jedoch nicht, daß Vermögenswerte, die bereits übergeben worden waren, aus dem Geltungsumfang der Enteignung kraft des Gesetzes vom 24. Juli 1946 herausfielen.  Meines Erachtens war es nicht die Absicht der Gesetzgebung, daß Vermögenswerte, die unter den Befehl Nr. 124 fielen und die bereits übergeben worden waren, nicht enteignet werden sollten.  Wie Mr.  Layton QC vorbrachte, stellte der Befehl Nr. 154/181 das Verfahren  für die Übergabe hinsichtlich derjenigen Vermögenswerte zur Verfügung, die noch nicht übergeben worden waren.  Die Enteignung fand mit Wirkung vom Zeitpunkt der Übergabe statt.



Ich bin nicht der Auffassung, daß die Urkunden, auf die sich die Firma Cobert stützt, mehr ausdrücken als den Grad des tatsächlichen Einflusses, der durch die Präsenz des sowjetischen Militärkommandos in diesem Teil Deutschlands ausgeübt wurde.  Meines Erachtens hatte der Treuhänder unter der Oberaufsicht des Landes während der ganzen Zeit seit 1945 die physische Kontrolle über die Vermögensgegenstände der Kunststiftung innegehabt.  Hätte sich das Gemälde im Juli 1946 innerhalb des territorialen Zuständigkeitsbereichs der Sowjetischen Militäradministration befunden und wäre es bis dahin nicht enteignet gewesen, dann wäre das Gemälde als Teil der Sammlung der Kunststiftung durch das Gesetz vom Juli 1946 wirksam enteignet worden.



I.3	Auflösung der Stiftung am 14. Oktober 1950



Im Wege der Änderung der Klagebegründung während des Verfahrens behaupten die Kläger nunmehr, daß das Gemälde durch Gesamtrechtsnachfolge an das Land Thüringen überging, als der Justizminister des Landes Thüringen am 14. Oktober 1950 die Auflösung der Kunststiftung erklärte.  Als die  Länder 1952 aufgelöst wurden, ging das Eigentum der Länder auf die Deutsche Demokratische Republik (Ostdeutschland, Anm. des Richters) und bei der deutschen Vereinigung auf die Bundesrepublik Deutschland über.  Die Firma Cobert stimmt damit überein, daß, falls die Auflösung die von den Klägern behauptete Wirkung hatte, das Eigentum bei der deutschen Vereinigung entweder auf die Bundesrepublik Deutschland oder auf die Stadt Gotha übergegangen ist.



Die Bedeutung dieser Behauptung liegt darin, daß, wenn sie zutrifft, der Verbleib des Gemäldes im Jahre  1950 nicht von Belang ist.  Das Land Thüringen wurde Eigentümer, auch wenn sich das Gemälde nicht in seinem Besitz, sondern in der Sowjetunion befand.



Diese Argumentation  wirft zwei Streitfragen von fundamentaler Bedeutung auf:



(1)	Hatte die vom Justizminister des Landes Thüringen verkündete Auflösung nach deutscher Rechtsauffassung  exterritoriale Wirkung?



(2)	Wird ein englisches Gericht einen  auf  Eigentum gestützten Anspruch anerkennen oder durchsetzen, der sich auf die behauptete  Auflösung gründet?



Konnte die Auflösung die Übertragung des Eigentums auf das Land bewirken?



Ich sollte zunächst festhalten, daß die Bundesrepublik Deutschland sich bei der Zurückverfolgung ihres Eigentumsrechts erst zu einem sehr späten Zeitpunkt auf die Auflösung der Kunststiftung stützte.  Weder in den ursprünglichen Schriftsätzen noch in den gutachtlichen  Äußerungen von Professor Werner, die vor dem mündlichen Verfahren ausgetauscht wurden, gab es einen Hinweis darauf.  Meine Bemerkungen sind nicht als Kritik gemeint; während des Verlaufs dieses Prozesses änderte sich bei bestimmten Punkten der Schwerpunkt unvermeidlich und während des mündlichen Verfahrens tauchte neues Material auf.  Die Tatsache, daß dieser Vortrag so spät erfolgte, bedeutete jedoch, daß es für die Firma Cobert schwierig war, diesen umfassend zu beantworten.  Insbesondere ist Kritik an der Aussage von Professor Brunner zu diesem Thema, auf die ich später ausführlich eingehen werde, nicht gerechtfertigt; Professor Brunner behandelte diesen Aspekt in seiner Aussage zu Anfang nicht vollständig, weil er nicht vorgetragen worden war.  Er war gezwungen, diesen Punkt in letzter Minute zu behandeln, wofür weder ihn noch die Firma Cobert die Schuld trifft.  Es wäre daher ungerecht, Auslassungen in seiner Aussage zu kritisieren.  Vielmehr erfordert die Tatsache, daß dieser Vortrag so spät erfolgte, die Aussagen seitens der Bundesrepublik Deutschland zu diesem Punkt mit besonders strengem Maßstab zu untersuchen.



§ 87 Abs. 1 BGB besagt folgendes:



„Ist die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden oder gefährdet sie das Gemeinwohl, so kann die zuständige Behörde der Stiftung eine andere Zweckbestimmung geben oder sie auflösen.“



Nach § 88 BGB fällt bei Auflösung einer Stiftung das Vermögen an die in der Verfassung bestimmte Person.



Dieser Paragraph wurde in Thüringen durch § 14 der thüringischen Durchführungsbestimmung vom 16. Mai 1923 umgesetzt.



Nach der Aussage von Professor Brunner in seinem ursprünglichen Gutachten (Absatz 149) gilt folgendes:



„Nach § 14 der damals geltenden thüringischen Durchführungsbestimmung für das Bürgerliche Gesetzbuch vom 16. Mai 1923 fiel bei Auflösung einer Stiftung das Vermögen an den Staat Thüringen.“



Mir lag keine Übersetzung des § 14 vor, die Kläger behaupten jedoch, er sähe folgendes vor:



„The  property of  the  foundation falls upon  its  dissolution to the  state, if its constitution does not otherwise provide.“



(„Das Vermögen der Stiftung fällt mit ihrem Erlöschen an den Staat, wenn ihre Verfassung nichts anderes bestimmt.“  - deutscher Originaltext, Anm. d. Übersetzers)



Da Professor Brunner zustimmt, daß dies die Wirkung von § 14 ist, glaube ich nicht, daß das Fehlen einer Übersetzung von Belang ist.



Durch eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Jena vom 26. Juni 1941 wurde § 10 der Satzung der Kunststiftung folgendermaßen geändert:



„Satzungsänderungen, die die Zwecke der Stiftung und deren Vermögensverwendung betreffen, und die Bestimmung über die Verwendung des Vermögens bei Aufhebung der Stiftung erfolgen durch einstimmigen Beschluß des Vorstands.  Dieser ist auch zur Aufhebung der Stiftung erforderlich.“ 



(Die vorherige Satzung enthielt keinen speziellen Hinweis auf die Auflösung und sah eine erforderliche Mehrheit von mindestens zwei Dritteln vor).  (Anmerkung des Richters)



§ 11 wurde folgendermaßen geändert:



„Wird die Stiftung aufgehoben oder fallen ihre bisherigen Zwecke weg, so ist ihr Vermögen, soweit die Steuergesetze keine Einschränkung vorsehen, für gemeinnützige und mildtätige Zwecke .... zu verwenden.“  



Am 17. Juli 1998, Erlaß des Urteils,  erhielt ich ein weiteres schriftliches Gutachten von Professor Brunner hinsichtlich der Wirkung der Satzungsänderung vom 26. Juni 1941 und ein  schriftliches Gutachten von Professor Werner als Antwort hierauf.



Professor Brunner vertritt die Ansicht, diese Bestimmung in der Stiftungssatzung sei nicht beachtet worden, als die Stiftung aufgelöst wurde; es habe keinen Beschluß des Vorstandes der Kunststiftung gegeben, und es sei auch nicht die Genehmigung der Familienstiftung eingeholt worden.  Die Wünsche des Gründers sollten Vorrang erhalten gegenüber den Bestimmungen von § 88 BGB und § 14 der thüringischen Durchführungsbestimmung.



Zur Zeit der Auflösung gab es keinen Vorstand in Thüringen.  Soweit ich weiß, war er nach Coburg in Westdeutschland umgezogen.  Er faßte keinen Beschluß, wonach  ein Begünstigter benannt würde.  Unter diesen Umständen ging  das Vermögen gemäß § 14 auf das Land Thüringen über (Professor Werner berief sich hierfür auf den Kommentator  Seifart).



Professor Brunner widersprach der These nicht, daß, wenn die Auflösung gültig war und kein Begünstigter benannt wurde, § 14 der thüringischen Durchführungsbestimmung vom 16. Mai 1923  bewirkte, daß das Eigentum auf das Land überging.  Bedeutsamer war jedoch seine Ansicht, daß durch die Tatsache, daß die Mitglieder des Verwaltungsrats keinen Begünstigten benannt hatten, bestätigt werde, daß die vom Justizminister verkündete Auflösung ihrem wesentlichen Inhalt nach ein Akt der  Enteignung war.  Durch das Fehlen jeglicher Hinweise auf den Vorstand, sowohl im Zusammenhang mit der Auflösung als auch bei der Benennung des Begünstigten der Auflösung, werde nur bestätigt, daß die Auflösung ein einseitiger souveräner Akt der Enteignung gewesen sei.  Im folgenden beschäftige ich mich mit dieser Behauptung.



Die der Auflösung zugrunde liegende Enteignungsabsicht



Die Firma Cobert behauptet, daß, obwohl das Justizministerium der Form nach vorgab, die Kunststiftung aufzulösen, dies vom wesentlichen Inhalt her ein Akt der Enteignung gewesen sei, da die Stiftung mit dem Zweck aufgelöst wurde, ihr Vermögen zu enteignen, und mit der Absicht, daß dieses Vermögen auf das Land übergehen sollte.  Dieser Vortrag ist von Belang sowohl in bezug auf den ersten als auch auf den zweiten zu Beginn dieses Abschnites dargestellten Aspekt.  Nach deutschem Recht wird übereinstimmend angenommen, daß ein Akt der Enteignung keine  exterritoriale Wirkung hat.  Darüber hinaus würde, wenn die Auflösung ihrem wesentlichen Inhalt nach auf eine Enteignung hinausgelaufen wäre, diese von den englischen Gerichten nicht  anerkannt, da das Gemälde zur Zeit der Auflösung nicht im Besitz des Landes Thüringen war.

Die Firma Cobert stützt sich auf Urkunden aus dem Vorfeld der Auflösung, um die Behauptung zu unterstützen, die Auflösung sei vom wesentlichen Inhalt her ein Akt der Enteignung gewesen.  Am 28. Juli 1948 bat das Finanzministerium in Weimar darum, zu untersuchen, ob



„1.	die Herzog von Sachsen-Coburg und Gotha’sche Familienstiftung;



 2.	die Herzog von Sachsen-Coburg und Gotha’sche Stiftung für Kunst und Wissenschaft noch bestehen und rechtlich bestehende Persönlichkeiten zu betrachten  sind.“



Ein Aktenvermerk aus dem Ministerium für Volksbildung vom 21. März 1949 besagt folgendes:



„Über die Aufhebung der beiden Stiftungen als juristische des Privatrechts durch das Justizministerium gemäß § 87 BGB (fehlerhafte Wiedergabe in der (englischen) Übersetzung) wegen Unmöglichkeit der  Erfüllung des Stiftungszwecks ist dem Volksbildungsministerium nichts bekannt geworden.  Der Stiftungszweck ist auch tatsächlich bei beiden Stiftungen weiterhin erfüllbar.“



 (der Vermerk nimmt sodann Bezug auf die Enteignung privater Vermögenswerte im Dezember 1945).



Der Vermerk schließt mit einer handschriftlichen Anmerkung folgenden Inhalts:



„Auch an die Kunstabteilung mit Bitte um Stellungnahme, ob diese beiden Stiftungen zum Land kommen sollen.“



Am 19. August 1949 schrieb Dr. Thiemann aus dem Ministerium für Volksbildung an das Finanzministerium:



„Da Barmittel nicht vorhanden sind und ohne Inanspruchnahme der wertvollen Gegenstände  nicht einmal die  Gehälter  der Stiftungsangestellten gezahlt werden können, wäre auch diese Stiftung gemäß § 87 BGB aufzugeben.  Nachdem die Satzung  der Kunststiftung keine Bestimmung darüber enthält, an wen  das Vermögen der Stiftung in diesem Falle fällt, wird Eigentümer gemäß § 14 der thüringischen Ausführungsverordnung zum BGB vom 16.5.1923 (thür. Ges.Slg. S. 207) das Land Thüringen.“	



In dem Schreiben heißt es weiter:

„Das Land Thüringen hätte auch noch die Frage zu prüfen, welche bisherigen Stiftungsangestellten von ihm für die Zwecke des Landesmuseums und der Landesbibliothek übernommen werden könnten.“



In einem Brief des Ministeriums für Volksbildung an das Innenministerium vom 9. Dezember 1949 schrieb Dr. Thiemann:



„Bei einer Auflösung der Kunststiftung gem. § 87 BGB würde dann das Vermögen der Stiftung - da ihre Satzung keine Bestimmung darüber enthält -, an wen das Vermögen in diesem Falle fällt - an das Land Thüringen gemäß § 14 der thür. Ausf. Vdg. zum BGB v. 16.5.1923 (thür.Ges.Slg. S. 207) fallen.  Wir verweisen weiterhin auf unser Schreiben vom 19.8.1949 durch die Rechtsstellung der Kunststiftung vollkommen geklärt ist.“



Während ich Dr. Thiemanns Anspruch auf Klarheit nicht folgen kann, wird meines Erachtens durch diesen Briefwechsel nicht nachgewiesen, daß der Akt der Auflösung lediglich den Zweck hatte, den Übergang der Vermögenswerte der Kunststiftung auf das Land sicherzustellen.  Meines Erachtens unterstützen diese Briefe die Schlußfolgerung, daß das Land der Auffassung war, daß die Stiftung nicht länger in der Lage sei, ihren Zweck zu erfüllen und daß sie dementsprechend gemäß § 87 BGB aufgelöst werden sollte.  Dies hatte die Wirkung, daß das Vermögen der Kunststiftung auf das Land überging, doch war diese Folge  meines  Erachtens nicht die Zielvorstellung,  die hinter dem Akt der Auflösung zu sehen ist.  Dr. Thiemanns Aussage, daß die Stiftungssatzung den Begünstigten nicht angibt (Schreiben vom 9. Dezember 1949) ist zutreffend.  Es ist offensichtlich, daß ihm die Änderung von 1941 nicht bekannt war.  Dies war nicht überraschend, läßt jedoch meines Erachtens nicht die Absicht erkennen, die Wünsche des Vorstandes zu mißachten.  Dies spiegelt lediglich die Tatsache wider, daß es in Gotha keinen Vorstand gab.  Die Tatsache, daß der Vorstand von Gotha nach Coburg in Westdeutschland umgezogen war, führt zum nächsten Vortrag der Firma Cobert, der sich mit dem Sitz  der Stiftung befaßt.



Der Sitz der Stiftung



Professor Brunner war auch der Auffassung, daß die behauptete Auflösung der Stiftung durch den Justizminister des Landes Thüringen unwirksam war, da das Land dafür nicht zuständig gewesen sei.  Nach seiner Aussage hängt die Zuständigkeit vom Ort des Sitzes der Stiftung ab.  Nach seiner Aussage konnten sich 1950 die tatsächliche Verwaltung und der Sitz nur in Coburg befunden haben.  Seine Argumentation hängt von Tatsachen mit Bezug auf die Verwaltung der Kunststiftung in den späten vierziger Jahren und von seiner Auslegung von § 80 BGB ab.



Fakten mit Relevanz zur Bestimmung des Sitzes der Kunststiftung



In einem Bericht des Finanzministeriums des Landes Thüringen wird beklagt, daß Akten über das Vermögen der Kunststiftung in Coburg aufbewahrt würden und daß sowohl die Familien- als auch die Kunststiftung in Coburg verwaltet würden und diese sich weigerten, Dokumente zu übergeben.  (Dieses Dokument wurde nicht übersetzt, Anm. des Richters).  Aus einem Schreiben des Oberlandesgerichts Bamberg (in Westdeutschland) an das Oberlandesgericht Erfurt in Thüringen vom 16. März 1950 wird offensichtlich, daß das Oberlandesgericht Bamberg bereit war, die Aufsicht über die Stiftung zu übernehmen.  Durch eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Bamberg vom 30. Juni 1951 wurde festgehalten, daß in bezug auf die Familienstiftung die Aufsichtsbehörde deren Aufgabe vorher das Oberlandesgericht Gera (in Thüringen) ausgeübt hatte, gemäß der Stiftungssatzung durch den Vorstand von Gotha nach Coburg verlegt worden war.  Durch eine Verfügung vom 7. Dezember 1960 stellte das Gericht in Bamberg fest, daß die Kunststiftung nicht ohne Aufsichtsbehörde gelassen werden sollte und hielt folgendes fest:



„Da, wie  die „Familienstiftung“ so auch die „Kunststiftung“ nicht ohne Stiftungsaufsicht sein kann, und die Verwaltung für beide Stiftungen in Coburg geführt wird, wird mit Wirkung vom 1.1.1961 vom Oberlandesgericht Bamberg - Fideikommißsenat - die Stiftungsaufsicht auch über die „Kunststiftung“ geführt werden.“ 



Daran wurde in einem Schreiben vom 5. Februar 1968 erinnert.



Der offizielle Beschluß des Oberlandesgerichts Bamberg, in dem die Verlegung des Sitzes der Kunststiftung festgehalten wird, wird in einem Beschluß des Oberlandesgerichts Bamberg vom 30. März 1976 festgehalten.



Angesichts des Nachweises, daß die Verwaltung beider Stiftungen von den vierziger Jahren an in Coburg durchgeführt wurde, war es Professor Brunners Ansicht, daß der Sitz der Stiftung sich zum Zeitpunkt der erklärten Auflösung in Coburg befunden habe und daß daher das Land Thüringen keine Befugnis gehabt habe, die Kunststiftung aufzulösen.



Der Behauptung, daß das Land Thüringen keine Befugnis gehabt habe, die Kunststiftung aufzulösen, kann ich nicht zustimmen.  Es ist wahr, daß es diese Befugnis nur so lange innegehabt hätte, als sich der Sitz der Kunststiftung in Thüringen befand.  Meines Erachtens ist jedoch, unabhängig davon, von wo aus die Stiftung tatsächlich verwaltet wurde, der Sitz der Stiftung nach deutschem Recht gemäß § 80 BGB in Thüringen verblieben. § 80 BGB besagt folgendes:



„Als Sitz der Stiftung gilt, wenn nicht ein anderes bestimmt ist, der Ort, an dem die Verwaltung geführt wird.“



Ich akzeptiere Professor Brunners Aussage, daß die Verwaltung der Kunststiftung in Wirklichkeit in Coburg geführt wurde.  Dies könnte kaum anders sein, da die Kunststiftung selbst keine Kontrolle über ihr Vermögen hatte, insofern sich dieses Vermögen in Thüringen befand.  Ich übernehme  jedoch Professor Werners Aussage, daß der Sitz der Stiftung sich nach deutschem Recht weiterhin in Thüringen befand und daß dieser Sitz erst am 30. März 1976 verlegt wurde.  Gemäß § 80 BGB war der Ort, an dem die Verwaltung der Stiftung geführt wurde, nicht ihr Sitz, da in der Sitzung ein anderes bestimmt wurde.  Unter diesen Umständen hatte die zuständige Behörde, nämlich das Land Thüringen, doch die Befugnis, die Kunststiftung aufzulösen.



Ging das Eigentum der Kunststiftung, einschließlich des Gemäldes, das sich damals in der Sowjetunion befand, auf das Land Thüringen über?



Die Bundesrepublik Deutschland behauptet, daß, sobald nachgewiesen ist, daß der Sitz der Stiftung sich in Gotha befand, und daß die zuständige Behörde das Justizministerium von Thüringen war, das Eigentum durch Gesamtrechtsnachfolge auf das Land Thüringen übergegangen sei.  Die Bedeutung der Gesamtrechtsnachfolge, die dem englischen Recht fremd ist, wurde von Lord Keith of Avonholm im Fall National Bank of Greece and Athens S.A.  -v- Metliss [1958] A.C. 509 dargelegt.  Er zitiert eine Passage aus Stair:



„Rechtmäßige Erben werden Gesamtnachfolger genannt, quia succedunt in universum jus quod defunctus habuit  (Hervorhebung des Richters, Anm. d. Übers.), sie vertreten den Verstorbenen vollständig und gelten in bezug auf ihn als ein und dieselbe Person, und so folgen sie ihm sowohl aktiv, in allen Rechten nach, die ihm zugehörten, als auch passiv in allen von ihm geschuldeten Pflichten und Schulden .... das Erlöschen einer juristischen Person gemäß Satzung oder Verfügung und der Übergang aller ihrer Rechte und Pflichten auf einen Nachfolger zeigt nach meiner Auffassung alle Merkmale einer Gesamtrechtsnachfolge.“  (530-531)



Die Bedeutung dieses Arguments liegt darin, daß, wenn Gesamtrechtsnachfolge vorlag, das Vermögen der Kunststiftung auf das Land Thüringen übergegangen ist, selbst wenn sich dieses Vermögen, einschließlich des Gemäldes, in der Sowjetunion befand.



Die Firma Cobert behauptet auf der Grundlage der Aussage von Professor Brunner, daß die Lehrmeinung von der Gesamtrechtsnachfolge nicht gelten könne, da zu diesem Zeitpunkt die Kunststiftung tatsächlich in Coburg, d.h. in Westdeutschland, verwaltet wurde.  Es könne nicht gesagt werden, daß der Akt der Auflösung irgendeine Wirkung auf die Kunststiftung in Coburg hatte oder auf Kunstwerke, die zu diesem Zeitpunkt unter ihrer wirksamen Kontrolle in Westdeutschland waren.  Nach Auffassung von Mr. Brindle QC besteht kein Raum für die Anwendung der Gesamtrechtsnachfolge in bezug auf die Kunststiftung, sobald akzeptiert wird, daß die Auflösung nicht die Wirkung hatte, das Eigentum an Kunstwerken in Westdeutschland auf das Land Thüringen in Ostdeutschland zu übertragen.  Er trägt vor, daß entweder Gesamtrechtsnachfolge vorliegt und in diesem Fall das Eigentum an dem gesamten Vermögen auf den Nachfolger übergeht, unabhängig davon, wo sich das Eigentum befindet, oder daß eine  Enteignung vorliegt, die sich nur auf Vermögenswerte auswirkt, die sich innerhalb des territorialen Zuständigkeitsbereichs der enteignenden Behörde befinden.



Ich kann dem Vortrag von Professor Brunner zu diesem Punkt nicht zustimmen.  Seine These, daß die Auflösung keine exterritoriale Wirkung hatte, hing in erster Linie von seiner These  ab, daß, weil die Auflösung ihrem wesentlichen Inhalt nach ein Akt der Enteignung gewesen sei, sie wie eine Enteignung keine exterritoriale Wirkung hatte.  Zweitens gründeten sich seine Ansichten auf das, was er als die „deutsche Praxis bezüglich des Vermögens in Bayern“ bezeichnete.  Die Auflösung habe keine Wirkung auf Vermögen in Bayern gehabt, und weil kein Grund vorlag, zwischen Vermögenswerten in Bayern und Vermögenswerten in der Sowjetunion zu unterscheiden, hätte sie auch keine Auswirkung auf Vermögenswerte in der Sowjetunion.



Ich habe bereits untersucht, ob die Auflösung einen Akt mit enteignungsgleicher Wirkung darstellte.  Meines Erachtens war dies nicht der Fall, und ihre Wirkung kann deshalb nicht auf den territorialen Zuständigkeitsbereich der auflösenden Behörde beschränkt werden, wie dies zwangsläufig de Fall wäre, wenn diese auflösende Behörde als enteignende Behörde angesehen werden müßte.  Bezogen auf sein zweites Argument erscheint es mir so zu sein, daß der  Grund, weshalb die Auflösung keine Wirkung auf das Eigentum an Vermögenswerten in Westdeutschland hatte, nicht darin besteht, daß die Doktrin von der Gesamtrechtsnachfolg nicht anwendbar war, sondern darin, daß Westdeutschland die exterritoriale Wirkung der Auflösung innerhalb Ostdeutschlands in bezug auf in Westdeutschland belegene Vermögenswerte nicht anerkannte.  Gerade dieses Problem der Wirkung der Auflösung auf Vermögenswerte in beiden Teilen des geteilten Deutschlands führte in Westdeutschland zur Verabschiedung des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes zur Änderung von Vorschriften des Fideikommiß- und Stiftungsrechts vom 3. August 1967.  Den englischen Gerichten ist dieses Problem aufgrund des Rechtsstreites der Carl Zeiss-Stiftung vertraut.  (Keine der einschlägigen Urteilspassagen aus diesem Rechtsstreit wurde mir gegenüber zitiert, doch findet Richter Buckly’s Übersicht über die  Geschichte dieses Verfahrens in der Entscheidung  Carl Zeiss-Stiftung -v- Rayner & Keeler (Nr. 3) [1979] Kap. 506, 528 bis 536  in der vorliegenden Klage einen gewissen Widerhall).



Durch § 1 des Gesetzes vom 3. August 1967 wird Absatz 2a des Vorläufergesetzes vom 28. Dezember 1950 folgendermaßen abgeändert:



„Hat eine nach deutschen Rechtsvorschriften gebildete Stiftung des bürgerlichen Rechts am 8. Mai 1945 ihren Sitz außerhalb des Geltungsgebietes dieses Gesetzes (in anderen Worten, außerhalb Westdeutschlands, Anmerkung des Richters) gehabt und hat sie im Geltungsgebiet dieses Gesetzes (Westdeutschland, Anmerkung des Richters) Vermögensgegenstände, so kann die sachlich zuständige oberste Landesbehörde des Landes, in dem sich Vermögensgegenstände befinden, die Aufsichtsbefugnisse ausüben.  Sie kann hierbei alle Maßnahmen treffen, die sie für notwendig hält, um die Stiftung aufrechtzuerhalten oder fortzusetzen.  Insbesondere kann sie den Sitz der Stiftung verlegen, ohne an Bestimmungen der Satzung gebunden zu sein.  Die oberste Landesbehörde kann die Ausübung der Befugnisse auf eine andere Behörde übertragen.“ 



Das Gesetz von 1967 war erforderlich, da Westdeutschland keine Maßnahmen anerkannte, die  in bezug auf Stiftungen in Ostdeutschland betrafen,  und diesen Maßnahmen keine Wirkung auf in Westdeutschland belegene  Vermögenswerte  dieser Stiftungen zuerkannte.   Der Grund, weshalb die Auflösung der Kunststiftung in Ostdeutschland keine Wirkung auf die Vermögenswerte in Westdeutschland hatte, besteht nicht darin, daß die Doktrin von der Gesamtrechtsnachfolge nicht galt, sondern darin, daß Westdeutschland die Auflösung in Ostdeutschland und demzufolge auch ihre Wirkung nicht anerkannte.



Beurteilung der Auflösung



Aus den Gründen, die ich angegeben habe, komme ich zu dem Schluß, 



1.	daß sich der Sitz der Kunststiftung im Jahr 1950 in Gotha befand;



2.	daß das thüringische Justizministerium die zuständige Behörde mit der Kompetenz war, die Kunststiftung gemäß § 87 BGB aufzulösen;



3.	daß die Auflösung kein Akt der Enteignung war;



4.	daß durch Gesamtrechtsnachfolge das Eigentum am Vermögen der Kunststiftung, mit Ausnahme von Vermögen, das sich in Westdeutschland befand, welches die Auflösung nicht anerkannte, auf das Land Thüringen überging.



Im Lichte dieser Schlußfolgerungen muß ich mich nun der Frage zuwenden, ob ein englisches Gericht das Eigentum der Kläger entweder auf der Grundlage der Enteignung oder auf der Grundlage der Auflösung der Kunststiftung anerkennt.



I.4	Anerkennung oder Durchsetzung des auf deutsches Recht gegründeten Eigentums der Bundesrepublik Deutschland an dem Gemälde durch ein englisches Gericht



Ist nach deutschem Recht das Eigentum an dem Gemälde auf die Bundesrepublik Deutschland übergegangen, erhebt sich die Frage, ob ein englisches Gericht dieses Eigentum anerkennen oder durchsetzen sollte.  Die Firma Cobert stützt sich erstens auf den Grundsatz, daß englische Gerichte keine staatlichen Maßnahmen   anerkennen, die  private Vermögensrechte betreffen, wenn sich der Vermögensgegenstand außerhalb des Staatsgebiets dieser Regierung befindet.  (Regel 122 bei Dicey & Morris, s.o.)  Zweitens beruft sich die Firma Cobert auf den Grundsatz, daß englische Gerichte sich nicht mit einer Klage beschäftigen, mit der das Straf-, Finanz- oder sonstiges  öffentliches Recht eines ausländischen Staates durchgesetzt werden soll (Regel 3 bei Dicey & Morris).



Diese Argumente  haben keinen Einfluß auf meine Entscheidung, daß das Eigentum durch das Enteignungsgesetz vom 9. Oktober 1945 auf das Land Thüringen (und danach auf die Bundesrepublik Deutschland) übergegangen ist, und daß die Enteignung der Kunstsammlung nicht durch das Gesetz vom  4. Dezember 1945 rückgängig gemacht  wurde.  Diese Enteignung war wirksam und wird von unseren Gerichten anerkannt werden, weil sich zu diesem Zeitpunkt nach meiner Tatbestandsfeststellung das Gemälde innerhalb des Staatsgebiets befand, über das die Sowjetische Militäradministration Zuständigkeit besaß (siehe Princess Paley Olga -v-  Weisz [1929] 1 JV 718m 725) und im Besitz des Treuhänders war.  Der Regierung der Bundesrepublik Deutschland geht es  lediglich um den Schutz von Eigentumsrechten,  die bereits vor dieser Klage entstanden waren, und um deren Durchsetzung nach dem allgemeinen Sachenrecht.  Professor Mann stellt in den „Further Studies in International Law“ (1990) folgendes fest:



„Es sollte auch anerkannt sein, daß dann, wenn ein Staat eine innerhalb seines Territoriums befindliche bewegliche Sache beschlagnahmt, jedoch nicht den Besitz daran erlangt, er diese nicht durch Klage in einem fremden Land wiedererlangen kann,  falls der ursprüngliche Eigentümer sie dorthin gebracht hat.“ (356-7)



Diese Argumente sind jedoch von besonderer Bedeutung in bezug auf meine alternative Schlußfolgerung, daß das Eigentumsrecht an dem Gemälde bei der Auflösung im Jahre 1950 auf die Deutsche Demokratische Republik überging, unbeschadet der Tatsache, daß sich das Gemälde in der Sowjetunion befand.



War die Auflösung ein Akt der öffentlichen Verwaltung?



Der Grundsatz, auf den sich die Firma Cobert stützt, wird bei Dicey & Morris als Regel 122 folgendermaßen zusammengefaßt:



„Ein Regierungsakt, der sich auf irgendein privates Vermögensrecht an einer beweglichen oder unbeweglichen Sache auswirkt, wird in England  dann als rechtsgültig und wirksam anerkannt, wenn der Akt nach dem Gesetz des Landes, in dem sich die Sache befand, zu dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Akts rechtsgültig und wirksam war (lex situs) und nicht, wenn es sich anders verhält.“



Es ist wichtig, zu betonen, daß der Vortrag der Firma Cobert weitergeht als ihr früherer Vortrag zum deutschen Recht,  daß die Auflösung ihrem wesentlichen Inhalt nach eine Enteignung war.  Der Akt der Auflösung der Kunststiftung sei, so wird gesagt, ein Akt der öffentlichen Verwaltung  gewesen, der private Vermögensrechte berührte.  Unter diesen Umständen werde die Wirkung der Auflösung, nämlich der Übergang des Eigentumsrechts an dem Gemälde von der Kunststiftung auf die Deutsche Demokratische Republik von einem englischen Gericht nicht anerkannt.



Der Streitpunkt dreht sich um die Frage, ob die Erklärung der Auflösung durch den Justizminister des Landes Thüringen seinem wesentlichen Inhalt nach eine Erklärung war, die sich auf den Rechtsstatus der Kunststiftung bezog, oder ob sie ihrem wesentlichen Inhalt nach ein Akt der öffentlichen Verwaltung war, mit dem Vermögensrechte auf das Land übertragen wurden.



Es ist offensichtlich, daß ich, um diese Unterscheidung zu treffen, den wesentlichen Inhalt des  Vorgehens des Justizministers,  nicht nur seine Form  berücksichtigen muß (siehe Richter Diplock in Adams -v- National Bank of Greece and Athens S.A. [1958] 2 QB 59, 75 und 77).  In den „Studies in International Law“ (Oxford 1973) schreibt Professor Mann:

„Es ist gleichermaßen sicher, daß das Gericht es sich in diesen Angelegenheiten nicht erlauben kann, vom äußeren Anschein in die Irre geführt zu werden: im Gegenteil, wird es Nachforschungen darüber anstellen darüber, ob das, was der Kläger behauptet, nach  seinem wesentlichen Inhalt ein hoheitliches Eingriffsrecht ist, dessen direkte oder indirekte Durchsetzung angestrebt wird (Seite 502).“



Regierungsakte, durch die Eigentumsrechte übertragen werden, fallen in diese Kategorie von Fällen, die Richter Nourse im Fall Williams & Humbert Ltd. -v- W & H Trade Marks (Jersey) Ltd. [1986] AC 369, 378/379 als Fälle beschreibt, die englische Gerichte wegenVerstoßes gegen den  ordre public  nicht durchsetzen werden (Gesetze der Kategorie II).  Dies sind Gesetze,



„deren Gültigkeit und Wirkung innerhalb des Territoriums des ausländischen Staates anerkannt werden, die aber weder direkt noch indirekt in England durchgesetzt werden.  Dies kann nun als Anwendung der weitergehenden Regel angesehen werden, nach der englisches Recht keine ausländischen Gesetze durchsetzen wird, die vorgeben, exterritoriale Wirkung zu haben: siehe Bank Voor Handel En Scheepvaart N.V. -v- Slatford [1953] 1 QB 248 (379 E).“



In diesem Fall vertrat Mr. Justice   Devlin die Auffassung, daß der Rechtsakt einer ausländischen Regierung nicht wirksam in England befindliches Eigentum übertragen könne, unabhängig davon, ob das Gesetz ein Beschlagnahme- oder Strafcharakter habe (siehe Seite 263).  Im House of Lords stellte Lord Templeton in der Sache  Williams & Humbert  (s.o.) den Rechtsgrundsatz wie folgt dar:



„Das öffentliche Recht eines souveränen Staates kann das Eigentumsrecht an Sachen, die niemals in den Zuständigkeitsbereich dieses Staates gelangt sind, nicht ändern (431 G).“



Solche öffentlichrechtlichen Bestimmungen müssen den   Rechtsakten gegenübergestellt werden, die ihrem wesentlichen Inhalt nach lediglich den Rechtsstatus einer juristischen Person oder eines Unternehmens betreffen.  Diese Gesetze fallen unter das Prinzip, das in der Regel 155 beschrieben ist:



„Das Bestehen oder die Auflösung einer ausländischen juristischen Person, die nach den Gesetzen eines ausländischen Landes ordnungsgemäß errichtet oder aufgelöst wurde, wird in England anerkannt.“



Zwischen Adams (s.o.) und The National Bank of Greece and Athens S.A.  -v-  Metliss [1958] AC 509 können Unterschiede festgestellt werden.  Der Fall Metliss bietet ein Beispiel dafür, daß das englische Gericht anerkennt, daß es sich bei einem ausländischen Rechtsakt um eine Maßnahme  handelte, die  sich auf den Rechtsstatus einer juristischen Person bezieht, und daß es dementsprechend die Auswirkungen dieses Rechtsstatus anerkennt.  Hierbei handelte es sich um eine Verordnung von 1953, durch die zwei Banken verschmolzen wurden und eine dritte bildeten.  Die Wirkung der Fusion war, daß die neue Bank in genau denselben Stand versetzt wurde,  den die früheren Banken vor der Fusion innegehabt hatten.  Da nach englischem Recht der Rechtsstatus der neuen Bank anerkannt wurde, wurden dadurch auch die Konsequenzen ihres Status anerkannt, nämlich die Übernahme der Verbindlichkeiten der früheren Bank (siehe Viscount Simonds, 525 und Lord Tucker, 529).



Im Fall Adams (s.o.) beabsichtigte die griechische Regierung durch eine Verordnung mit Gesetzeskraft von 1956, die beklagte Bank von den Verpflichtungen der ursprünglich als Garantin von Schuldverschreibungen haftenden Bank mit rückwirkender Wirkung freizustellen.  Richter Diplock vertrat die Auffassung, das Gesetz von 1956 sei kein Gesetz, das eine Rechtsnachfolge regle  und auch kein Gesetz, das sich auf die Handlungsfähigkeit und den Rechtsstatus bezog, sondern nach seinem wesentlichen Inhalt Obligationen zum Erlöschen brachte und Rechte änderte, die nach englischem Recht wirksam bestanden.  Nach den englischen Regeln des internationalen Privatechts konnte diese Verordnung die Verpflichtungen der Bank als Garantin der Schuldverschreibungen nicht wirksam aufheben.  Meines Erachtens hat die Bundesrepublik Deutschland mit ihrer Argumentation  recht, daß die Erklärung der Auflösung der Kunststiftung durch den Justizminister  lediglich den Rechtsstatus der Stiftung betroffen habe.  Es war eine Entscheidung, die getroffen wurde,  weil (gemäß § 87 BGB)



„die Erfüllung des Stiftungszwecks unmöglich geworden war.“



Unter diesen Umständen sollte von diesem Gericht gemäß Regel 155 die Tatsache der Auflösung und ihre Auswirkungen anerkannt werden.  Diese Auswirkungen schließen den Übergang des Eigentums der Kunststiftung gemäß § 14 der Durchführungsverordnung  des Landes Thüringen vom 16. mai 1923 ein.  Meines Erachtens erging der Akt der Auflösung der Kunststiftung nicht in Anwendung von Recht, das Lord Templeman als „das öffentliche Recht eines souveränen Staates“ bezeichnet oder als Folge von etwas, was Professor Mann als Ausübung eines hoheitlichen Rechts beschreibt, oder  analog  zu einer  ausländischen Verordnung zur Übertragung von Eigentum.  Meines Erachtens betraf  diese Maßnahme ausschließlich den Rechtsstatus der Kunststiftung.  Die Kunststiftung wurde gemäß dem Bürgerlichen Gesetzbuch aufgelöst.  Die Kunststiftung wurde ordnungsgemäß nach den Gesetzen ihres Gründungsortes aufgelöst.  Das englische Recht sollte deshalb die Wirkungen der  Auflösung nach diesem Gesetz anerkennen.



Dient diese Klage der direkten oder indirekten Durchsetzung des Straf-, Steuer- oder eines anderen öffentlichen Rechts eines ausländischen Staates?



Die Firma Cobert behauptet, daß, selbst wenn der Akt der Auflösung nicht unter Regel 122 fiele, nichtsdestotrotz vorliegende Verfahren in dieser Sache die direkte oder indirekte Durchsetzung des öffentlichen Rechts eines ausländischen States darstelle.  Regel 3 bei Dicey & Morris (Seite 97) sieht folgendes vor:



„Englische Gerichte haben keine Zuständigkeit für Klagen



(1)	auf direkte oder indirekte Durchsetzung des Straf-, Steuer- oder eines sonstigen öffentlichen Rechts eines ausländischen Staates oder 



(2)	die sich auf einen staatlichen Hoheitsakt gründen,





Die logische Grundlage dieser Bestimmung ist, daß die Durchsetzung eines Anspruchs, der sich auf das Straf-, Steuer- oder ein anderes öffentliches Recht eines ausländischen Staates gründet, bedeuten würde, einem Staat die Ausübung seiner souveränen  Rechtshoheit auf dem Territorium eines anderen States zu gestatten.



Mr.  Brindle QC behauptet, daß der Anspruch,  insofern er sich auf ein Eigentumsrecht stützt, das sich von dem Auflösungserlaß von 1950 ableitet, mit der Regel 3 unvereinbar ist.  Auch wenn es sich bei dem Gesetz nicht um Straf- oder Steuerrecht handele, handele es sich doch um ein Gesetz aus dem öffentlichen Recht eines ausländischen Staates.  Es könne nicht mit bezug auf Eigentum, das sich zur Zeit der Auflösung nicht innerhalb des Territoriums des Landes Thüringen befand, durchgesetzt werden.  Zur Unterstützung der Behauptung, es gebe außer Straf- und Steuergesetzen eine dritte Kategorie von Gesetzen, die nicht von englischen Gerichten durchgesetzt werden, stützt sich Mr.  Brindle QC auf das Urteil von Lord Denning MR im Fall  AG of New Zealand v. Ortiz [1984] 1 AC 20 bis 21, auf einen Hinweis auf Regel 3 von Lord Mackay im Fall Williams & Humbert, 437 C und insbesondere auf die Entscheidung des Court of Appeal in United States v. Inkley [1989] QB 255, 264 bis 265.  Auch wenn Zweifel  bestehen, ob es noch  eine weitere Kategorie des öffentlichen Rechts gibt   (siehe Dicey & Morris, Seite 105), glaube ich nicht, daß dies im vorliegenden Fall von Belang ist.  Es ist offensichtlich, daß der Prüfstein der dritten Kategorie das Vorhandensein eines von einem Staat kraft seiner souveränen Hoheit erlassenen Rechtsaktes ist (siehe Lord Denning im Fall AG of New Zealand v. Ortiz, 21 A).  Rechtsakte, die keine Ausübung der souveränen Hoheitsgewalt außerhalb der eigenen territorialen Grenzen dieser Hoheitsgewalt darstellen, fallen nicht unter Regel 3.  Selbst wenn man außer Straf- und Steuerrecht eine dritte Kategorie öffentlichen Rechts anerkennt, muß diese zumindest eiusdem generis zu diesen Rechtsgebieten sein.  Es muß sich um einen Akt de jure imperii und nicht um einen Akt de jure gestionis (Hervorhebungen des Richters) handeln.



Aus den bereits von mir angeführten Gründen betraf der Akt der Auflösung durch das Justizministerium nur das Fortbestehen der Stiftung.  Die Entscheidung zur Auflösung war ausschließlich vom Zustand der Stiftung bestimmt.  Es handelte sich nicht um die Ausübung souveräner Hoheitsgewalt.  Daher stellt die Erhebung einer Klage, durch die der Schutz von Rechten angestrebt wird, deren Herkunft auf die Auflösung zurückgeführt wird, keine Ausübung souveräner Hoheitsgewalt in England dar.  Meines Erachtens können und sollten englische Gerichte ein Eigentumsrecht anerkennen, das von der Auflösung von 1950 abgeleitet wird, und eine Klage zulassen, mit der der Schutz dieser Rechte angestrebt wird.



I.5	Rückkehr des Gemäldes in die Deutsche Demokratische Republik im Jahre 1987



Die Behauptung der Bundesrepublik Deutschland, daß das Gemälde 1987 auf seinem Weg nach Westberlin in die Deutsche Demokratische Republik gelangt sein müsse, führte zu einer lebhaften Debatte darüber, ob diese Tatsache aus sich heraus die rechtliche Wirkung der Vervollständigung einer unvollständigen Enteignung hatte.  Leider ist es nicht erforderlich, die Frage  zu klären, ob die Tatsache, daß das Gemälde durch oder über das Territorium der Deutschen Demokratischen Republik kam, diese rechtliche Wirkung hatte.  Es fehlt an dem tatsächlichen Nachweis.  Es konnte nicht bewiesen werden, auf welchem Weg das Gemälde nach Westberlin kam.  Unter diesen Umständen gibt es keine faktische Grundlage, auf die, wenn dies überhaupt möglich ist, die Schlußfolgerung gegründet werden könnte, daß hierdurch in rechtlicher Hinsicht das Eigentumsrechts vervollständigt wurde.



I.6	Besitzanspruch der Stadt Gotha



Diese Streitfrage wird nur relevant, wenn die Bundesrepublik Deutschland ihr Eigentumsrecht an dem Gemälde nicht nachweisen kann und wenn die Kunststiftung der Eigentümer ist.  Sie gründet sich auf eine kurze Passage in dem Zusatzgutachten von Professor Brunner.  Eigentümer und Betreiber des Schloßmuseums in Gotha ist die Stadt Gotha.  Es wird dort gesagt, daß das Besitzrecht des Schloßmuseums aus Abs. 3 der Satzung der Kunststiftung hervorgeht, der vorsieht, daß die Sammlung zur öffentlichen Nutzung zugänglich gemacht werden soll.  Ein Besitzer hat das Recht, die Wiedereinräumung des Besitzes von



„demjenigen [zu] verlangen, welcher ihm gegenüber fehlerhaft besitzt.“  (siehe § 861 	BGB).



Das Museum wurde der Stadt Gotha ab 1952 zugewiesen (siehe Absatz 177 von Professor Brunners Gutachten).  Ich akzeptiere jedoch Professor Brunners Aussage, daß daraus nicht folgt, daß die Kunstsammlung sich im Besitz des Museums befand.  Das Museum war eine Einrichtung der Kunststiftung; es ist selbst keine eigenständige juristische Person, die unabhängige Besitzrechte innehaben könnte.  Die Tatsache, daß sich das Museum innerhalb der Stadt Gotha befindet, verleiht keinen Rechtsstatus.  Das Besitzrecht in der Stadt Gotha kann auch nicht aus dem Stiftungszweck abgeleitet werden.  Durch den Stiftungszweck werden lediglich Pflichten für die Vertretungsorgane der Stiftung geschaffen, die Satzung läßt kein unabhängiges Besitzrecht der Stadt Gotha entstehen.  Ich akzeptiere Professor Brunners Aussage zu diesem Punkt und stelle daher fest, daß die Stadt Gotha kein Besitzrecht hat.  Selbst wenn gesagt werden könnte, daß sie das Besitzrecht hatte, sobald das Museum im Jahr 1952 der Stadt Gotha zugewiesen wurde, so war doch das Gemälde zu diesem Zeitpunkt schon lange nicht mehr in dieser Stadt.  Wenn der  Anspruch der Bundesrepublik Deutschland gescheitert wäre, hätte der Anspruch der Stadt Gotha aus diesen Gründen ein ähnliches Schicksal erlitten hätte.



Mr.  Layton QC trug im Namen der Stadt Gotha vor, Professor Brunner habe im Kreuzverhör eingeräumt, daß die Stadt einen Anspruch auf Rückgabe habe.  Diese Einräumung erfolgte allerdings im Zusammenhang einer Frage  zur  Aktivlegitimation nach der deutschen Vereinigung und zum gegenwärtigen  Besitz der Sammlung.  Werden Professor Brunners Antworten in ihren richtigen Zusammenhang gestellt, können sie nicht dahingehend verstanden werden, daß sie sein vorheriges Gutachten untergraben.



II.2	Ist die deutsche Verjährungsfrist von Belang?



Ich prüfe  nunmehr, ob der Anspruch der Bundesrepublik Deutschland verjährt ist.  Die Kläger behaupten, das deutsche Recht sei nicht von Belang.  Haben sie recht, ist die Klage nicht verjährt.  Jetzt, da von der Firma Cobert akzeptiert wird, daß kein gutgläubiger Erwerb des Gemäldes  stattgefunden hat, ist der Anspruch nach englischem Recht weder verjährt, noch gilt das Eigentumsrecht der Bundesrepublik Deutschland nach § 3 des Limitation Act (englisches Verjährungsgesetz) von 1980 als erloschen.  Abs. 4 sieht in Fällen vor Diebstahl eine besondere  Frist vor.   Diebe oder Personen, die dem Dieb die gestohlene bewegliche Sache weggenommen haben, können aus der in § 3 vorgesehenen Verjährungsfrist keinen Nutzen ziehen.  Die Verjährungsfrist beginnt nur, falls das gestohlene Gemälde in gutem Glauben erworben  wurde, und zwar zum Zeitpunkt des Kaufs.



Die Streitfrage darüber, ob die deutsche Verjährungsfrist gilt, richtet sich nach der richtigen Auslegung des Foreign Limitation Period Act (englisches Gesetz bezüglich ausländischer Verjährungsfristen) von 1984.  In § 1 wird folgendes bestimmt:



„(1)	Vorbebehaltlich der nachfolgenden Bestimmungen dieses Gesetzes gilt folgendes: ist in einem Prozeß oder sonstigen Verfahren vor Gerichten in England und Wales (gemäß den von diesen Gerichten anwendbaren Bestimmungen des internationalen Privatrechts) das Recht eines anderen Landes bei der Entscheidung über eine Angelegenheit zu berücksichtigen,



(a)	gilt das Verjährungsrecht dieses anderen Landes in bezug auf diese Angelegenheit im Rahmen dieses Prozesses oder dieses Verfahrens;



(b)	das englische und walisische Verjährungsrecht findet keine Anwendung, es sei denn, die Angelegenheit gehört zu denjenigen, die in dem nachfolgenden Absatz (2) beschrieben sind.



(2)	Eine Angelegenheit fällt in diesen Unterabsatz, wenn zu ihrer Entscheidung sowohl das englische und walisische Recht als auch das Recht eines anderen Landes berücksichtigt werden müssen.



(3)	Das englische und walisische Recht bestimmt im Rahmen jedes aufgrund des obenstehenden Abschnitts (1)(a) geltenden Gesetzes, ob und zu welcher Zeit gerichtliche Verfahren bezüglich einer Angelegenheit eingeleitet wurden; dementsprechend  gilt Paragraph 35 des Limitation Act von 1980 (neue Ansprüche  in anhängigen Verfahren) in bezug auf kraft obenstehendem Abschnitt (1)(a) anwendbare Fristen, wie er auch in bezug auf Fristen nach diesem Gesetz gilt.



(4)	Ein Gericht in England und Wales, das in Ausführung des obenstehenden Abschnitts (1)(a) Ermessen ausübt, das ihm durch das Recht eines anderen Landes übertragen worden ist, soll dieses Ermessen, soweit dies praktikabel ist, in der Art und Weise ausüben, in der dies in vergleichbaren Fällen durch die Gerichte dieses anderen Landes geschieht.

(5)	In diesem Absatz schließt der Begriff  „Recht“, in Verbindung mit einem Land,  die von den Gerichten dieses Landes anwendbaren Bestimmungen des internationalen  Privatrechts oder, im Falle von England und Wales, dieses Gesetz, nicht mit ein.“



In § 4 wird folgendes bestimmt:



„(1)	Vorbehaltlich des untenstehenden Absatzes 3 werden in diesem Gesetz Bezugnahmen auf das Recht eines anderen Landes (einschließlich England und Wales) bezüglich Verjährung in bezug auf eine Angelegenheit ausgelegt als Bezugnahme auf das einschlägige Recht des anderen Landes in dem Umfang, in dem es (in irgendeiner Angelegenheit) Bestimmungen im Hinblick auf eine Verjährungsfrist trifft, die für die Erhebung einer Klage bezüglich dieser Angelegenheit in den Gerichten dieses anderen Landes gilt; dazu gehören



(a)	Bezugnahmen auf dieses Recht in dem Umfang, in dem es sich auf Anwendung, Verlängerung, Verkürzung oder Unterbrechung dieser Frist und die Wirkung dieser Maßnahmen bezieht;



(b)	wenn es im Rahmen dieses Rechts keine anwendbare Verjährungsfrist gibt, eine Bezugnahme auf eine Regelung, nach der solche Verfahren ohne zeitliche Begrenzung eingeleitet werden können.



(2)	In obenstehendem Abschnitt (1) bedeutet „einschlägiges Recht“ in bezug auf ein bestimmtes Land das von den Gerichten des jeweiligen Landes anwendbare prozessuale und materielle Recht mit Ausnahme des internationalen Privatrechts.“



Aus den §§ 1 und 4 des Gesetzes von 1984 geht klar hervor, daß das Gesetz nur dann gilt, wenn deutsches Recht gemäß den Bestimmungen des englischen Privatrechts



„bei der Entscheidung über eine Angelegenheit“



berücksichtigt werden muß.



Mr.  Layton QC argumentiert im Namen der Kläger, deutsches Recht sei für die Ansprüche der Kläger, gestützt auf unerlaubte Besitzstörung in England und in bezug auf in England erworbene Sachen, ohne Belang.  Es gebe keinen Anknüpfungspunkt, der den Anspruch mit Deutschland verbindet.  Die Bestimmungen des englischen internationalen Privatrechts gälten für ausländisches Recht, wenn:



„der vor dem Gericht verhandelte Streitpunkt eine Tatsache, ein Ereignis oder eine Transaktion berührt, die genügend eng mit einem ausländischen Rechtssystem verbunden ist,  um den Rückgriff auf dieses System erforderlich zu machen ...“  (Cheshire & North, Private International Law (12. Auflage), Seite 5).



Das Delikt sei in England durch ein panamaisches Unternehmen begangen worden, das das Gemälde in England erworben habe.



Ich kann dieses Argument  nicht akzeptieren, so verlockend es in seiner Einfachheit auch ist.  Der Anspruch nach § (2)(1) des Torts (Interference with Goods) Act 1977 wird bei Goff & Jones (The Law of Restitution, (4. Ausgabe), Seite 75-76) als sachenrechtlicher  Rückerstattungsanspruch klassifiziert.  Es handelt sich um einen Anspruch mit dem Ziel, Rechten, die sich aus dem Eigentum der Kläger an dem Gemälde herleiten, zu schützen und durchzusetzen.  Die Geltendmachung dieser Rechte hängt  von der Bestätigung des Eigentums der Kläger ab, wobei Einigkeit besteht, daß dieses nach deutschem Recht entschieden werden muß.



Doch stützt sich der Vortrag von Mr.  Layton QC, daß das Gesetz von 1984 nicht anwendbar sei,  auf ein noch subtileres Argument.  Hiernach soll es erforderlich sein, zwischen den Streitfragen, die das Eigentumsrecht betreffen, und denjenigen, die die Verjährung betreffen, zu unterscheiden.  Das deutsche Verjährungsrecht sei ohne Bedeutung für die Frage, ob die Bundesrepublik Deutschland ihr Eigentumsrecht auf den Nachweis stützen kann, daß das Gemälde enteignet wurde oder daß das Eigentum bei der Auflösung der Kunststiftung überging.  Sobald sie ihr Eigentumsrecht erfolgreich darlegen kann, sei das Eigentum nicht mehr strittig und deutsches Recht nicht länger  von Belang.  Die einzige verbleibende Streitfrage sei nach englischem Recht zu beurteilen und beziehe sich auf die widerrechtliche Besitzentziehung eines Gemäldes in England.  Deutsches Recht gelte für Fragen, die das Eigentum betreffen, da die englischen Kollisionsnormen auf die  lex situs  verweisen, gelte aber nicht für die Verjährung.



Mr.  Layton QC unterlegt dieses Argument mit dem Hinweis auf die Frage, wie dieser Aspekt dem Gesetz von 1984 gelöst worden wäre.  Das deutsche Verjährungsrecht wäre nicht in Betracht  gezogen worden, da es, im Falle der Anwendbarkeit als Verfahrensrecht klassifiziert worden wäre; es brachte das Eigentum zum Erlöschen.  Der Anspruch hätte dem englischen Verjährungsrecht unterlegen.



Den Kern des Gesetzes von 1984 bildet die Grundregel, daß die nach der  lex causae  geltende Verjährungsfrist angewandt werden sollte (siehe The Law Commission’s Report: Classification for Limitation in Private International Law 1982, Nr. 114, Absätze 4.3 und 4.11).  Die Regeln des internationalen Privatrechts sind durchsetzt mit dem, was in früheren Zeiten  die lingua franca der Juristen im Bereich des internationalen Privatrechts war.  Die  lateinische Sprache trägt jedoch nicht zur Erhellung bei.  Die lex causae ist das Recht, dem die  „in Streit befindliche Frage“ unterliegt (siehe Dicey & Morris, Seite 30).  Aber was ist die „im Streit befindliche Frage“?  In der Sprache von § 1(1) und § 4(1) des Gesetzes von 1984: was ist „die Angelegenheit“?



Das Problem tritt auf, weil § 1(1) anscheinend nahelegt, daß jedwelches Recht, das auf irgendeinen materiell rechtlichen Aspekt angewandt wird, auch für die Verjährung gelten soll, wodurch viele Fälle entstehen, in denen § 1(2) gelten würde.  Mehrere nationale Rechte wären auf die verschiedenen Einzelaspekte eines Streitfalls anwendbar.  In seinem Artikel über die Verjährung im englischen Recht (1985 LMCLQ 497) weist P.A. Stone ausführlich nach, wie dieser Ansatz insbesondere in bezug auf Vertragsbruch dem Zweck des Gesetzes zuwiderläuft.  Es ist offenkundig, daß durch das Gesetz beabsichtigt wurde,  die Verjährung dem Recht, das für den Vertrag gilt, zu unterwerfen (siehe Law Commission Report 3.9, 4.4 und 4.6).  Das ist häufig das von den Parteien gewählte Recht.  Wenn jedoch § 1 bedeuten soll, daß das Recht, das auf irgendeinen materiellen Aspekt angewendet wird, auch für die Verjährung gilt, kann dieser Grundsatz nicht eingehalten werden.  Es gibt viele Fälle, in denen die Frage der Rechtsgültigkeit oder der Geschäftsfähigkeit geprüft werden muß, und in denen diese Rechte vom Recht des Vertragsstatus abweichen.  Die Lösung von Stone besteht darin, diejenigen  Verjährungsbestimmungen anzuwenden, die für das Recht des Vertragsstatus gelten; leider  erklärt er  nicht die Auslegungsmethode, die eine so vernünftige Schlußfolgerung erlaubt.



Beide Parteien verwiesen mich auf Passagen in Kapitel III von Dicey & Morris, die sich mit dieser „Neben- oder Vorfrage“ beschäftigen.  Das Kapitel wird mit der folgenden entmutigenden Beobachtung eingeleitet:



„Es ist ein technisches Problem von beträchtlicher Schwierigkeit, das zuerst von akademischen Autoren auf dem Kontinent bemerkt wurde.“



Die Verfasser von Dicey & Morris schlagen einen flexiblen Ansatz vor, der rechtspolitische Erwägungen mitberücksichtigt (siehe S. 55).  Ich kann einen solchen Ansatz in bezug auf die von P.A. Stone für   Verträge herausgearbeiteten Probleme gut verstehen.  Im vorliegenden Fall bietet er jedoch nur einen unsicheren Leitfaden.



Nur wenn man davon ausgehen kann, daß der auf rechtswidrige Störung des Besitzes an dem Bild gegründete Anspruch allein die „Angelegenheit“ darstellt  und nicht die Auseinandersetzung über das Eigentum, fällt diese Klage unter § 1(2), und es gelten sowohl das englische als auch das deutsche Verjährungsrecht.  Es besteht Einigkeit darüber, daß, wenn § 1(2) gilt, die jeweils kürzere Verjährungsfrist anzuwenden ist (siehe z.B. Dicey & Morris, Seite 187).   § 1(2) sollte Fälle regeln, die bei deliktischen Ansprüchen hinsichtlich  des Erfordernisses der Klagbarkeit in beiden Staaten auftreten, wenn zwei leges causae gegeben sind.  Der Law Commission Report Nr. 114 führte folgendes aus:



„... nach der generell geltenden Regel ist es erforderlich, daß das Gericht sowohl die lex loci delicti als auch unser Recht berücksichtigt.  Normalerweise sind daher zwei leges causae in Kraft, denen diese Fälle unterliegen, von denen eines immer das englische Recht sein wird; in bezug auf die Verjährung wird die Frist entweder durch das einschlägige ausländische Recht oder das entsprechende englische Recht definiert, je nachdem welche die kürzere ist.



4.15   Wir empfehlen, ... daß die Verjährungsbestimmungen, die in England und Walesin Kraft sind, in Fällen, in denen sowohl ausländisches als auch englisches und walisisches Recht   nach den Bestimmungen des internationalen Privatrechts in der Entscheidung einer Streitfrage durch das Gericht berücksichtigt werden müssen, nicht ausgeschlossen werden sollten.“



Es scheint klar zu sein, daß § 1(2) nicht erlassen worden wäre, wenn es die Regel zum Erfordernis der „Doppelklagbarkeit“ nicht gäbe.  Er weicht von der Grundregel ab, daß dort, wo ausländisches Recht anwendbar ist, auch das Verjährungsrecht dieses Landes angewendet werden sollte.  Eine solche Bestimmung löst die Schwierigkeiten, die aus der Notwendigkeit entstanden waren, zwischen Verfahrensrecht und materiellem Recht zu unterscheiden.  Die volle Überschrift des Gesetzes macht deutlich, daß durch das Gesetz angestrebt wurde, die Prüfung  der Frage überflüssig zu machen, ob ein ausländisches Verjährungsgesetz lediglich eine verfahrensrechtliche oder eine materielle Angelegenheit ist. 



„Ein Gesetz, durch das bestimmt wird, daß jedwedes Recht bezüglich der Verjährung von Klagen im Rahmen von Fällen, in denen ausländischem Recht oder den Entscheidungen ausländischer Gerichte Wirkung verliehen wird, als materiell-rechtliche und nicht als verfahrensrechtliche Angelegenheit behandelt wird.“



Daher scheint es mir, in Einklang mit den Rechtsprinzipien des Gesetzes von 1984, richtig, daß ein Gericht anstreben sollte, ein einziges auf die Sache anwendbares Recht festzulegen und nicht zwei.  Den Argumenten  der Kläger kommt der Verdienst zu, dieses Ziel zu erreichen, indem sie Abschnitt 1(2) auf Fälle beschränken, in denen das  doppelte Klagbarkeitserfordernis  gilt.  Dem Fortbestehen von Abschnitt 1(2) ist keine Bedeutung beizumessen; die doppelte Klagbarkeitsbestimmung wurde durch § 10 des Private International Law (Miscellaneous Provisions) Act 1995 abgeschafft, doch gilt die Bestimmung noch in Zusammenhang mit der Entscheidung über Beleidigungsklagen (§ 13).



Es ist verlockend, dem von Mr. Layton QC vorgeschlagenen Ansatz zu folgen und die Eigentumsfrage  von der Klage wegen verbotener Eigenmacht (conversion) abzusprechen,  um damit den Zweck des Gesetzes von 1984 zu entsprechen und ein einziges  anwendbares Recht herauszukristallisieren.  Dadurch wird die Anwendung von § 1(2)  lediglich  auf ein verbleibendes Delikt  beschränkt, wobei das Erfordernis der doppelten Klagbarkeit  bestehen bleibt.  Meines Erachtens gibt es jedoch bei diesem Ansatz  ein  unüberwirdliches Hindernis.   Es scheint zwar in einem Fall wie diesem, in dem das deutsche Verjährungsrecht lediglich eine verfahrensrechtliche Wirkung hat und das Eigentum der Kläger an dem Gemälde nicht berührt, nicht besonders schwierig zu sein, sich diesen Ansatz zu eigen zu machen.  Unter diesen Umständen und wenn man den von Dicey & Morris vorgeschlagenen flexiblen Ansatz wählt, scheint es keinen guten Grund dafür zu geben, warum das deutsche Verjährungsrecht auf  eine unerlaubte Handlung anwendbar sein soll, die in England im Hinblick auf ein in England befindliches Gemälde begangen wurde.  Meines Erachtens wäre das Hindernis  jedoch sehr viel größer, wenn das ausländische Verjährungsrecht materiellrechtliche Wirkung hätte, in anderen Worten: wenn das ausländische Verjährungsrecht Eigentumsrechte zum Erlöschen bringen würden.  In einem solchen Fall wäre es sehr schwierig, zu sagen, die strittige Angelegenheit unterliege nicht zwei Rechtssystemen.  Dies war die Schlußfolgerung von Mr. Justice  Waterhouse im Fall The Cintas Foundation Incorporated -v- Sotheby’s Unlimited and Fondarm International Establishment   (unveröffentlicht) vom 11. Februar 1995.  In diesem Fall stellten sich Fragen bezüglich zweier Gemälde eines spanischen Impressionisten.  Nach kubanischem Recht war nach Ablauf der Verjährungsfrist das Eigentumsrecht erloschen.  Mr. Justice Waterhouse zog die Schlußfolgerung, es gebe hier zwei leges causae, und in einem solchen Fall gelte § 1(2) (siehe Seite 63).  Die Entscheidungsgründe des Richters wurden nicht vollständig dargelegt, da sie wegen seiner Befassung mit anderen Fragen als obiter dicta zu werten waren.  Diese Entscheidung zeigt deutlich die Schwierigkeit bei der Anwendung des von Mr. Clayton QC vorgebrachten Ansatzes.  Wenn, wie er behauptete, es zwei leges causae geben kann, wenn die ausländische Verjährung materiellrechtliche Wirkung hat, dann muß es für ein Gericht in England prüfen, ob das ausländische Recht verfahrensrechtliche oder materiellrechtliche Wirkung hat.  Dies scheint mir einem der grundlegenden Ziele des Gesetzes von 1984 zuwiderzulaufen, das  darin besteht, solche Entscheidungen überflüssig zu machen.   Während ich akzeptiere, daß es in Einklang mit dem Zweck des Gesetzes von 1984 wünschenswert ist, eine einzige lex causae zu bestimmen, wird meines Erachtens dieses Argument von der Bedeutung der Vermeidung der Notwendigkeit, zwischen ausländischem Recht mit prozessualer Wirkung und ausländischem mit materieller Rechtswirkung zu unterscheiden, verdrängt.  Die Argumente in bezug auf die Zweckbestimmung des Gesetzes erlauben es mir nicht, den reinen Wortlaut von § 1(2) zu ignorieren.  Meines Erachtens unterliegt die vorliegende „Angelegenheit“ sowohl deutschem als auch englischem Recht; beide müssen bei der Entscheidung über eine „Angelegenheit“ berücksichtigt werden, die sowohl Streitfragen zum Eigentumsrecht als auch zum Schutz der daraus resultierenden Rechte enthält.  Dementsprechend ist § 1(2) des Gesetzes von 1984 anwendbar.  Danach gilt deutsches Verjährungsrecht.



II.3	Verjährung nach deutschem Recht



Zu diesem Thema wurde vor mir Beweis erbracht durch Professor Siehr im Namen der Kläger und von Professor Brunner im Namen der Firma Cobert.  Folgende Aussagen zum deutschen Recht sind unstreitig:



i.	Das Recht auf Rückgabe verjährt nach einer Frist von dreißig Jahren (§ 195 BGB).



ii.	Das Eigentum geht durch  den Ablauf der dreißigjährigen Verjährungsfrist   nicht auf den Besitzer über.



iii.	Die Verjährungsfrist beginnt mit der Entstehung des Anspruches (§ 198 BGB).



iv.	Die Frist von dreißig Jahren behielt ihre Geltung, auch als sich das Gemälde  außerhalb Deutschlands und in der Sowjetunion befand.



v.	Die Frist läuft, unabhängig davon, ob der Anspruchsberechtigte Kenntnis vom Bestehen des Anspruchs oder von der Identität seines Gegners hat.



vi.	Gegenüber jedem neuen Besitzer entsteht ein neuer Anspruch auf Herausgabe. 



Aus dieser Prämisse folgt, daß jedesmal, wenn das Gemälde den Besitzer wechselte, eine neue dreißigjährige  Verjährungsfrist begonnen hat.  Einem nachfolgenden Besitzer kann jedoch gemäß § 221 die Zeit zugute kommen, der verstrichen ist, während sein Vorgänger in Besitz der Sache war.



Der Rechtsstreit hängt  von der Wirkung von § 221 BGB ab, der folgendes vorsieht:



„Gelangt eine Sache, in Ansehung deren ein dinglicher Anspruch besteht, durch Rechtsnachfolge in den Besitz eines Dritten, so kommt die während des Besitzes des Rechtsvorgängers verstrichene Verjährungszeit dem Rechtsnachfolger zustatten“ (von mir übersetzt als „benefits“, Anm. des Richters).



(§§ 195, 198 und 221 BGB beziehen sich auf die Verjährung.  Diese wurde im Englischen als „prescription“ übersetzt, wurde jedoch in den Aussagen vor mir als „limitation“ bezeichnet, um sie von der „prescription“ im Sinne von „usucaption“ zu unterscheiden, Anm. des Richters).



Falls  § 221 Anwendung findet, wird dem letzten Besitzerwerber die während des Besitzes sämtlicher Vorbesitzer insgesamt verstrichene Verjährungszeit angerechnet (siehe z.B. von Feldmann 1993, Randziffer 2).  Daher können alle Besitzperioden von Vorbesitzern, die während der Frist verstrichen sind, Frau Breslaw zu ihren Gunsten angerechnet werden (siehe Gutachten Professor Brunner, Absatz 117).



Nach deutschem Recht gibt es eine grundlegende Unterscheidung zwischen dem originären und dem abgeleiteten Besitzerwerb.  Abgeleiteter Besitz entsteht dann, wenn der Besitz von einem Vorbesitzer erlangt wurde.



Nach Aussage von Professor Siehr ist die nach deutschem Recht vorgesehene dreißigjährige Verjährungsfrist aus  zwei Gründen nicht abgelaufen:



(1)	§ 221 gilt nicht für die Übertragung durch eine Person, die im weiteren Sinne als Übergeber zur treuen Hand („bailor“) beschrieben werden kann, an einen treuhänderischen Besitzempfänger („bailee“).   Die   Person,  die nach englischem Recht als „bailee“ beschrieben werden kann, gilt nach deutschem Recht als unmittelbarer Besitzer.  Der Übergeber hat mittelbaren Besitz.  Als Frau Dikeni von Fürst der Besitz an dem Gemälde übertragen wurde, sei Fürst  mittelbarer Besitzer und Frau Dikeni der unmittelbare Besitzer geworden. § 221 gelte bei einer solchen Übertragung nicht.



(2)	Selbst wenn entgegen dieser Annahme § 221 anwendbar sein sollte, greife er nicht ein, wenn ein unmittelbarer Besitzer den Gegenstand unterschlägt oder veruntreut.  In diesem Fall könne dem unmittelbaren Besitzer keine vorherige Verjährungsfrist zugute kommen und er könne diesen Vorteil auch nicht an einen Nachfolger weitergeben.  Als Frau Dikeni also unter Verletzung ihrer Pflichten gegenüber Fürst das Gemälde durch die Weitergabe an den Berliner Kunsthändler Rohde unterschlug, oder  als weitere Möglichkeit, als  Rohde selbst es unterschlug, habe die Frist  erst mit dem Datum dieser  Unterschlagung  zu laufen begonnen.



Die Anwendung von § 221 auf  eine  Besitzübertragung von einem Übergeber zur treuen Hand an einen treuhänderischen Fremdbesitzer



Professor Siehr behauptet, daß keine Rechtsnachfolge möglich sei zwischen einem treuhänderischen Fremdbesitzer, d.h. einem unmittelbaren Besitzer, und demjenigen, der  ihn den Besitz zu treuen Händen übergeben hat (und der nach Übergabe mittelbarer Besitzer ist).  Diese These wurde in vollem Umfang erst in einem ergänzenden Gutachten aufgestellt, das nach Beginn des mündlichen Verfahrens eingeführt wurde.  Es gab wohl in seinem früheren Gutachten in den Absätzen 24 bis 26 einen indirekten Hinweis auf diese These, aber seine Äußerungen konzentrierten sich vorher auf die Wirkung einer Unterschlagung.   Professor Brunner vertritt die Auffassung, daß die Unterscheidung zwischen abgeleitetem treuhänderischen Besitz und Eigenbesitz keinen Einfluß auf die Geltung von § 221 habe (siehe Absatz 108 seines Gutachtens).  Nach seiner Meinung besteht das entscheidende Kriterium darin, wie der unmittelbare Besitz entstanden ist.  Wurde der unmittelbare Besitz durch freiwillige Übergabe erworben, gilt § 221 (siehe Abschnitt 109).  Obwohl er im Kreuzverhör scheinbar einräumte, daß ein treuhänderischer Fremdbesitzer sich nicht auf § 221 stützen könne, bin ich angesichts seiner Aussage als Ganzem und insbesondere angesichts seiner Antworten bei der erneuten Befragung überzeugt, daß er seine Auffassung nicht geändert hat und Professor Siehr nicht zustimmt.



Der Begriff des mittelbaren Besitzes wird in § 868 BGB folgendermaßen definiert:



„Besitzt jemand eine Sache als Nießbraucher, Pfandgläubiger, Pächter, Mieter, Verwahrer oder in einem ähnlichen Verhältnis, vermöge dessen er einem anderen gegenüber auf Zeit zum Besitze berechtigt oder verpflichtet ist, so ist auch der andere Besitzer (mittelbarer Besitz).“



Kraft § 986 kann der unmittelbare Besitzer sich auf alle Rechte stützen, die der mittelbare Besitzer hat, um die Herausgabe gegenüber dem Eigentümer zu verweigern.   § 986(1) besagt:



„Der Besitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, wenn er oder der mittelbare Besitzer, von dem er sein Recht zum Besitz ableitet, dem Eigentümer gegenüber zum Besitze berechtigt ist.  Ist der mittelbare Besitzer dem Eigentümer gegenüber zur Überlassung des Besitzes an den Besitzer nicht befugt, so kann der Eigentümer von dem Besitzer die Herausgabe der Sache an den mittelbaren Besitzer, oder, wenn dieser den Besitz nicht wieder übernehmen kann oder will, an sich selbst verlangen.“



Die These, einem treuhänderischen Übernehmer könne § 221 nicht zustatten kommen, da es keine Rechtsnachfolge zwischen mittelbarem und unmittelbarem Besitzer gibt, findet in einer Reihe von Kommentaren  Unterstützung.  Coing stellt folgendes fest:



„Für die Fälle des § 868 ist zu beachten, daß der mit Willen des Vorgängers aufgrund eines der in § 868 genannten Rechtsverhältnisse erlangte (unmittelbare) Besitz den gleichzeitigen (mittelbaren) Besitz des Vorgängers nicht ausschließt, also die Verjährung des gegen den mittelbaren Besitzer bestehenden Anspruchs weiterläuft, und daß, wenn der mittelbare Besitzer aufgrund der zu seinen Gunsten eingetretenen Verjährung dem Eigentümer gegenüber zum Besitze berechtigt ist, nach § 968 Abs. 1 auch der unmittelbare Besitzer (der Mieter, Entleiher, Verwahrer usw. die Herausgabe der Sache verweigern kann.  Die Anwendung des § 221 ist also in den Fällen der Miete (letting agreements), Pacht  (leases), Leihe (loans), Verwahrung (bailment) usw. ausgeschlossen.“  (Randziffer Nr. 5) (Hervorhebung von mir, Anm. des Richters).



Weitere Unterstützung ergibt sich  aus Dilcher in Absatz 7(c) und Walter (Absatz 4), der folgendes besagt:



„Zwischen dem mittelbaren Besitzer und dem unmittelbarem Besitzer besteht keine Rechtsnachfolge in den Besitz; gemäß § 868 besteht der mittelbare Besitz neben dem unmittelbaren Besitz fort.  Die Besitzzeit des mittelbaren Besitzers wirkt aber insofern auch zugunsten des unmittelbaren Besitzers, als dieser nach § 986 Abs. 1 die Herausgabe verweigern darf, wenn die Verjährung gegenüber dem mittelbaren Besitzer eingetreten ist.“



In seinem Kommentar zu § 221 unterstützt wohl Johanssen auch diese Behauptung, obwohl ich  aufgrund von Problemen mit der Übersetzung Schwierigkeiten habe, diese Randbemerkung zu verstehen („rechtsbeständige“ wurde im Englischen ursprünglich als „in a valid manner“ [auf gültige Weise], danach als „non-dependent“ [nichtabhängig] übersetzt, es ist jedoch schwierig, zu verstehen, was mit „whereby proprietary possession is not necessary“ [wobei Eigenbesitz nicht gefordert ist] gemeint ist; Anmerkung des Richters).  (Niemand hat mir erklärt, wie es einen nicht abgeleiteten Besitz geben könnte, der kein Eigenbesitz ist, Anmerkung des Richters).



Es gibt Kommentare zu § 221, die die gegenteilige Ansicht vertreten.  Peters stellt in Randziffer 7 folgendes fest:



„Die Bestimmung gilt für die Rechtsnachfolge im unmittelbaren Besitz wie für die im mittelbaren Besitz.   Begründet der bisherige mittelbare Besitzer durch Überlassung der Sache an einen anderen mittelbaren Besitz, so läuft die bisherige Verjährung gegen ihn (d.h. gegen den bisherigen unmittelbaren und jetzt mittelbaren Besitzer, Anmerkung des Richters)  weiter, für den jetzigen unmittelbaren Besitzer gilt § 221 mit der Folge, daß er sich auf eine für sich nicht für die Verjährung ausreichende Besitzzeit des bisherigen unmittelbaren, jetzigen mitttelbaren Besitzers berufen kann.  § 221 bleibt anwendbar, wenn der unmittelbare Besitzer Eigenbesitz begründet.“



Heinrichs stellt folgendes fest:



„... bestimmt § 221 für den Fall des abgeleiteten Besitzerwerbes, daß die unter demVorgänger abgelaufene Zeit auch dem Nachf. angerechnet w.   Bei mehrfacher Besitzübertragung kommt dem letzten Besitzer die Zeit aller Vorgänger zugute (hM).“



Von Feldmann unterstützt diese Ansicht.   Gewisser Wert wurde gelegt auf Bund und Joost in ihren Kommentaren zu § 869, jedoch sind die Übersetzungen so unklar, daß es schwierig ist, die Relevanz ihrer Aussage zu verstehen.



Es gibt keine Entscheidung eines deutschen Gerichts zu dieser Frage.  Ein deutsches Gericht wäre weder   durch die Tatsache, daß die Mehrheit der Kommentatoren eine bestimmte Ansicht vertritt, noch  durch die jüngsten Meinungsäußerungen gebunden.  Wo, wie hier, der Ruf der Autoren außer Zweifel steht, würde es auf die Qualität der Argumente abstellen.  Ich muß, geleitet durch die Aussagen der Professoren Siehr und Brunner, mir einen ähnlichen Ansatz zu eigen machen.



Die Schwierigkeit bei Professor Siehrs Ansicht besteht darin, daß sie in einem so späten Stadium des Verfahrens vorgebracht wurde.  Dies ist nicht als Kritik gemeint, hat jedoch zu einer Auseinandersetzung geführt, die mir mehr als eine Angelegenheit der Rechtsdogmatik  erscheint und in diesem Fall wenig praktische Wirkung hat.  Die These, § 221 habe in bezug auf einen abgeleiteten Besitz überhaupt keine Anwendung, ist zu weit gefaßt.  Coing, auf den sich die Kläger stützen, stellt folgendes fest:



„Im Sinne von § 221 wird von einer „Rechtsnachfolge“ dann gesprochen werden können, wenn der neue Besitzer auf Grund einer Willenseinigung mit dem neuen Besitzer besitzt (eine Änderung in der Übersetzung, Anm. des Richters) und zwar auch dann, wenn das Recht zum Besitze von einem Nichtberechtigten hergeleitet wird, insoweit nach den Vorschriften des BGB überhaupt Rechte von einem Nichtberechtigten hergeleitet werden können.“  (Randziffer 5)



Walter stellt folgendes fest:



„§ 221 schafft für den abgeleiteten Besitzerwerb eine Ausnahme ..., indem er dem Besitzer gestattet, sich die während des Besitzes seines Vorgängers abgelaufene Verjährung anzurechnen.  Da dem Besitznachfolger die Rechtsnachfolge seines Vorgängers verbleiben soll ..., bezieht sich die Vorschrift nicht nur auf den Besitz des unmittelbaren Vorgängers ...“  (Randbemerkung 1).



Von der Mechanik her kann es wohl sein, daß einem unmittelbaren Besitzer nicht kraft § 221, sondern eher kraft § 986(1) die Verjährungsfristen zugute kommen, die während des Besitzes seines Vorgängers verstrichen sind.  Der entscheidende Punkt ist, daß mittelbarer Besitz neben unmittelbarem Besitz weiterbesteht.  Wie Coing in seinem Kommentar anmerkt, läuft die Verjährungsfrist zugunsten des mittelbaren Besitzers weiter (siehe auch Peters, s.o.).  Es ist der mittelbare Besitzer, dem der Ablauf der Verjährungszeit kraft § 221 zugute kommt, während der unmittelbare Besitzer ihn kraft § 986(1) genießt.   Die Mechanik scheint mir nicht von Belang zu sein.  Vorbehaltlich Professor Siehrs zweitem Punkt in bezug auf Unterschlagung lief, während Frau Dikeni als unmittelbare Besitzerin im Besitz des Gemäldes war, die Verjährungszeit zugunsten ihres Vorgängers, des mittelbaren Besitzers Fürst.  Dir vorher verstrichene Verjährungszeit kam Fürst kraft § 221 und Frau Dikeni kraft § 986(1) zugute.  Dies gilt gleichermaßen für die Überlassung des Bildes an Rohde vorbehaltlich der Wirkung einer Unterschlagung entweder durch Frau Dikeni oder durch Rohde.   Im Kreuzverhör (6. Prozeßtag, S. 31-32 und 33-34) schien Professor Siehr meines Erachtens zu akzeptieren, daß dies der Fall war.  Er akzeptierte, daß, wenn nach Ablauf einer Frist von 30 Jahren eine treuhänderische Besitzübergabe stattfindet, sowohl der Übergeber als auch der Übernehmer in der Lage wären, sich auf die Frist von 30 Jahren zu stützen, und daß der unmittelbare Besitzer dieselben Einwendungen gegen  einen Anspruch seitens des Eigentümers wie der Übergeber erheben könne.  Es war die Verjährungsfrist des Übergebers zur treuen Hand, auch nach Professor Siehr, auf die sich der Übernehmer stützen kann.  Professor Siehrs erster Punkt hilft der Klägerin nicht.



Spätere Unterschlagung (misappropriation) durch den nachfolgenden Besitzer



Professor Siehr ist der Auffassung, daß, wenn ein nachfolgender Besitzer, der den Besitz mit Zustimmung seines Vorgängers erlangt hat, später die Sache unterschlägt, § 221 keine Anwendung finden kann.  Professor Brunner vertritt die Ansicht, der Schlüssel zur Anwendung von § 221 sei die freiwillige Übergabe des Besitzes und eine  anschließende Unterschlagung sei nicht von Belang.  Beide Sachverständige sind sich einig, daß die Anwendung von § 221 ausgeschlossen ist, wenn der Besitz durch verbotene Eigenmacht (unlawful interference with direct possession) erlangt wird (siehe Absatz 100 von Professor Brunners Bericht).



Durch § 858 BGB wird folgendes bestimmt:



„(1) 	Wer dem Besitzer ohne dessen Willen den Besitz entzieht oder ihn im Besitze stört, handelt ... widerrechtlich.



 (2)	Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Besitz ist fehlerhaft [im englischen Original: protected (geschützt),  wohl ein Schreibfehler für „defective“, Anm. d. Übers.].   Die Fehlerhaftigkeit muß der Nachfolger im Besitze gegen sich gelten lassen ...“



Beide sind sich einig, daß Diebstahl (theft) ein Beispiel für verbotene Eigenmacht ist.  Der Streit geht darum, ob § 221 anwendbar ist, wenn der Nachfolger im Besitz den Besitz mit Zustimmung des Vorbesitzers erlangt, anschließend jedoch die Sache unterschlägt.  Die Wirkung einer anschließenden Unterschlagung ist Gegenstand des Streits nicht nur zwischen den Sachverständigen, sondern auch in den Kommentaren zu § 221.  Coing, dessen hoher Rang von beiden Professoren anerkannt wird,  stellt in seinem Kommentar in der  Ausgabe des Staudinger von 1957 folgendes fest:



„Die Anwendung des § 221 ist ausgeschlossen, wenn der Besitzerwerb des Nachfolgers ein rein origninärer ist, also zB auf Ersitzung, Okkupation, Raub oder Diebstahl beruht.  Sie muß nach dem Zwecke der Vorschrift ferner dann ausgeschlossen sein, wenn der Besitz des Nachfolgers zwar mit Willen des Vorgängers begründet wurde, seine Fortdauer aber auf unerlaubter Handlung (Unterschlagung) des Nachfolgers beruht.“   (Randbemerkung 5)



Spätere Kommentatoren haben sich entweder mit dieser Frage nicht beschäftigt oder waren anderer Auffassung.  Dilcher stellt 1980 in seinem Kommentar in der 12. Auflage des Staudinger folgendes fest:



„Keine Besitznachfolge liegt vor, wenn der Besitz widerrechtlich erworben wurde; anderenfalls würde die unerlaubte Handlung durch die Besitznachfolge gem. § 221 begünstigt.“



In der 13. Auflage  nimmt Peters nicht ausdrücklich auf diesen Punkt Bezug, sondern stützt sich auf § 858 zur Untermauerung der Behauptung, daß § 221 keine Anwendung finde, wo ein Besitzerwerb ohne das Einverständnis des bisherigen Besitzers erfolgte.  Der letzte Satz von Randziffer 7 (s.o.) scheint Professor Brunners Ansicht den Vorzug zu geben.



Walter bestätigt, daß § 221 keine Anwendung findet, wo der ursprüngliche Erwerb widerrechtlich war (verbotene Eigenmacht) und gibt Coings Kommentar wieder, den ich bereits zitiert habe.  Er setzt sich nicht mit Coing auseinander (seiner Verwendung des Wortes „jedoch“ (however), das seinem Bezug auf Coing vorausgeht, kann keine Bedeutung beigemessen werden; die Übersetzung ist wahrscheinlich nicht exakt; Anm. des Richters).



Von Feldmanns Münchener Kommentar (3. Aufl. 1993) stellt die stärkste Unterstützung für Professor Brunners Ansicht dar.



„Umgekehrt hat es auf den Lauf der Verjährung keinen Einfluß, wenn der Besitznachfolger, der den Besitz mit Willen des Vorgängers erhalten hatte, die Sache später unterschlägt oder den Besitz durch eine andere unerlaubte Handlung fortdauern läßt, ganz abgesehen davon, daß eine entgegenstehende Regelung angesichts der praktischen Schwierigkeit, hier jeweils den genauen Zeitpunkt (des Vorsatzes der unterschlagenden Partei, Anm. des Richters) festzustellen, sehr unzweckmäßig wäre, während es sich keinesfalls rechtfertigen ließe, die Verjährung etwa schon mit dem Zeitpunkt der auf Willensübereinstimmung beruhenden Besitzübertragung neu beginnen zu lassen.“



Es gibt keine Mehrheit von begründeten Meinungen, die der von Coing  widerspricht.  Meine Schlußfolgerung muß auf meiner Beurteilung der Stichhaltigkeit der Argumente gründen, die von den Experten vorgebracht wurden, sowie der Kommentare, auf die sie sich stützen.



Entgegen dem Bedürfnis für richterliche Kollegialität scheint mir die Rechtfertigung von Feldmanns, eines Richters, für die Ansicht, daß die spätere Unterschlagung keine Wirkung auf die Anwendung von § 221 habe, nicht überzeugend zu sein.  Er spricht von der praktischen Schwierigkeit, den genauen  Zeitpunkt festzustellen, in dem ein Besitzer den Vorsatz zur Unterschlagung faßt.  Diese Änderung des Vorsatzes ist in rechtlicher Hinsicht entscheidend (siehe Professor Brunner, Absatz 105).   Faßt im Laufe einer treuhänderischen Besitzübergabe der Übernehmer den Vorsatz,  die Sache für sich zu behalten, wird er zum Eigenbesitzer.  Während dies die rechtliche Position ist, wird  die Änderung des Vorsatzes für Beweiszwecke  nicht wahrnehmbar  sein, bis der Übernehmer eine Handlung begeht, die mit den Bedingungen der treuhänderischen Besitzüberlassung nicht in Einklang steht.  In anderen Worten, während rechtlich die Art des Besitzes sich in dem Augenblick ändert, in dem der Wille geändert wird, kann diese Änderung des Willens in Wirklichkeit nur dann festgestellt werden, wenn es irgendeine  äußerliche Manifestation  der Änderung gibt.  Professor Brunner stimmte zu, daß eine erkennbare Ausprägung (der Willensänderung - Anm. d. Übersetzers) erforderlich wäre, um sagen zu können, daß eine Unterschlagung stattgefunden hat (6. Verhandlungstag, S. 48).  Es scheint mir nicht so zu sein, daß es bei der Festlegung des Zeitpunkts der Unterschlagung irgendwelche praktische Schwierigkeiten macht, wenn bei Fehlen irgendeiner feststellbaren Unterschlagungshandlung, ein Sinneswandel nie entdeckt werden wird.



Professor Brunner beruft sich auf die Bedeutung, daß ein Dritter sich auf den äußeren Anschein der Rechtmäßigkeit stützen kann.  Als Rechtfertigung für die Regel, daß § 221 trotz einer Unterschlagung gilt, wird der Schutz eines unschuldigen Dritten angeführt, der sich auf den äußeren Anschein der Rechtmäßigkeit der Transaktion verlassen können müsse.  Ich hielt dies nicht für eine überzeugende Erklärung für die Unterscheidung zwischen Diebstahl und Unterschlagung.  Ein unschuldiger Dritter fällt wahrscheinlich genau so leicht auf jemanden herein, der eine Sache unterschlagen hat, wie auf den Dieb.  Es ist unwahrscheinlich, daß einer von beiden seine Unehrlichkeit offenbaren wird.  Die Wahrscheinlichkeit, daß ein Dritter eine Unterschlagung aufdeckt, ist nicht größer, als daß er einem Diebstahl auf die Spur kommt.



Dilchers Rechtfertigung für die Regel, daß keine Besitznachfolge vorliegt, wenn der Besitz widerrechtlich erworben wurde, nämlich, daß anderenfalls eine unerlaubte Handlung die Vorteile genießt, die sich aus § 221 ergeben,   gilt,  wie mir scheint,  gleichermaßen für die Unterschlagung (siehe Professor Siehrs Zusatzgutachten, Absatz 3(b)).



Mr. Brindle QC stützt sich darauf, daß gerade das Konzept der verbotenen Eigenmacht den Schlüssel für das Problem darstelle.  Wer den Besitz mit Willen des mittelbaren Besitzers erlangt habe,  könne   diesem gegenüber keine verbotene Eigenmacht ausüben (Professor Brunner, Absatz 109).  Professor Brunners Ansicht stützt sich auf die Kommentare,   die  ich  bereits erwähnt habe (Abschnitt 113-116).  Meines Erachtens liefert keiner der Kommentare eine überzeugende Zurückweisung von Coings Ansichten.  Sobald eine Unterschlagung stattgefunden hat, ändert sich die Art des Besitzes; es ist Eigenbesitz entstanden.  Unter diesen Umständen erscheint es mir nicht vernünftig denkbar, daß ein unmittelbarer Besitzer, der durch Unterschlagung die Art seines Besitzes ändert, in der Lage sein sollte, jemandem, auf den der Besitz übergeht, die Verjährungszeit zustatten kommen zu lassen, die während der Zeit ablief, zu der er unmittelbarer Besitzer, aber kein Eigenbesitzer war.  Es erscheint mir  logisch,  daß die Kette des Nicht-Eigenbesitzes  unterbrochen wurde.  Dementsprechend übernehme ich in diesem Punkt Professor Siehrs Auffassung, die sich auf Coings Kommentar gründet.  Dies besagt nicht, daß das Verstreichen der Verjährungszeit demjenigen, auf den der Besitz übergeht, überhaupt nicht zustatten kommt.  Demjenigen, auf den der Besitz übergeht, wird kraft § 221 diejenige Verjährungszeit zustatten kommen, die verstrichen ist, während die Sache im Besitz eines übertragenden Besitzers war, der eine Unterschlagung begangen hat  (siehe Professor Brunner, 6. Prozeßtag, Seite 10).  Demjenigen, auf den der Besitz übergeht, wird ein Verstreichen der Verjährungszeit vor der Unterschlagung nicht zugute kommen.

Unter diesen Umständen ziehe ich die Schlußfolgerung, daß die deutsche Verjährungsfrist zur Zeit der Klageerhebung, was die Bundesrepublik Deutschland betrifft,   im Jahre 1997 und, was die  Stadt Gotha betrifft,  im Jahre 1993 nicht abgelaufen war.  Die Frist begann entweder, als Frau Dikeni 1987 das Gemälde unterschlug oder als es im selben Jahr von Rohde unterschlagen wurde.  Der Anspruch der Kläger scheitert nicht an der deutschen Verjährungsfrist von 30 Jahren.



II.4	Ordre Public



Falls  ich zu dem Ergebnis gekommen wäre,   der Anspruch der Kläger sei nach deutschem Recht verjährt, wäre es erforderlich gewesen, zu untersuchen, ob dieses Recht dem englischen ordre public zuwiderläuft.  Ich lege hiermit meine Schlußfolgerungen zu diesem Aspekt dar; dies kann den Rahmen für eine künftige Auseinandersetzung abgeben, und ich treffe weitere hierzu relevante Tatsachenfeststellungen.



Absatz 2(1) des Foreign Limitation Periods Act von 1984 sieht folgendes vor:



„(1)	In jedem Fall, in dem die Anwendung des obenstehenden § 1 in irgendeiner Weise (gemäß untenstehendem Unterabsatz (2) oder anderweitig) dem ordre public zuwiderläuft, ist dieser Paragraph in dem Ausmaß unanwendbar, in dem seine Anwendung einen Konflikt auslösen würde.



 (2)	Die Anwendung des obenstehenden § 1  auf Klagen oder Verfahren verstößt gegen den ordre public in dem Ausmaß, in dem seine Anwendung für eine Person, die in diesen Klagen oder Verfahren Partei ist oder werden kann, eine unbillige Härte mit sich bringt.“



Die Kläger behaupten, daß, falls die deutsche Verjährungsfrist abgelaufen sei, diese gemäß § 2(1) nicht angewendet werden sollte, da sie gegen den englischen ordre public verstoße.  Ich werde meine Entscheidung,  die Anwendung der deutschen Verjährungsfrist, auszuschließen, nach den folgenden Grundregeln treffen.



(1)	Der ordre public sollte bei der   Nichtanwendung einer ausländischen Verjährungsfrist nur in Ausnahmefällen in Anspruch genommen werden.  Ein zu bereitwilliger Rückgriff auf den  ordre public  würde unser System des internationalen Privatrechts zum Scheitern bringen, welches „besteht, um ausländische Rechte zu verwirklichen, nicht, um sie zu zerstören“ (siehe Law Commission Report Nr. 114 3.2(ii), 4.35 und J. Evans im Fall Arab Monetary Fund -v- Hashim [1993] 1 Llozds Rep. 543, Absatz 592 (bezugnehmend auf die Auffassung des Rechtsausschusses, daß er nur „unter den ungewöhnlichsten Umständen“ angewandt werden sollte (Absatz 4.39)).



(2)	Die Anwendung ausländischen Rechts sollte nur dann ausgeschlossen werden, wenn dieses Recht einem „Grundprinzip der Gerechtigkeit“ zuwiderläuft (siehe Law Commission Report Nr. 114, 4.43 und 4.44).  Im Fall The Estate of Fuld, decd, (Nr. 3) [1968], S. 675 sagte Mr. Justice Scarman:



„... ein englisches Gericht wird sich weigern, ein Gesetz anzuwenden, das seinem Rechtsempfinden oder Sittenkodex Hohn spricht“ (687).



Im Fall Oppenheimer  -v-  Cattermole [1976] AC 249  lehnte das House of Lords es mit Hinweis auf den ordre public ab, eine nach Rasse diskriminierende Gesetzgebung anzuerkennen; in derselben Weise würden unsere Gerichte es auch ablehnen, diskriminierendes Verjährungsrecht anzuerkennen.



(3)	Das fundamentale Grundprinzip der Gerechtigkeit, mit dem das ausländische Recht in Konflikt steht, muß klar festzustellen sein.  Das Verfahren bei dieser Feststellung darf nicht von der individuellen Auffassung eines Richters von Zweckdienlichkeit oder Fairness abhängen, sondern von der Möglichkeit, klar ein Prinzip zu erkennen, das sich aus unserem eigenen Verjährungsrecht oder einem anderen klar anerkannten allgemeinen Grundsatz des ordre public ergibt (siehe Absätze 4.35 und 4.45 des Law Commission Report Nr. 114).



Englische Gerichte sollten den ordre public nur dann ins Feld führen, wo ausländisches Recht ganz offenkundig mit dem ordre public nicht zu vereinbaren ist.  Der Rechtsausschuß ging davon aus, daß dieser Denkansatz übernommen würde und sah daher in seinem Gesetzentwurf von einer Empfehlung ab, das Wort „manifestly“ zu verwenden (offenkundig) (Absatz 4.38).



(4)	Das englische Verjährungsrecht dient dem Zweck, Beklagte vor überalterten Ansprüchen zu schützen, Anspruchsberechtigte zu ermutigen, Verfahren ohne unbillige Verzögerung einzuleiten und einem potentiellen Beklagten das Vertrauen zu vermitteln, daß er nach Verstreichen einer spezifischen Frist keiner Klage mehr ausgesetzt ist (Absatz 4.44 des Law Commission Report Nr. 114).



(5)	Die Anwendung einer ausländischen Verjährungsfrist wird nicht lediglich deswegen wegen Verstoßes gegen den ordre public ausgeschlossen werden, weil sie weniger großzügig als die vergleichbare englische Bestimmung ist (siehe den Fall Durham  -v- T & N PLC und andere) (unveröffentlichte Entscheidung des Court of Appeal vom 1. Mai 1996 durch Sir Thomas Bingham, Master of the Rolls, Seite 12).  Zur Berufung auf den ordre public muß ein anderer Grund als die bloße Zeitdauer aufgezeigt werden (siehe Absatz 4.46 des Law Commission Report Nr. 114).



Die Kläger stützen sich darauf, daß nach deutschem Recht weder der Wissenstand des Klägers noch die Tatsache, daß nicht berücksichtigt wird, daß das Gemälde gestohlen wurde, daß die Beklagten keine gutgläubigen Käufer waren und die Beklagten vorsätzlich und skrupellos Identität und Anschrift der Firma Cobert verschleiert hatten, Berücksichtigung finden.



Es trifft zu, daß es spezielle Regeln gibt, nach denen im englischen Recht die Frist erst dann einsetzt, wenn die Kenntnis von relevanten Tatsachen mit normalen Mitteln  hätte  erlangt werden können.  Diese Regeln gelten jedoch nur in bezug  auf Klagen wegen Körperverletzung (§§ 11 bis 14), wegen verdeckter Schäden (§ 14(a)),  Schadensersatzansprüchen wegen körperlicher Behinderung (§ 28), bei Betrug oder vorsätzlicher Verschleierung seitens des Beklagten oder wenn Klage auf ein Rechtsmittel wegen Irrtums erhoben wird (§ 32).  Die These, daß eine ausländische Verjährungsfrist, die nicht den Wissensstand eines Klägers berücksichtigt, geeignet ist, gegen den ordre  public zu verstoßen, geht mir zu weit.  Berücksichtigt eine ausländische Verjährungsfrist, die beispielsweise für eine Klage wegen Körperverletzung von Belang ist, den Wissensstand eines Klägers nicht, könnte man durchaus die Meinung vertreten, daß dies  unseren  ordre public zuwiderläuft  oder zumindest für einen Kläger eine unbillige Härte mit sich bringt und aus diesem Grund dem englischen ordre public zuwiderläuft (siehe Urteil von Sir Thomas Bingham MR im Fall Durham (s.o.), Seiten 11-12).  Unser Recht zu verdeckten  Schäden bietet ein weiteres Beispiel.  Vor dem Latent Damage Act 1986 wurde der Rechtssatz, nach dem die Frist beim Entstehen des Schadens zu laufen beginnt, als „prinzipiell nicht zu rechtfertigen“ und als „hart und absurd“ beschrieben (siehe Pirelli General Cable Works Ltd.  -v-  Oscar Faber & Partners [1983] 2 AC 1, 19F).



Es wird vorgetragen, daß die Anwendung einer deutschen Verjährungsfrist  mit dem  ordre public  nicht zu vereinbaren sei, wenn die Firma Cobert vorsätzlich und skupellos Tatsachen verschleiert habe, die für den Anspruch der Kläger von Belang sind.  Die Kläger stützen sich auf die Tatsache, daß der Firma Cobert, vertreten durch Herrn Montgomery, von Mina Breslaw mitgeteilt worden war, daß das Gemälde aus Gotha abhanden gekommen war (siehe Aussage Mina Breslaw, Absatz 26).  Herr Montgomery wußte, zumindest im November 1991, daß das Gemälde gestohlen worden war, da er dies Herrn Feigen, einem Kunsthändler in New York, gegenüber erklärte (siehe Aussage Feigen, Absatz 4).  Herr Montgomery sagte ihm, er glaube, daß die Verjährungsfrist in Rußland und Deutschland abgelaufen seien und im Vereinigten Königreich etwa zwei Jahre nach dem Zeitpunkt ihres Treffens ablaufen würden (siehe Aussage Feigen, Absatz 5).  Als die Stadt Gotha am 16. Dezember 1991 brieflich von Sotheby’s kontaktiert wurde, wurde ihr mitgeteilt, Sotheby’s sei von einem Dritten beauftragt worden, das Gemälde zu versteigern.  Sotheby’s gab an, das Bild sei als verschollen registriert, und es sei Unternehmenspolitik, Gegenstände nicht zu versteigern, ohne sie vorher ihren vorherigen Eigentümern anzubieten.  Sotheby’s machte ein bis zum 15. Januar 1992 gültiges Angebot, das Gemälde für £700,000 zu verkaufen.  Trotz der zweimal im April 1992 und zweimal im Juni 1992 geäußerten Bitte um Bekanntgabe der Identität der Firma Cobert wurde deren Identität erst am 19. Juni 1992 offengelegt,  und die Adresse wurde erst am 16. Juli 1992 mitgeteilt.  Als das Gemälde im April 1992 im Katalog der Firma Sotheby’s erschien, wurde nicht auf den Diebstahl hingewiesen, von dem Herr Montgomery mit Herrn Feigen schon im November 1991 gesprochen hatte.



Ich stelle diese Tatsache nicht als Kritik an der Firma Sotheby’s, die nicht vor mir erschienen ist, fest, sondern als Kritik an der Firma Cobert, die sich durch Herrn Montgomery schon im November 1991 dahingehend geäußert hatte,   das Gemälde sei gestohlen gewesen,   anschließend jedoch behauptete, es handele sich um eine Schenkung.



Mr.  Brindle QC behauptet im Namen der Firma Cobert, eine vorsätzliche Verschleierung seitens der Firma Cobert sei ohne Belang für die Tatsache, daß die Verjährungsfrist nach deutschem Recht abgelaufen sei.  Sie sei lange abgelaufen gewesen, bevor die Firma Cobert das Gemälde erwarb.



In Section 32 wird folgendes bestimmt:



„(1) Vorbehaltlich untenstehender Abschnitte (3) und (4A) gilt folgendes: wenn bei einer Klage, für die durch dieses Gesetz eine Verjährungsfrist vorgeschrieben ist, entweder



....  (b) Tatsachen, die für das Recht des Klägers auf Klageerhebung von Belang sind, ihm von dem Beklagten vorsätzlich verheimlicht worden sind, .... setzt der Beginn der Verjährungsfrist erst dann ein, wenn der Kläger .... die Verschleierung .... entdeckt hat oder sie mit angemessener Sorgfalt hätte entdecken können.



Als Beklagter im Sinne dieses Absatzes gilt auch der Vertreter des Beklagten ....“



Meines Erachtens hat die Firma Cobert in der Tat Tatsachen, die für das Recht des Klägers auf Klageerhebung von Belang sind, vorsätzlich verschwiegen.  Die Firma Cobert verschleierte ihre Identität, ihre Anschrift, ihr Wissen um den Verlust des Gemäldes im Jahre 1989, als das Gemälde erworben wurde, und ihr Wissen um den Diebstahl, das durch die Aussage von Herrn Feigen im November 1991 offenbar wurde.  Im Fall Sheldon -v- R.H.M. Outhwaite (Underwriting Agencies) Ltd. [1996] 1 AC 102 entschied das House of Lords, daß Section 32(1)(b) des Gesetzes von 1980 im Wortlaut anwendbar war, wenn die tatbestandlich relevante Verschleierung nach dem Entstehen des Klagegrundes stattfand, und zwar selbst dann, wenn die Verschleierung nach Ablauf der Verjährungsfrist vorgenommen wurde.  In seinem Urteil legte Lord Keith dar, daß eine Auslegung, die dazu führe, daß die Verschleierung zeitgleich mit dem Entstehen des Klagegrundes vorgenommen sein müsse, folgendes bedeuten würde:



„.... eine Verschleierung, die einen Monat oder sogar nur einen Tag nach dem Entstehen des Klagegrundes vorgenommen wird, würde dem Kläger überhaupt keinen Schutz bieten.  Ein stichhaltigeres Argument gegen diese Interpretation ist vielleicht dadurch gegeben, daß dann selbst durch eine Verschleierung, die mehr als sechs Jahre nach dem Entstehen des Grundes für die Klage vorgenommen würde, Section 32(1) ins Spiel gebracht würde.  Dies ist jedoch kein realistischer Einwand, da es undenkbar ist, daß ein potentieller Beklagter Sachverhalte, die für den Klagegrund von Belang sind, selbst dann zu verschleiern versucht, wenn nach dem Entstehen des Klagegrundes mehr als sechs Jahre verstrichen sind.“



Im vorliegenden Fall ist jedoch genau dieses undenkbare Ereignis eingetreten; die Firma Cobert hat planmäßig Sachverhalte lange nach dem Zeitpunkt verschleiert,   zudem  sie glaubte, daß  die deutsche Verjährungsfrist abgelaufen sei.



Nach Lord Browne-Wilkinson besteht das zugrundeliegende Grundprinzip darin, daß Beklagte  nicht  berechtigt sein sollten,



„von ihrem eigenen, ihnen vorgeworfenen, skrupellosen Verhalten zu profitieren, indem sie vorsätzlich Fakten verschleiern, die für den Anspruchsgrund des Klägers  von Belang sind.“  (145 H)



Lord Nichols war der Auffassung, daß beide Konzepte wenig attraktive Alternativen zur Folge hätten.



„Wenn eine anfängliche Verschleierung den Beginn der Frist aufhalten kann, so sollte dies gleichermaßen für spätere Verschleierung gelten.  Der beiden zugrundeliegende Unrechtsgehalt ist derselbe.“  (152 E).



Er wies jedoch auf die Absurdität des Gegenarguments hin, daß



„die rechtliche Auswirkung der Verschleierung darin besteht, dem Beklagten den Nutzen der Frist, wie kurz oder lang sie auch gewesen sein mag, zu entziehen, die bereits zu seinem Gunsten verstrichen ist, bevor die Frage der Verschleierung auftritt.“



Er schloß damit, daß er, sollte er zu einer Wahl gezwungen sein, sich den Denkansatz von Lord Keith und Lord Browne-Wilkinson zu eigen machen würde (155 A bis B).



Das englische Recht bestimmt daher, daß das Verstreichen von Zeit keinem Beklagten zustatten kommt, der sich der vorsätzlichen Verschleierung schuldig gemacht hat, wann immer diese vorsätzliche Verschleierung stattfindet, bis der Kläger die Verschleierung entdeckt hat oder sie mit angemessener Sorgfalt hätte entdecken können.



Trotz der Entscheidung im Fall Sheldon bin ich nicht der Auffassung, daß es möglich ist, mit ausreichender Klarheit eine Regel des ordre public zu ermitteln, die einem Beklagten den Nutzen des Zeitablaufs entzieht, der ihm bereits zugute gekommen war, bevor er sich der vorsätzlichen Verschleierung schuldig gemacht hat.  Dementsprechend ist es nicht möglich, ein ausländisches Verjährungsrecht lediglich deshalb nicht anzuwenden, weil in diesem ausländischen Recht nicht dieselben Rechtsfolgen der Verschleierung berücksichtigt werden, die das House of Lords als Rechtsfolgen von § 32(1)(b) festgestellt hat.  Möglicherweise läßt sich eine Regel des ordre public feststellen, die beinhaltet, daß ein Beklagter kein Recht auf die Früchte einer vorsätzlichen Verschleierung haben soll, wenn diese Verschleierung zur Verjährung der Klage führt.  Eine ausländische Rechtsvorschrift jedoch, die eine vorsätzliche Verschleierung unbeachtet läßt, wenn diese keine kausale Wirkung auf das Ablaufen einer Verjährungsfrist hat, scheint mir keinem Grundprinzip der Rechtsordnung zuwiderzulaufen.  Die Entscheidung im Fall Sheldon war meines Erachtens vom Wortlaut der gesetzlichen Vorschrift diktiert und ist das Ergebnis der Auslegung dieses Gesetzes.



Die Kläger stützen sich auch auf die Tatsache, daß das Gemälde seinem rechtmäßigen Eigentümer gestohlen worden war, und daß der gegenwärtige Besitzer, die Firma Cobert, noch nicht einmal behauptet, daß er oder irgendeiner seiner Vorgänger das Gemälde in gutem Glauben gekauft habe, oder daß die Firma Cobert das Eigentum an dem Gemälde habe.  Falls englisches Verjährungsrecht Anwendung fände, unterläge diese Klage nicht den Verjährungsfristen nach Sections 2 und 3 des Limitation Act von 1980.  Section 4 bestimmt folgendes:



„(1)	Das Recht jeder Person, der eine bewegliche Sache gestohlen wird, eine Klage in bezug auf diesen Diebstahl zu erheben, unterliegt nicht den Verjährungsfristen nach Sections 2 und 3(1) dieses Gesetzes; erlischt jedoch ihr Eigentum an der Sache nach Section 3(2) dieses Gesetzes, so kann sie keine Klage in bezug auf einen Diebstahl anstrengen, der zeitlich vor dem Verlust ihres Eigentumsrechts liegt, es sei denn der fragliche Diebstahl ist im Sinne von Section 3(2) der verbotenen Eigenmacht, von der ab die Frist zu laufen begann, vorausgegangen.



(2) 	Der obige Absatz (1) ist auf jede verbotene Eigenmacht im Zusammenhang mit einem Diebstahl einer beweglichen Sache anzuwenden, wie er auch auf den Diebstahl einer beweglichen Sache selbst gilt; außer in den unten angegebenen Fällen gilt weiterhin jede verbotene Eigenmacht, die auf den Diebstahl einer beweglichen Sache folgt, bevor die Person, der sie gestohlen wird, den Besitz an der Sache wiedererlangt, im Sinne dieses Abschnittes als im Zusammenhang mit dem Diebstahl stehend.



Kauft jemand die gestohlene Sache in gutem Glauben, gilt weder der Kauf noch eine auf ihn folgende verbotene Eigenmacht als mit dem Diebstahl zusammenhängend.



(3) 	Jeder Klagegrund, der sich aus dem Diebstahl einer beweglichen Sache oder aus einer verbotenen Eigenmacht, die im Zusammenhang mit dem Diebstahl einer beweglichen Sache, Personen, denen die Sache gestohlen wurde, ergibt, wird bei der Anwendung von Section 3(1) oder (2) dieses Gesetzes auf ihr Klageverfahren außer acht gelassen.



(4) 	Wird in einer Klage wegen verbotener Eigenmacht an einer beweglichen Sache nachgewiesen, daß die Sache dem Kläger oder jemandem,  in dessen Namen er die Klage erhebt, gestohlen wurde, wird bis zum Nachweis des Gegenteils angenommen, daß die verbotene Eigenmacht, die auf den Diebstahl folgt, mit dem Diebstahl in Zusammenhang steht.



(5)	In dieser Section schließt „Diebstahl“ das folgende ein:



(a)	jede Handlung außerhalb von England und Wales, die als Diebstahl zu werten wäre, wenn sie in England und Wales begangen worden wäre,



und Bezugnahmen in dieser Section darauf, daß eine Sache „gestohlen“ worden  ist, sollen entsprechend ausgelegt werden.“



In dem vorliegenden Fall folgte die verbotene Eigenmacht zeitlich auf den Diebstahl und war daher im Sinne von Section 4 „im Zusammenhang mit dem Diebstahl zu sehen.“





Es scheint mir möglich, aus diesen Gesetzesmaterialien eine Regel des englischen ordre public abzuleiten, wonach der Ablauf einer Frist weder dem Dieb noch irgend jemandem, auf den der Besitz übertragen wurde und der kein gutgläubiger Käufer ist, zugute kommen soll.  Das Recht begünstigt den wahren Eigentümer von gestohlenen Gegenständen, unabhängig von der Länge des Zeitraums, der seit dem ursprünglichen Diebstahl verstrichen ist.  Wird die Anwendung des deutschen Verjährungsrechts nicht ausgeschlossen, führt dies dazu, daß ein Käufer begünstigt wird, der kein Eigentumsrecht an dem Gemälde hat und der noch nicht einmal behauptet, er oder seine Vorgänger hätten das Gemälde in gutem Glauben gekauft.  Einer Partei, die zugibt, nicht in gutem Glauben gehandelt zu haben, zu gestatten, sich das Verstreichen der Frist anzurechnen, während der die Kläger keine Kenntnis über den Verbleib des Gemäldes und keine Möglichkeit hatten, es wiederzuerlangen, verstößt meines Erachtens gegen den ordre public, der seinen gesetzlichen Ausdruck in Section 4 gefunden hat.  Der Firma Cobert zum Erfolg zu verhelfen, wenn sie nach eigenem Vorbringen wußte oder vermutete, daß das Gemälde gestohlen sein könne oder daß etwas mit der Transaktion nicht in Ordnung sei, oder wenn sie sich in einer Weise gerierte, die mit dem Handeln eines ehrlichen Menschen nicht vereinbar ist, rührt an das Gewissen des Gerichts.   Darüber hinaus untergräbt die Feststellung einer solchen Regel des ordre public keineswegs die Zwecke eines Verjährungsgesetzes; weder gibt es einen Grund, warum ein Beklagter in der Lage der Firma Cobert vor dem hier geltend gemachten Anspruch geschützt werden sollte, noch hält die Feststellung einer solchen Regel des ordre public Anspruchsberechtigte davon ab, ohne unbilliges Zuwarten,  Gerichtsverfahren einzuleiten.  Ich kann keinen Widerspruch zu dem grundlegenden  allgemeinen Bedürfnis an einem Verjährungsgesetz erkennen, wenn man anerkennt, daß das Opfer eines Diebstahls, das keine Möglichkeit hatte, den Anspruch eher geltend zu machen, berechtigt sein sollte, seine Rechte geltend zu machen, unabhängig davon, wie lang der Zeitraum ist, der seit dem ursprünglichen Diebstahl verstrichen ist.   Entsprechend dem Vortrag von Mr.  Brindle QC  trifft es zu, daß das deutsche Recht, statt vorzusehen, daß bei einer Klage, die in bezug auf eine gestohlene bewegliche Sache erhoben wird, keine Verjährungsfrist gilt, eine recht lange Verjährungsfrist vorsieht.  Diese Erwägung schien mir jedoch nicht ausreichend, um die Rechte des Opfers eines Diebstahls den Rechten von jemandem vorzuziehen, der nicht in gutem Glauben gehandelt hat.  Es schien mir auch nicht von Belang zu sein, daß in diesem Fall der Kläger die Bundesrepublik Deutschland ist, die die Nichtanwendung ihrer eigenen Gesetze anstrebt.  Die Frage, ob die Anwendung eines ausländischen Gesetzes  aus Gründen des englischen ordre public ausgeschlossen werden soll, kann, so scheint es mir, nicht von der Rechtsnatur des Klägers abhängen, der die Nichtanwendung dieses Gesetzes anstrebt.  Ich sollte jedoch klarstellen, daß, wenn  das Opfer des Diebstahls, nachdem es die anspruchsrelevanten Fakten entdeckt hatte, selbst die Klage hinausgezögert hätte, dies sehr wohl ein Grund gegen  die Nichtanwendung des ausländischen Gesetzes sein könnte (siehe Law Commission Report Nr. 114, Absatz 4.47).



Die Bundesrepublik Deutschland hat kein  „forum - shopping“ betrieben.  Die Zuständigkeit für ihre Klage lag außerhalb ihrer Kontrolle; es war die Firma Cobert, die sich entschieden hatte, das Gemälde in England zu kaufen und hier an ihm verbotene Eigenmacht zu begehen.



Ich sollte betonen, daß meine Einstellung zum ordre public  nicht darauf beruht, daß es sich bei der fraglichen Sache um ein Gemälde handelt, das seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in Gotha öffentlich ausgestellt gewesen war.  Es gab  einigen streitigen Vortrag zu dem auf Kunstwerke anwendbaren Recht, der wohl, wie ich fürchte, zum Teil durch meine eigenen Bemerkungen angeregt wurde.  Ich bin im Hinblick auf öffentliche Kunstsammlungen auf die Ratsrichtlinie 93/7/EWG vom 15. März 1993  über  die  „Rückgabe  von  unrechtmäßig  aus   dem  Hoheitsgebiet  eines Mitgliedstaats verbrachten Kulturgütern“ hingewiesen worden.        In Artikel  7 wird eine Verjährungsfrist von dreißig Jahren beginnend mit dem Zeitpunkt festgesetzt, zu dem das Kulturgut unrechtmäßig aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbracht wurde, wobei diese Frist sich bei Kulturgütern, die Bestandteil öffentlicher Sammlungen sind, auf fünfundsiebzig Jahre verlängert.  Diese Richtlinie und insbesondere Artikel 7 hat in Großbritannien durch die Return of Cultural Objects Regulations von 1994 (SI 1994, Nr. 501) Rechtskraft erlangt, doch muß bemerkt werden, daß die Bestimmungen nur für Kulturgüter gelten, die seit dem 1. Januar 1993 aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats verbracht worden sind (siehe § 1(3) der Verordnung).  Großbritannien verlieh der Verordnung keine  rückwirkende  Wirkung, wozu es nach Artikel 14.2 der Richtlinie berechtigt gewesen wäre.  Ich kann anhand dieser Bestimmungen keine Regel des ordre public mit Relevanz zu einem  nach dem Krieg gestohlenen Gemälde erkennen.  Auch wenn es verlockend wäre, spezielle Beurteilungsmaßstäbe für ein Kunstwerk gelten zu lassen, wenn die Aussicht besteht, daß es wieder der Öffentlichkeit zugänglich ausgestellt wird, sollte ein solcher Gedanke für mich  keine Rolle spielen.  Hätte ich diesen Umständen ausschlaggebende Wirkung gegeben, müßten meine Bermerkungen zu den „charakteristischen Deduktionen einiger weniger juristischer Köpfe“ gezählt werden (siehe Zitat ohne Quellenangabe in dem Aufsatz: „The Foreign Limitation Periods Act 1984",  PB Carter (1985) 101 LQR 68, 71).



Die Kläger stützen sich bei ihrem Vortrag, die Anwendung des deutschen Verjährungsrechts würde eine unbillige Härte mit sich bringen, auch auf Section 2(2) des Gesetzes von 1984.  Im Fall Jones  -v-  Trollope Colls Cementation Overseas Limited (Times Law Reports 26. Januar 1990), sagte Lord Justice Farquharson folgendes:



„..... durch das Wort unbillig wurde etwas hinzugefügt, daß über einen Härtefall hinausging.  Es bedeutete übermäßige Härte oder größere Härte, als nach den Umständen gerechtfertigt war.“



Im Fall AMF -v-  Hashim (s.o.) betonte Mr. Justice  Evans, daß die Absicht bestand, die  Bestimmung,  eng auszulegen (Seite 592).  Darüber hinaus sagte er folgendes:



„Es kann nicht gesagt werden, daß die Dreijahresfrist für Ansprüche dieser Art (nach dem Recht der Golf-Emirate, Anm. des Richters) so kurz sei, daß die Kläger unbillige Härte lediglich aus dem Grund erleiden, daß sie auferlegt wird.  Es müssen einige Faktoren hinzukommen, die die Härte übermäßig werden lassen.“



Solch ein zusätzlicher Faktor hätte vorliegen können, wenn die Kläger aufgrund von Übergangsbestimmungen unterlegen wären, die nur unter besonderen Voraussetzungen  auf den Fall anwendbar waren (siehe Seite 593 und Saville L.J. beim Berufungsgericht, Seite 600).  Im vorliegenden Fall besteht der zusätzliche Faktor,  auf den man sich über die bloße Auswirkung einer Verjährungsfrist von dreißig Jahren beruft, darin, daß die Kläger Opfer eines Diebstahls waren und daß sie in der Zeit zwischen dem Diebstahl und dem Jahr 1991 keine Möglichkeit hatten, von den Fakten Kenntnis zu erlangen, die es ihnen ermöglicht hätten, den Besitzer des Bildes und dessen Verbleib festzustellen.  Es ist jedoch schwierig, zu erkennen, wie dieser zusätzliche Sachverhalt die Berufung auf Section 2(2) unter Umständen rechtfertigen würde, in denen Section 2(1) nicht anwendbar ist.  Entweder existiert die von mir festgestellte Regel des ordre public  oder sie existiert nicht.  Existiert sie nicht, dann ist letztlich die Länge der deutschen Verjährungsfrist alles, worüber sich die Kläger beklagen.  Das ist aus sich heraus nicht ausreichend und ich wäre nicht willens gewesen, die Anwendung des deutschen Verjährungsrechts nach Section 2(1) auszuschließen, so hätte ich dies nicht in Anwendung von Section 2(2) getan.



Schlußfolgerungen



Dieses Urteil wäre nicht vollständig ohne eine angemessene Würdigung der Sachkenntnis und des Fleißes aller beteiligten Barrister, kompetent unterstützt von anderen Mitgliedern ihrer jeweiligen Ateliers, insbesondere Pamela Kiesselbach, Solicitor der Firma Cobert, und Dr. Michael H. Carl, Solicitor der Kläger.  Ihr Vortrag, ihre Übersetzungen und ihre Führung durch unvertrautes Gelände leuchteten als wären sie auf Kupfer gemalt.



Aus den von mir angegebenen Gründen komme ich zu dem folgenden Ergebnis:



I.1	Das Gemälde wurde im Januar 1946 aus Thüringen verbracht.



I.2	Das Eigentum ging kraft des Gesetzes vom 9. Oktober 1945, dessen enteignende Wirkung durch das Gesetz vom 4. Dezember 1945 nicht aufgehoben  wurde, auf das Land Thüringen über.



I.3	Wäre das Eigentum nicht 1945 übergegangen, wäre es im Wege der Auflösung der Kunststiftung am 14. Oktober 1950 auf das Land Thüringen übergegangen.



I.4	Englische Gerichte werden das Eigentum der Bundesrepublik Deutschland an dem Gemälde anerkennen und durchsetzen, unabhängig davon, ob es sich von dem Gesetz vom Oktober 1945 oder von der Auflösung im Jahre 1950 ableitet.



I.5	Es wurde nicht nachgewiesen, daß das Gemälde im Jahre 1987 auf das Territorium der Deutschen Demokratischen Republik gelangte.

I.6	Die Stadt Gotha kann kein Besitzrecht an dem Gemälde geltend machen.



II.1	Das Gemälde wurde im Jahre 1987 unterschlagen.



II.2	Die deutsche Verjährungsfrist ist zu berücksichtigen.



II.3	Der Anspruch ist nach deutschem Recht nicht verjährt.



II.4	Wäre der Anspruch verjährt gewesen, würde das deutsche Recht gegen den ordre public verstoßen.



In ihrer 1986 erschienenen Monographie und catalogue raisonné, „Wtewael und Dutch Mannerism“, berichtet Dr. Anne Lowenthal, daß zwischen 1975 und 1986 achtzehn Gemälde von Wtewael aus ihrem Schattendasein zurückgewonnen wurden.  Sie sagte voraus, es würden noch mehr Gemälde wieder erscheinen.  Sie schrieb, der Verbleib des Gemäldes der Heiligen Familie sei unbekannt.  Dies trifft nicht länger zu.  Gegenwärtig erröten Putti ungesehen in einer Hülle in einem Büroraum der  Firma Sotheby’s  (mir war als Richter ein lustvoll-verstohlener Blick gegönnt). Ob mein Urteil zu einer Erweiterung der Möglichkeiten derer führt, die Erbauung an niederländischen Manirierismus zu finden oder derer, die ihre Abneigung pflegen wollen, wird anderen überlassen bleiben.
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